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Stephan Ehmke

Vorwort:  
Otto von Bismarck, Immanuel Kant!

Die SWG hat im Jahre 2023 die Initiative 
„Wider die Bismarckhatz“  gestartet. 

Hintergrund war einerseits die Eliminierung 
der Erinnerung an den großen Reichskanzler 
im Auswärtigen Amt in Berlin, anderer-
seits die geplante Schändung des größten 
Bismarckdenkmals Deutschlands in Ham-
burg. Die SWG-Regio Kiel hat 2023 und 2024 
jeweils im April Bismarcktage durchgeführt, 
in deren Rahmen sich namhafte Referenten 

zu der von links gegen den Reichskanzler vorgebrachten Kritik 
äußerten. „Kritik“ ist dabei vielleicht nicht der richtige Ausdruck, 
es muss eigentlich „unhistorische Verleumdung“ heißen. Ein 
Kriegstreiber sei er gewesen, ein Antisemit, ein Arbeiterfeind und 
�.�R�O�R�Q�L�D�O�Y�H�U�E�U�H�F�K�H�U���� �'�D�E�H�L�� �Z�H�U�G�H�Q�� �J�H�À�L�V�V�H�Q�W�O�L�F�K�� �D�O�O�H�� �7�D�W�V�D�F�K�H�Q��
ausgeblendet. 

Die Tatsache, dass Bismarcks geniale Außenpolitik Deutschland 
und Europa vier Jahrzehnte Frieden und Prosperität bescherte. Die 
Tatsache, dass zu Bismarcks Freunden zahlreiche jüdische Persön-
lichkeiten zählten und er expressis verbis jeden Antisemitismus ab-
lehnte und verabscheute. Die Tatsache, dass der Reichskanzler die 
seinerzeit fortschrittlichste und weitgehendste Sozialversicherung der 
Welt einführte. Die Tatsache, dass der Reichskanzler den Erwerb von 
Kolonien nie erstrebte und lange zu verhindern versuchte. Und so 
weiter.

Am meisten verhasst dürfte Otto von Bismarck den heutigen bun-
desrepublikanischen Regierungsakteuren machen, dass er eine kon-
sequente Politik im Interesse Deutschlands verfolgte. Diese war we-
der nationalistisch noch anderweitig ideologiebelastet. Sie basierte 
auf der praktischen Vernunft, die grundsätzlich jede Politik bestim-
men sollte. Im Zentrum steht das Gemeinwohlprinzip, orientiert am 
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allgemeinen Sittengesetz, das der große deutsche Denker Immanuel 
Kant, dessen 300. Geburtstag wir in diesem Jahr feiern, in seinem 
berühmten „Kategorischen Imperativ“ zusammenfasste: „Handle 
so, dass die Maximen Deines Handelns allgemeines Gesetz werden 
könnten“. 

Otto von Bismarck hat sich – soweit möglich – daran gehalten. Er 
selber sah sein politisches Handeln als „Kunst des Möglichen“ an, die 
Maß und Ziel haben musste. Extreme Positionen und Fanatismus wa-
ren dem Reichskanzler in jeder Form verhasst. So wies er sowohl den 
politischen Katholizismus als auch den Marxismus in ihre Schranken, 
�D�O�V���V�L�H���Y�H�U�V�X�F�K�W�H�Q�����P�D�‰�J�H�E�O�L�F�K�H�Q���(�L�Q�À�X�V�V���D�X�I���G�H�Q���6�W�D�D�W���]�X���J�H�Z�L�Q�Q�H�Q����

Insofern war Bismarck ein geleh-
riger Schüler Kants. 

Heute sehen wir uns der Situ-
ation gegenüber, dass erneut 
wahnhafte und wirklichkeits-
feindliche Ideologie die deutsche 
Politik beherrscht. Mag man sie 
„Gender Mainstreaming“ oder 
„Klimarettung“ nennen. Gemein-
sam sind diesen Ideologien ein 
vernunftwidriger Moralismus, der 
Zug um Zug das Recht in unserem 
Land, einschließlich des Grundge-
setzes, ersetzt. 

Mit Moral hat dieser Moralis-
mus freilich nichts zu tun. Er ist 
schlicht fanatisch. Prof. Karl Al
brecht Schachtschneider, bedeu-
tender deutscher Staatsrechtler 

und bekennender Kantianer, drückt dies so aus: 

„Zunehmend setzt sich der Moralismus, nicht zu verwechseln mit 
der Moralität als Triebfeder der Sittlichkeit, gegen das Recht durch, 
selbst, wie dargelegt, gegen das Verfassungsrecht. »Politik ist aus-
übende Rechtslehre«, sagt Kant. Der Rechtsstaat ist demgemäß die 
Wirklichkeit des Rechts. Es gibt keine Moralität gegen das Recht. 

Otto von Bismarck, souveräner 
Gestalter einer verantwortungs-
ethischen Politik als Kunst des 
Möglichen.
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Das Prinzip der Sittlichkeit, das 
�6�L�W�W�H�Q�J�H�V�H�W�]���� �L�V�W�� �G�L�H�� �3�À�L�F�K�W���� �G�D�V��
Recht zu verwirklichen. Nicht je-
des Gesetz ist im positivistischen 
Sinne schon Recht, aber die Ge-
setze müssen geachtet werden, 
solange sie nicht geändert sind. 
Moralität ist der gute Wille, das 
Rechtsprinzip zu verwirklichen, 
in allem Handeln. Wenn sich 
�D�O�O�H�� �%�•�U�J�H�U�� �G�H�V�V�H�Q�� �E�H�À�H�L�‰�L�J�H�Q����
geht es dem Gemeinwesen gut, 
sonst nicht. Der Moralismus ist 
eine Form der Rechtlosigkeit … 
Moralismus ist das Gegenteil 
von Humanität und führt in den 
Bürgerkrieg.1“

Die Warnung Schachtschneiders 
sollten wir sehr ernst nehmen. 
Das Bundesverfassungsgericht 
hat in einem skandalösen Urteil 

aus dem Jahre 2022 die Grundrechte unter „Klimavorbehalt“ gestellt 
und damit de facto einer wahnhaften Ideologie geopfert. Verfassungs-
richter Harbarth hatte sich bereits im Zusammenhang mit „Corona“ 
zu der Aussage verstiegen: „Die Grundrechte gelten, aber sie gelten 
anders als vor der Krise“. Im Klartext heißt dies: Erfordert es der 
„Klimaschutz“ (ein ideologisches Konstrukt, da der Mensch das Kli-
ma gemäß seriöser wissenschaftlicher Erkenntnis gar nicht schützen 
kann), können Grundrechte durch die Politik eingeschränkt oder ganz 
ausgesetzt werden. 

Wie das funktioniert, haben wir während der so genannten „Coro-
na-Pandemie“ erleben müssen, die von vielen Kritikern als „Blaupau-
se“ für ein künftiges undemokratisches und diktatorisches Klimaregi-
me angesehen wird. 

1	 Schachtschneider, Karl Albrecht. Erinnerung ans Recht: Essays zur Politik unserer Tage. 
Kopp-Verlag, 2015, S. 63.

Immanuel Kant, überragender Phi-
losoph des Gemeinwohlprinzips: 
„Handle so, dass die Maximen Deines 
Handeln allgemeines Gesetz werden 
könnten.
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Wahnhafte Ideologie greift derzeit auch das Grundrecht auf freie 
Meinungsäußerung an. Die Hatz gegen Bürger, die anderer Meinung 
sind als die Regierenden, nimmt dabei mittlerweile pseudoreligiöse 
Züge an. Da wird von „Leugnern“ gesprochen, Dogmen werden auf-
gestellt,  es werden Hohepriester zu deren Schutz aufgeboten, Stra-
fen verhängt und virtuelle Scheiterhaufen errichtet. Der so genannte 
„Kampf gegen rechts“, der sich im Moment vor allem gegen die AfD 
richtet, droht Formen einer „Staatskirche“ anzunehmen.

Wer die Hauptprojekte der derzeit Deutschland Regierenden an-
greift, sei es Massenzuwanderung mit dem Ziel des Bevölkerungsaus-
tausches samt Islamisierung, die Deindustrialisierung unseres Lan-
des, die Schleifung unserer Souveränität durch „Pandemieverträge“, 
Kriegspolitik und -wirtschaft usw., bekommt es schnell mit der neuen 
Inquisition zu tun. Wo aber die Großinquisitorin Faeser auftaucht, 
sind Staatsanwalt und Geheimdienst nicht mehr weit.

Erfreulicherweise erkennen immer mehr Bürger, dass all dies un-
sere deutsche Kultur und Identität, Demokratie und Rechtsstaat und 
schließlich unsere Freiheit zu beseitigen droht. Sie ziehen die richti-
gen Schlussfolgerungen daraus, nicht zuletzt an der Wahlurne. Die 
Angst, die angesichts dessen die Obrigkeit ergreift, erfahren wir tag-
täglich aus den Medien. Doch inzwischen überziehen sie mit ihren 
repressiven Gegenmaßnahmen. Das Volk, der Souverän,  wird nicht 
mehr bereit sein, diesem Unrecht noch länger zu folgen.

Otto von Bismarck, dem Patrioten und Realpolitiker sowie Imma-
nuel Kant, der politisches und staatliches Handeln auf die Grundla-
ge der praktischen Vernunft stellen wollte, fühlt sich die SWG auch 
�Z�H�L�W�H�U�K�L�Q���Y�H�U�S�À�L�F�K�W�H�W���� �8�Q�V�H�U�H���$�U�E�H�L�W���J�L�O�W���G�H�U���S�D�W�U�L�R�W�L�V�F�K���N�R�Q�V�H�U�Y�D�W�L-
�Y�H�Q���3�R�O�L�W�L�N�Z�H�Q�G�H���L�Q���X�Q�V�H�U�H�P���/�D�Q�G�����:�L�U���K�R
u�H�Q�����G�D�V�V���X�Q�V�H�U�H�Q���W�U�H�X�H�Q��
Lesern diese Zielsetzung auch in diesem neuen Deutschland-Journal 
deutlich werden möge. In diesem Sinne wünschen wir eine spannende 
Lektüre!

Ihr Stephan Ehmke
Vorsitzender 



Staats- und Wirtschaftspolitische Gesellschaft e.V.
Geschäftsführender Vorstand

Liebe Mitglieder und Freunde der SWG!
In den zurückliegenden Monaten erreichte uns eine Welle der Solidarität und 
kameradschaftlichen Verbundenheit seitens der Mitglieder und Freunde der SWG 
in Form von Ermutigung, Zuspruch, Ratschlägen und Geldzuwendungen. Hierfür 
haben wir herzlichen Dank zu sagen. 
Die breite Unterstützung zeigt, dass die Versuche der derzeitigen Machtinhaber 
in Deutschland vergeblich sind, das konservativ-freiheitlich-patriotische Lager 
zu spalten. Ganz im Gegenteil. Die zunehmende Repression seitens des Kartells 
der Demokratiefeinde gegen Oppositionelle und Dissidenten schweißt das La-
�J�H�U���U�H�F�K�W�V���G�H�V���g�N�R�V�R�]�L�D�O�L�V�P�X�V���Z�H�L�W�H�U���]�X�V�D�P�P�H�Q���X�Q�G���Y�H�U�V�F�K�D
u�W���L�K�P���D�Q�K�D�O�W�H�Q�G�H�Q��
Zulauf. 
Auch die Bemühungen der Regierung, insonderheit der Bundesinnenministerin 
Faeser und ihres Geheimdienstchefs Haldenwang, die demokratisch-rechtsstaatli-
che Opposition mundtot zu machen, scheitern ein- ums andere Mal. Auch wir, die 
SWG, lassen uns unser Grundrecht auf freie Meinungsäußerung nicht verbieten. 
Nochmals herzlichen Dank für Ihre Unterstützung! 

An dieser Stelle möchten wir Sie auf eine  
wichtige Änderung unserer Bankverbindung hinweisen: 

Neues Spendenkonto der SWG!!!
IBAN: DE60 2005 0550 1397 1243 87 

BIC: HASPDEHHXXX  
bei Hamburger Sparkasse

Bitte nutzen Sie für Ihre Spenden an die SWG ab sofort nur noch diese 
Bankverbindung! 
Beachten Sie bitte auch, dass Spenden an die SWG leider nicht mehr steu-
erlich absetzbar sind. 

Hamburg, im Juli 2024

SWG e.V. - 20508 Hamburg - Postf. 261827 - T. 0152/05623778 –  
geschaeftsstelle@swg-mobil.de - www.swg-mobil.de – 

Hamburger Sparkasse IBAN: DE60 2005 0550 1397 1243 87

        Stephan Ehmke			               Bernd Kallina
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Kritische Gedanken zum Grundgesetz

Die Feiern zum 75. Jubiläum 
des Grundgesetzes (GG) vom 

23. Mai 1949 waren von Lob und 
Zustimmung geprägt. Dem kann 
man sich anschließen, denn auf sei-
ner Grundlage war es uns vergönnt, 
einen erfolgreichen demokratischen 
Rechtsstaat aufzubauen. Dennoch ist 
es zweckmäßig, Mängel aufzuspüren, 
die sich auf das schnell wandelnde 
politische Geschehen auswirken.
Wir sehen vor allem zwei kritische 
Punkte, die der Beachtung bedürfen:

Da ist erstens der individualistische Ansatz mit der Betonung 
der Grundrechte. Das führt zu der Frage, wer eigentlich für das 

�*�H�P�H�L�Q�Z�R�K�O���]�X�V�W�l�Q�G�L�J���L�V�W�����,�Q���G�H�U���Ä�:�H�L�P�D�U�H�U���9�H�U�I�D�V�V�X�Q�J�³���¿�Q�G�H�Q���Z�L�U��
zum Vergleich dazu den wesentlichen Verfassungsgrundsatz zum 
�%�H�L�V�S�L�H�O���L�Q���$�U�W�L�N�H�O�������������Ä�$�O�O�H���6�W�D�D�W�V�E�•�U�J�H�U���V�L�Q�G���Y�H�U�S�À�L�F�K�W�H�W�����Q�D�F�K��
Maßgabe der Gesetze persönliche Dienste für den Staat und die 
Gemeinde zu leisten.“ Im GG muß man lange nach einem Passus 
�V�X�F�K�H�Q�����G�H�U���G�H�P���%�•�U�J�H�U���E�H�V�W�L�P�P�W�H���3�À�L�F�K�W�H�Q���I�•�U���G�D�V���*�H�P�H�L�Q�Z�H�V�H�Q��
auferlegt. Immerhin spricht der Amtseid des Bundespräsidenten, 
des Kanzlers und der Minister gemäß Artikel 56 folgende Grund-
�S�À�L�F�K�W�� �D�X�V���� �Ä�,�F�K�� �V�F�K�Z�|�U�H���� �G�D�‰�� �L�F�K�� �P�H�L�Q�H�� �.�U�D�I�W�� �G�H�P�� �:�R�K�O�H�� �G�H�V��
deutschen Volkes (nicht der Bevölkerung! U-W) widmen, seinen 
Nutzen mehren, Schaden von ihm wenden, das Grundgesetz und 
�G�L�H���*�H�V�H�W�]�H���G�H�V���%�X�Q�G�H�V���Z�D�K�U�H�Q���X�Q�G���Y�H�U�W�H�L�G�L�J�H�Q�����P�H�L�Q�H���3�À�L�F�K�W�H�Q��
gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen jedermann über 
werde. So wahr mir Gott helfe.“ Ergänzend dazu kann die 3. Stro-
phe des Deutschlandliedes als Nationalhymne hinzutreten, die sich 
immerhin zum Deutschen Vaterland bekennt.

Den zweiten wesentlichen Mangel des Grundgesetzes sehen 
wir darin, daß die sogenannte „repräsentative Demokratie“ 

Reinhard Uhle-Wettler
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gemäß GG auf Bundesebene keine Volksentscheide und kein Volks-
begehren vorsieht, es sei denn, es geht um die Neugliederung des 
Bundesgebietes nach Artikel 29. Obwohl nach Artikel 20 GG Alle 
Staatsgewalt vom Volke ausgeht und die Parteien bei der politischen 
Willensbildung lediglich mitwirken (Art. 21), hat sich ein alles 
�G�X�U�F�K�G�U�L�Q�J�H�Q�G�H�U�� �X�Q�G�� �E�H�H�L�Q�À�X�V�V�H�Q�G�H�U�� �Ä�3�D�U�W�H�L�H�Q�V�W�D�D�W�³�� ���5���Y���:�H�L�]-
säcker) entwickelt. So kann der bekannte Demokratieforscher 
Professor Hans Herbert von Arnim in einem seiner zahlreichen 
wissenschaftlich umfassend begründeten Bücher sagen: „In An-
lehnung an Abbé Sieyés berühmtes Wort könnte man fragen: Was 
ist das Volk? Alles! Was hat es zu sagen? Nichts! In Deutschland 
scheinen bei der Zurückdrängung des Volkes überkommene ob-
rigkeitsstaatliche Denkweisen, die dem beschränkten bürgerlichen 
Untertanenverstand nichts zutrauen, mit dem Allmachtinteresse der 
Führungsgruppen der Parteien eine unheilige Allianz eingegangen 
zu sein. Die Folgen sind Bürgerferne und Parteienverdrossenheit 
der Bürger.“ (Der Staat als Beute, S. 360)
Bei Alexander Solchenizyn lesen wir in „Rußlands Weg aus der 
Krise“ „Für die grundlegende Entscheidung von Staatsschicksalen 
sind Parteien nicht zuständig, und man darf sie ihnen nicht überlas-
sen. Im Parteienradau würde unsere Provinz heruntergewirtschaftet, 
unser Dorf betrogen werden. Wir dürfen „Berufspolitikern“ keine 
Gelegenheit bieten, die Stimme des Volkes mit der eigenen zu 
vertauschen.“ (S.55)
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Der Bundeskanzler Willy Brandt hat einst die berühmte Forderung 
ausgesprochen: „Mehr Demokratie wagen!“ Ergänzend hierzu ist 
eine gemeinsame Erklärung zu erwähnen, welche die ehemaligen 
Bundespräsidenten Roman Herzog, Richard von Weizsäcker und 
Walter Scheel unter Federführung des amtierenden Präsidenten 
Johannes Rau  anläßlich der 50. Wiederkehr der Wahl des ersten 
�%�X�Q�G�H�V�S�U�l�V�L�G�H�Q�W�H�Q���D�P�����������6�H�S�W�H�P�E�H�U�������������Y�H�U�|
u�H�Q�W�O�L�F�K�W���K�D�E�H�Q������
Sie stellen einige besorgte Nachfragen an die Verfassungswirk-
lichkeit.
Darunter lautet die dritte Frage wie folgt: „Sind wir uns bewußt, 
daß unsere repräsentative Demokratie im Zeitalter globaler Ver-
änderungen mehr denn je des Engagements der Bürger und  ihrer 
Mitwirkung und Teilhabe an politischen Aufgabe bedarf?“
Es stellt sich also unerbittlich die Frage nach Verfassungsnorm und 
Verfassungswirklichkeit.
Außerdem wäre zu untersuchen, ob das Grundgesetz angesichts 
des Zeitgeistes und der politischen Entwicklungen nicht reformiert 
�Z�H�U�G�H�Q�� �P�X�‰�"�� �(�W�O�L�F�K�H���$�X�À�|�V�X�Q�J�V�H�U�V�F�K�H�L�Q�X�Q�J�H�Q�� �X�Q�V�H�U�H�V�� �9�R�O�N�H�V��
sind unübersehbar. Der Bestand von Familie, Volk und Nation und 
unserer traditionellen Kultur ist gefährdet. Das demographische 
�'�H�¿�]�L�W���� �G�L�H�� �0�D�V�V�H�Q�P�L�J�U�D�W�L�R�Q���� �G�H�U�� �6�R�X�Y�H�U�l�Q�L�W�l�W�V�G�H�I�H�N�W�� �D�X�I�J�U�X�Q�G��
unsachgemäßer EU-Politik, der absurde allgemeine „Kampf 
gegen Rechts“ mit dem Gebrauch der Sprache der Bolschewiki : 
„Faschisten“, „Nazis“ gegenüber sogenannten „Völkischen“ und 
„Nationalisten“, das allgemeine Klima der Denunziation und des 
Verdachts durch das Bundesamt für Verfassungsschutz,eine längst 
überholte Einrichtung zum Schutz der herrschenden Parteien. Vie-
les davon steht im Gegensatz zum Geist des GG. Dort heißt es im 
Artikel 33,3: „Niemand darf aus seiner Zugehörigkeit oder Nicht-
zugehörigkeit zu einem Bekenntnisse oder einer Weltanschauung 
ein Nachteil erwachsen.“
Angesichts der Gefährdung unserer Demokratie durch ihre Demo-
kraten kann die Berufung auf den Geist des GG eine notwendige 
Stütze im Getriebe der Verfassungswirklichkeit sein. Darum: Ein 
Hoch auf die Väter des Grundgesetzes!“

Reinhard Uhle-Wettler
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Stephan Ehmke

Meinungsfreiheit!

Die Staats- und Wirtschaftspolitische Gesellschaft e.V. (SWG) 
wird als Organisation der staatsbürgerlichen Bildung mit 

freiheitlich-konservativer Ausrichtung seit ihrer Gründung im 
Jahre 1962 in Diskriminierungsabsicht mit abwegigen Vorwür-
fen überzogen. Zuerst waren es die bezahlten Handlanger der 
„DDR“-Staatsicherheit in Westdeutschland auf sozialistischer und 
kommunistischer Seite, heute ist es vor allem das Machtinstrument 
der etablierten politischen Kräfte, der sogenannte „Verfassungs-
schutz“. Verfahren und Methoden gehen in die gleiche Richtung.

Der Verfassungsschutz Hamburg hat die SWG am 23. Juni 2023 als 
„gesichert rechtsextrem“ zum „Beobachtungsfall“ erklärt und dies in 
einer Presseerklärung bekanntgegeben. Die SWG wurde vorher we-
der informiert, noch hat ein rechtliches Gehör stattgefunden: So wird 
in Hamburg unmissverständlich die Objektstellung von Bürgern de-
monstriert!  Auch ein Gerichtsbeschluss gegen die SWG liegt nicht 
vor. Der SWG werden auch keine Rechtsbrüche in irgendeiner Form 
oder auch nur die Absicht, Rechtsbrüche zu begehen oder zu billi-
gen, vorgeworfen. Es wird ausschließlich die rechtmäßige Ausübung 
der Meinungsfreiheit mit diskriminierenden amtlichen Bewertungen 
staatlich bekämpft. Die Absicht ist erkennbar, damit ein Sanktionen-
system in Gang zu setzen, das letztlich auf die Unterdrückung einer 
politischen Richtung abzielt.

Inzwischen wurde durch Äußerungen des Verfassungsschutzes be-
�N�D�Q�Q�W���� �G�D�V�V�� �G�L�H�� �6�:�*�� �E�H�U�H�L�W�V�� �V�H�L�W�� ���������� �D�O�V�� �Ä�3�U�•
u�D�O�O�³�� �X�Q�G�� �V�H�L�W�� ����������
als „Verdachtsfall“ geführt wird: Also fand innerhalb von nur vier 
Jahren eine ziemlich schnelle „Hochstufung“ in drei Schritten statt! 
Dieses befremdliche Vorgehen erfolgt 60 Jahre nach Gründung des 
Vereins und dies, obwohl vorher Vorstöße der ehemaligen SED, die 
sich in Parlamentarischen Anfragen zum Ausdruck brachten, von der 
Hamburger Innenbehörde zugunsten der SWG zurückgewiesen wor-
den waren. Im Hamburger Verfassungsschutzbericht des Jahres 2022 
wird die SWG noch nicht erwähnt. Noch im Juli 2022 musste die 
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der Fraktion der Linkspartei 
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im Bundestag hin einräumen, dass keine Erkenntnisse über rechtsex-
treme Verbindungen der SWG vorlägen.

Die vom Hamburger „Verfassungsschutz“ gegen die SWG erho-
benen Vorwürfe, die zu der Einstufung als „gesichert rechtsextrem“ 
geführt haben, beruhen ausschließlich auf willkürlichen Auslegun-
gen von Meinungsäußerungen in Schriften der SWG. So soll etwa 
mit dem Gebrauch des Worts „Globalisten“ ein antisemitisches Nar-
rativ zum Vorschein getreten sein und eine Islamkritik wird als Men-
schenwürdeverstoß ausgemacht, weil nicht hinreichend zwischen 
Islam und Islamismus unterschieden worden sei. Vor allem wird 
Geschichtsrevisionismus zum Vorwurf gemacht. Der Vertrag von 
Versailles darf dann nicht als „Diktat“ bezeichnet werden. Welche 
Verfassungsgefährdung hier vorliegen soll, ist schleierhaft. Derartige 
amtliche Vorwürfe sind erkennbar abwegig, sie haben mit rechtlichen 
Kategorien nichts mehr zu tun, sondern sind als staatsideologisch 
einzustufen.

Der Vorstand hat deshalb gegen die Hamburger Innenbehörde Kla-
ge eingereicht. Gleichzeitig wurde durch unsere Rechtsvertretung ei-
ne Eilentscheidung des Verwaltungsgerichtes beantragt, der Behörde 
die „Beobachtung“ der SWG bis zu einer Entscheidung im Haupt-
verfahren zu untersagen. Eine gerichtliche Entscheidung hierzu liegt 
bis heute nicht vor.

Die SWG wird sich allerdings nicht nur gerichtlich, sondern auch 
publizistisch mit allen friedlichen, rechtsstaatlichen und gesetzmä-
ßigen Mitteln gegen die Verfolgung durch den „Verfassungsschutz“ 
wenden. Sie wird deutlich machen, dass dieser angebliche „Verfas-
sungsschutz“ eben nicht die Verfassung unseres Landes schützt, son-
dern die Machtinteressen der etablierten politischen Kräfte und nach 
�X�Q�V�H�U�H�U�� �$�X
u�D�V�V�X�Q�J�� �]�X�� �G�L�H�V�H�P�� �=�Z�H�F�N�� �U�H�F�K�W�V�Z�L�G�U�L�J�� �X�Q�E�H�V�F�K�R�O�W�H�Q�H��
Bürger und Organisationen verfolgt.

Ziel der Verfolgung ist es, uns als eine der unbequemen regie-
rungskritischen Stimmen im politischen Konzert zum Schweigen zu 
bringen. Wir stehen damit nicht alleine, wie uns ergeht es derzeit 
zahlreichen nicht-linken, konservativen und liberalen patriotischen 
Vereinigungen in unserem Land. Maßgeblich für das behördliche 
Vorgehen gegen die SWG dürfte sein, dass sie als intellektuelles 
Vorfeld einer maßgeblichen Oppositionspartei eingestuft wird, die 
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derzeit mit Verbotsforderungen überzogen wird, weil sie bei freien 
Wahlen von zu vielen Wählern Stimmen erhält.

�'�D�V���H�L�J�H�Q�W�O�L�F�K�H���$�Q�J�U�L
u�V�R�E�M�H�N�W���L�V�W���D�X�V���X�Q�V�H�U�H�U���6�L�F�K�W���G�D�K�H�U���H�L�J�H�Q�W-
lich gar nicht die SWG, sondern es sind die Grundrechte, insbeson-
dere das Recht auf freie Meinungsäußerung und damit der Kern der 
Demokratie selbst.

Das Recht auf freie Meinungsäußerung wird allerdings nicht von 
Seiten des Souveräns, des Bürgers, bedroht, sondern von Seiten des 
Staates. So erleben wir es zunehmend insbesondere seit Beginn der so 
genannten „Corona-Krise“ vor rund drei Jahren.

In dem Maße, wie die Meinungsäußerung eingeschränkt wird, ver-
größert sich das ohnehin bestehende Machtungleichgewicht zwischen 
Bürger und Staat weiter zuungunsten des Bürgers. Denn das Wort, 
die freie Rede, vor allem in Form der Regierungskritik, stellt neben 
Wahlen und Gerichtsklagen die wichtigste Möglichkeit des Bürgers 
dar, sich gegen staatliche Willkür zur Wehr zu setzen.

Wie das Bundesverfassungsgericht in seinem berühmten „Lüth-Ur-
teil“ vom 15. Januar 1958 feststellte, sind Grundrechte in erster Linie 
„Abwehrrechte gegen den Staat“, also Bollwerke gegen den Macht-
missbrauch. In demselben Urteil führt das Gericht aus, warum dies 
besonders für das Grundrecht der freien Meinungsäußerung zu gelten 
hat:

�c�����•�� �'�Œ�µ�v���Œ�����Z�š�� ���µ�(�� �(�Œ���]���� �D���]�v�µ�v�P�•���µ�˜���Œ�µ�v�P�� �]�•�š�� ���o�•�� �µ�v�u�]�©���o�����Œ�•�š���Œ��
���µ�•���Œ�µ���l�������Œ���u���v�•���Z�o�]���Z���v���W���Œ�•�‚�v�o�]���Z�l���]�š���]�v�������Œ���'���•���o�o�•���Z���L�����]�v���•�������Œ��
�À�}�Œ�v���Z�u�•�š���v���D���v�•���Z���v�Œ�����Z�š�����º�����Œ�Z���µ�‰�š������&�º�Œ�����]�v�����(�Œ���]�Z���]�š�o�]���Z�r�����u�}�r
�l�Œ���Ÿ�•���Z�����^�š�����š�•�}�Œ���v�µ�v�P���]�•�š�����•���•���Z�o�����Z�š�Z�]�v���l�}�v�•�Ÿ�š�µ�]���Œ���v���U�������v�v�����•�����Œ�r
�u�‚�P�o�]���Z�š�����Œ�•�š�����]�����•�š���v���]�P�����P���]�•�Ÿ�P�������µ�•���]�v���v�����Œ�•���š�Ì�µ�v�P�U�������v���<���u�‰�(�������Œ��
�D���]�v�µ�v�P���v�U�������Œ���]�Z�Œ���>�������v�•���o���u���v�š���]�•�š���~���s���Œ�(�'���� �ñ�U���ô�ñ���€�î�ì�ñ�•�•�X Es ist in 
gewissem Sinn die Grundlage jeder Freiheit überhaupt �…“

Das Grundrecht der freien Meinungsäußerung ist also für eine De-
mokratie konstitutiv. Fehlt dieses Recht oder wird es unrechtmäßig 
eingeschränkt, ist auch keine Demokratie vorhanden.

Unser Anliegen richtet sich also nicht in erster Line gegen eine 
staatliche Behörde, sondern ist als Beitrag des Kampfes für die un-
eingeschränkte Wiederherstellung des Grundrechtes auf freie Mei-
nungsäußerung zu verstehen, so wie es die Gründungsväter unserer 
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Verfassung auch bei Anerkennung legitimer Schrankenbestimmun-
gen wie Ehrenschutz beabsichtigt haben. Es kann nicht Aufgabe einer 
Behörde mit amtlichen Wahrheitsansprüchen sein, sich weltanschau-
lich diskriminierend in die freie Meinungsbildung einzumischen. Die 
Auseinandersetzung mit vorgetragenen Meinungsäußerungen muss 
der freien Kritik überlassen werden, die wir akzeptieren und nicht mit 
Überwachungs- und Verbotsforderungen gegen konkurrierende Orga-
ne der Meinungsbildung beantworten. Allerdings darf nicht verkannt 
werden, dass amtliche Vorwürfe wie der Ausdruck „Merkel-Justiz“ 
nur deshalb als Gefährdung der Verfassung dramatisiert werden kön-
nen, weil die Kampfparolen etablierter politischer Richtungen, wie 
�G�D�V���1�D�]�L�¿�]�L�H�U�H�Q���X�Q�H�U�Z�•�Q�V�F�K�W�H�U���S�R�O�L�W�L�V�F�K�H�U���2�S�S�R�V�L�W�L�R�Q�����Y�R�Q���Y�R�U�Q�K�H�U-
ein nicht amtlich beobachtet werden dürfen.

Zu Beginn unserer Kampagne für die Meinungsfreiheit in Deutsch-
land haben wir im Rahmen einer Pressekonferenz in Hamburg am 
18. Januar ���������� �G�H�U�� �g
u�H�Q�W�O�L�F�K�N�H�L�W��das demokratietheoretisch aus-
gerichtete juristisch-politische Gutachten „Gedankenpolizeilicher 
Verfassungsschutzextremismus in Hamburg“ vorgelegt. Es folgten 
weitere publizistische und pädagogische Aktionen zum Schutz die-
ses wichtigen demokratischen Grundrechtes, welche Sie auf unserer 
Weltnetzseite www.swg-mobil.de unter der Rubrik: Kampagne für 
Meinungsfreiheit lesen können.					        �„

Das Gutachten kann auf unserer Heim-
seite unter https://www.swg-mobil.de/
gedankenpolizeilicher-verfassungsschut-
zextremismus-in-hamburg/
abgerufen werden.
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Josef Schüßlburner

Einführung in das SWG-Gutachten
„In Demokratien ist es 
nicht üblich, Bürgerin-
nen und Bürger auf ei-
ne gesinnungsbezogene 
Verfassungstreue zu ver-
�S�À�L�F�K�W�H�Q�� �X�Q�G�� �3�D�U�W�H�L�H�Q��
– obgleich diese sich an 
die Spielregeln des fried-
lichen Meinungskampfes 
halten – als „extremis-
tisch“ abzustempeln und 
von einem Geheimdienst 
kontrollieren zu lassen.“ 

So die Kritik von linksliberalen Autoren an den besonderen 
Demokratieverhältnissen in der Bundesrepublik Deutschland, 

�G�L�H���Q�D�F�K���$�X
u�D�V�V�X�Q�J���G�H�V���P�D�‰�J�H�E�O�L�F�K�H�Q���*�U�X�Q�G�J�H�V�H�W�]�N�R�P�P�H�Q�W�D�U�V��
einen neuen „Typ der demokratischen Staatsform“ darstellt, „für 
die wir noch die richtige Vokabel suchen.“ Was immer die richtige 
Bezeichnung sein könnte, kennzeichnend für die bundesdeutschen 
�5�H�D�O�Y�H�U�K�l�O�W�Q�L�V�V�H���L�V�W���G�L�H���J�U�R�W�H�V�N�H���%�H�G�H�X�W�X�Q�J���G�H�V���|
u�H�Q�W�O�L�F�K���L�Q���(�U-
scheinung tretenden Inlandsgeheimdienstes. Dessen Bewertungen 
werden anscheinend als nicht hinterfragbare Glaubenswahrheiten 
von den Medien völlig unkritisch akzeptiert und ohne Rückfrage 
bei VS-Objekten als Tatsachen kolportiert.

Die damit angesprochene bundesdeutsche Abweichung von den 
Normalstandards westlicher Demokratien kommt in einer dramati-
schen Weise am Vorgehen des Landesamtes für Verfassungsschutz der 
Freien und Hansestadt Hamburg zum Ausdruck, das in einer sich radi-
kalisierenden Weise die Staats- und Wirtschaftspolitische Gesellschaft, 
�D�O�V�R���G�L�H���6�:�*�����L�Q�Q�H�U�K�D�O�E���Y�R�Q���Y�L�H�U���-�D�K�U�H�Q���Y�R�Q���H�L�Q�H�P���3�U�•
u�D�O�O���•�E�H�U���H�L-
nen Verdachtsfall zum Erwiesenheitsfall einer „extremistischen“ Or-
ganisation hochgeprüft hat. Als Gründe hierfür werden ausschließlich 
Meinungsäußerungen angeführt, die keine Rechtsvorschriften verlet-

Gutachter  
RegDir. a.D. Josef Schüßlburner.
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zen. Logischerweise kann dann auch nicht das Grundgesetz, also die 
vom Verfassungsschutz zu schützende Verfassung, verletzt sein, weil 
eine Verfassungsnorm nach weltlichem Rechtsverständnis nicht da-
durch verletzt wird, dass man eine derartige Norm kritisiert. Der SWG 
wird denn auch nicht einmal eine Kritik am Grundgesetz vorgewor-
fen, sondern es wird behördlich unterstellt, dass etwa eine bestimmte 
�*�H�V�F�K�L�F�K�W�V�D�X
u�D�V�V�X�Q�J�� �E�H�]�•�J�O�L�F�K�� �G�H�U�� �8�U�V�D�F�K�H�Q�� �G�H�V�� �������:�H�O�W�N�U�L�H�J�V�� �G�L�H��
Verfassung gefährden würde. Und dann sogar erwiesenermaßen!

Es wird der SWG amtlich vorgeworfen, Gedankengut zu verbrei-
ten, „Ideologie“ in die „Mitte der Gesellschaft“ zu tragen und auf 
einen bestimmten „Sprachgebrauch“ zurückzugreifen wie etwa „Is-
lamisierung“, „Merkeljustiz“, „Parteienkartell“ und „Umvolkung“, 
womit ein bekannter „Duktus“ zum Ausdruck komme. Es wird eine 
„größere Nähe zu … einer Weltanschauung“ festgestellt, womit dann 
auch ein bestimmtes „politisches Weltbild“ zum Ausdruck komme. 
Damit wiederum trage die SWG dazu bei, „das politische Klima in 
�L�K�U�H�P���6�L�Q�Q�H���]�X���E�H�H�L�Q�À�X�V�V�H�Q���X�Q�G���]�X���S�U�l�J�H�Q�³�����Ä�9�R�U���D�O�O�H�P���D�X�I���)�D�F�H�E�R�R�N��
versucht der Verein durch die Verwendung bestimmter Schlagwörter 
die Grenzen des Sagbaren zu erweitern …“ Dabei würde auch mit 
�Ä�&�R�G�H�V�³�� �X�Q�G���Ä�&�K�L
u�U�H�Q�³���J�H�D�U�E�H�L�W�H�W���Z�L�H���H�W�Z�D���P�L�W���G�H�P���:�R�U�W���Ä�*�O�R�E�D-
listen“, die als „antisemitisch“ ausgemacht werden. Vor allem werden 
„revisionistische“ und „relativierende Texte“ publiziert, bei denen 
etwa eine Mitschuld der zeitgenössischen Republik Polen am Aus-
bruch des Weltkrieges behauptet würde und der Befreiungscharakter 
des alliierten Militärregimes im besetzten Deutschland als „deplat-
ziert“ eingestuft werde. Die Verfassungsordnung erscheint dadurch 
fundamental erschüttert.

Gemessen an den Standards normaler Demokratien müssen derarti-
ge Vorwürfe als rechtlich absurd eingestuft werden: als ob es Aufgabe 
einer Behörde in einem Rechtsstaat sein kann, amtlich die Nähe zu 
einer Weltanschauung vorzuwerfen!  Eine Verfassungsgefährdung ist 
nicht im Entferntesten zu erkennen und diese Gefährdung oder gar 
Verletzung der Verfassung wird auch nicht dadurch bewiesen, daß 
rechtmäßige Meinungsbekundungen amtlich mit dem gesetzlich nicht 
�Y�R�U�J�H�V�H�K�H�Q�H�Q���%�H�J�U�L
u�V�V�F�K�U�R�W�W���Ä�U�H�F�K�W�V�H�[�W�U�H�P�L�V�W�L�V�F�K�³���Y�H�U�V�H�K�H�Q���Z�H�U�G�H�Q��

Die amtlichen Vorwürfe, um die es geht, richten sich ausschließ-
lich gegen Meinungsäußerungen aufgrund eines Bewertungsmaß-
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stabes, der nicht in 
Rechtsvorschriften 
bestehen kann, wie 
dies von der Rechts-
staatskonzeption ge-
boten wäre, sondern 
als staatsideologisch 
zu kennzeichnen ist. 
Dafür steht insbeson-
dere der „Geschichts-
revisionismus“, der 
wohl als amtlicher 
Hauptvorwurf ge-
gen die SWG aus-
zumachen ist. Ein 
derartiger Vorwurf 
hat ein amtliches Ge-
schichtsverständnis 
etwa hinsichtlich der 
Ursachen des 2. Welt-
kriegs zur Vorausset-
zung, das von Amtswegen als verbindlich durchgesetzt werden soll, 
�L�Q�G�H�P�� �D�E�Z�H�L�F�K�H�Q�G�H�� �$�X
u�D�V�V�X�Q�J�H�Q�� �D�O�V�� �Ä�H�[�W�U�H�P�L�V�W�L�V�F�K�³�� �D�X�V�J�H�P�D�F�K�W��
werden. Als Voraussetzung dafür, dass dann ein massives Diskrimi-
nierungssystem in Anschlag gebracht wird, von der gleichheitswidri-
gen Aberkennung der steuerlichen Gemeinnützigkeit bis letztlich zum 
Vereinsverbot.

Eine derartige amtliche Vorgehensweise ist als Zensur zu kenn-
zeichnen; es geht dabei zwar nicht um die eindeutig nach dem Grund-
gesetz verbotene sog. Vorzensur, aber doch um eine Nachzensur, die 
im Ergebnis die Wirkung der explizit verbotenen Vorzensur bezweckt, 
nämlich staatliche Ideenunterdrückung. Die politische Unterdrückung 
im 20. Jahrhunderts ist kaum im Wege der sog. Vorzensur erfolgt, 
sondern mit abschreckender Wirkung durch das Sanktionssystem für 
�G�L�H���b�X�‰�H�U�X�Q�J���H�L�Q�H�U���D�P�W�O�L�F�K���X�Q�H�U�Z�•�Q�V�F�K�W�H�Q���$�X
u�D�V�V�X�Q�J�����'�L�H�V�H���D�P�W�O�L-
che Ideenunterdrückung ist mit dem Freiheitsversprechen einer demo-
kratischen Staatsform nicht vereinbar, weil in einer Demokratie die 

SWG-Pressekonferenz in Hamburg zur Vor-
stellung des Gutachtens von Regierungsdi-
rektor a.D. Josef Schüßlburner (Titel: „Ge-
dankenpolizeilicher Verfassungsschutz-Extre-
mismus in Hamburg“) am 18. Januar 2024.  
Von links nach rechts: Stephan Ehmke, Josef 
Schüßlburner und Bernd Kallina.
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Zurückweisung etwa einer möglicherweise fragwürdigen Geschichts-
�D�X
u�D�V�V�X�Q�J�� �L�P�� �:�H�J�H�� �G�H�U�� �I�U�H�L�H�Q�� �0�H�L�Q�X�Q�J�V�E�L�O�G�X�Q�J�� �Z�H�L�W�J�H�K�H�Q�G�� �R�K�Q�H��
Regierungspropaganda im Wege der Kritik durch gegnerische Posi-
tionen erfolgt. Diese amtliche Meinungsbekämpfung ist außerdem 
extrem abwegig, weil ein schlüssiger Zusammenhang zwischen einer 
bestimmten Theorie etwa über die Kriegsursachen und irgendwelchen 
rechtswidrigen Verhaltensweisen gegen die Verfassungsordnung nicht 
zu erkennen ist. Die „Nähe zu einer Weltanschauung“, die da amtlich 
eruiert wird, besagt diesbezüglich ebenfalls kaum etwas, zumindest  
nicht zwingend, weil etwa der Marxismus als Parteidoktrin jeweils 
von SPD und KPD doch zu unterschiedlichen politischen Konsequen-
zen geführt hat: Anfreunden mit der parlamentarischen Demokratie 
bei der SPD, Errichtung der totalitären „Volksdemokratie“ bei der 
KPD.

Der dem Rechtsstaatskonzept widersprechende ideologische Cha-
rakter der staatlichen Vorwürfe ist an der Einordnung als „rechtsex-
�W�U�H�P�³�� �D�X�V�]�X�P�D�F�K�H�Q���� �Ä�(�[�W�U�H�P�L�V�P�X�V�³�� �L�V�W�� �H�L�Q�� �U�H�F�K�W�V�I�U�H�P�G�H�U�� �%�H�J�U�L
u����
insbesondere soweit damit keine rechtswidrigen Verhaltensweisen 
angesprochen sind, die bei der SWG nicht vorliegen und ihr auch 
�Q�L�F�K�W�� �]�X�P�� �9�R�U�Z�X�U�I�� �J�H�P�D�F�K�W�� �Z�H�U�G�H�Q���� �*�H�J�H�Q�E�H�J�U�L
u�� �]�X�P�� �Ä�(�[�W�U�H�P�L�V-
�P�X�V�³�� �±�� �H�L�Q�� �%�H�J�U�L
u���� �G�H�U�� �L�Q�� �G�H�U�� �(�U�P�l�F�K�W�L�J�X�Q�J�V�J�U�X�Q�G�O�D�J�H�� �G�H�V���9�H�U�I�D�V-
sungsschutzes nicht enthalten ist – ist wohl die „Mitte“, so dass sich 
�D�O�V�� �h�E�H�U�E�H�J�U�L
u�� �,�G�H�R�O�R�J�L�H���� �:�H�O�W�D�Q�V�F�K�D�X�X�Q�J�� �X�Q�G�� �G�H�U�J�O�H�L�F�K�H�Q�� �H�U�J�L�E�W����
also etwas, was im Grundgesetz als „religiöse oder politische An-
schauungen“ beschrieben ist. Diese sind verfassungsrechtlich dadurch 
geschützt, dass niemand deswegen benachteiligt oder bevorzugt wer-
den darf. Also auch nicht durch eine negative staatliche Bewertung. 
Insbesondere kommt beim Vorwurf des „Rechtsextremismus“ hinzu, 
�G�D�V�V���H�V���V�L�F�K���K�L�H�U�E�H�L���X�P���H�L�Q�H���]�L�H�P�O�L�F�K���X�Q�N�O�D�U�H���%�H�J�U�L
w�L�F�K�N�H�L�W���K�D�Q�G�H�O�W����
deren Verwendung ein rechtsstaatskonformes Handeln einer Behörde 
von vornherein fast unmöglich macht. Nicht zuletzt das Bundesver-
fassungsgericht hat erkannt:

„Ob eine Position als rechtsextremistisch möglicherweise in Ab-
grenzung zu „rechtsradikal“ oder „rechtsreaktionär“ einzustufen ist, 
ist eine Frage des politischen Meinungskampfes und der gesellschafts-
wissenschaftlichen Auseinandersetzung“ (Rn. 20 des Beschlusses 
vom 08.12.2010 - 1 BvR 1106/08 -).
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Dieser rechtlich unbrauchbare und damit nur politisch und so-
�P�L�W�� �P�D�Q�L�S�X�O�D�W�L�Y�� �H�L�Q�V�H�W�]�E�D�U�H�� �%�H�J�U�L
u�� �L�V�W�� �G�H�U�D�U�W���N�R�Q�W�D�P�L�Q�L�H�U�W���� �Z�H�L�O�� �L�P��
Grunde damit jeder überzogen werden könnte wie etwa der Verfas-
sungsschutz selbst: Dieser ist doch gegen den „Verfassungsfeind“ 
gerichtet, so dass der VS-Konzeption die Freund-Feind-Stereotypie 
zugrundliegt, die in politologischen Traktaten als kennzeichnend für 
„Rechtsextremismus“ ausgemacht worden ist. Auch der fast amtlich 
betriebene „Kampf gegen rechts“ beruht auf einer Feinderklärung und 
müsste somit als „rechtsextremistisch“ eingestuft werden.

Soweit der Verfassungsschutz den Vorwurf eines „ethnischen 
Volksverständnis“ als Rechtsextremismus-Verdacht geltend macht, 
was etwa dem „Unwort“ „Umvolkung“ unterstellt wird, sollte sich 
der VS einmal die Frage stellen, wie er die Konzeption von Israel 
als Heimstätte des jüdischen Volkes einstufen müsste, das durch Re-
ligion und Abstammung bestimmt wird. Tut sich dann nicht gar die 
Gefahr des Vorwurfs eines zumindest impliziten Antisemitismus auf? 
Da nach der VS-Ideologie „Antisemitismus“ rechtsextrem ist – den 
geschichtlich maßgeblichen linken Antisemitismus als Antikapitalis-
mus kennt die amtliche VS-Ideologie nicht und vom islamistischen 
Antisemitismus war der VS erkennbar überrascht – wäre damit beim 
�9�R�U�Z�X�U�I���G�H�V���H�W�K�Q�L�V�F�K�H�Q���9�R�O�N�V�E�H�J�U�L
u�V�����G�H�U���L�P���h�E�U�L�J�H�Q���L�P���*�U�X�Q�G�J�H-
�V�H�W�]���P�L�W���Ä�G�H�X�W�V�F�K�H�U���9�R�O�N�V�]�X�J�H�K�|�U�L�J�N�H�L�W�³�����V�����$�U�W�������������*�*�����Y�R�U�]�X�¿�Q�G�H�Q��
und auch in sonstigen Rechtsvorschriften enthalten ist, ebenfalls ein 
Rechtsextremismus-Vorwurf zu machen und zwar gegen den VS!

Damit kommt man zur entscheidenden, nämlich diskriminierungs-
politischen Bedeutung des rechtlich unbrauchbaren Extremismus-Be-
�J�U�L
u�V�����(�V���Z�L�U�G���G�D���H�L�Q�H���L�G�H�R�O�R�J�L�V�F�K�H���9�R�U�D�X�V�Z�D�K�O���J�H�W�U�R
u�H�Q�����Z�D�V���G�D�]�X��
führt, dass die selbsterklärte „Mitte“ von vornherein nicht amtlich 
„beobachtet“ wird, weil sie ja als petitio principii nicht extremistisch 
sein kann. Diese privilegierte Behandlung etablierter politischer Strö-
mungen ist selbstverständlich nicht zu rechtfertigen:

Wer waren denn parteipolitisch gesehen, die Träger der DDR-Dik-
tatur mit ihrem antifaschistischen Schutzwall? Bekanntermaßen 
„Die Linke“ mit der damaligen Bezeichnung SED, in die die Grote-
wohl-SPD eingegangen war, die CDU auf der Grundlage ihres christ-
�O�L�F�K�H�Q���6�R�]�L�D�O�L�V�P�X�V���X�Q�G���G�L�H���D�O�V���/�L�E�H�U�D�O�G�H�P�R�N�U�D�W�H�Q���¿�U�P�L�H�U�H�Q�G�H���)�'�3����
Und bei diesen ehemaligen „Volksdemokraten“ soll von vornherein 



24

eine Beobachtungsbedürftigkeit ausgeschlossen sein? Man müsste 
doch untersuchen, ob sich bei SPD oder CDU immer noch volksde-
�P�R�N�U�D�W�L�V�F�K�H���7�H�Q�G�H�Q�]�H�Q���¿�Q�G�H�Q�����G�L�H���H�W�Z�D���J�H�J�H�Q���G�D�V���0�H�K�U�S�D�U�W�H�L�H�Q�V�\�V-
tem gerichtet sein könnten.

Bei dieser privilegierenden Weichenstellung können sich dann 
CDUler und SPDler noch so verfassungsfeindlich äußern, sie wer-
den einfach nicht in sog. Verfassungsschutzberichten gelistet. Diese 
�Ä�G�H�P�R�N�U�D�W�L�V�F�K�H�Q���3�R�O�L�W�L�N�H�U�³���±���•�E�U�L�J�H�Q�V���H�L�Q���%�H�J�U�L
u���G�H�V���'�'�5���9�H�U�I�D�V-
�V�X�Q�J�V�U�H�F�K�W�V�����L�P���*�U�X�Q�G�J�H�V�H�W�]���L�V�W���G�L�H�V�H�U���%�H�J�U�L
u���Q�L�F�K�W���]�X���¿�Q�G�H�Q���±���N�|�Q-
nen dann rechtmäßig handelnde Opposition zum parlamentarischen 
Arm des Terrorismus erklären, die Funktionsmechanismen des Parla-
mentarismus aufs Spiel setzen und Oppositionsausübung bis zur De-
mokratieverachtung gehend etwa durch die Forderung nach Einsatz 
des gegen das Wahlvolk gerichteten Diktaturinstruments Parteiver-
bot delegitimieren. Aufgrund dieser ideologischen Vorselektion kön-
nen dann die Splitter im Auge der Beobachteten verdachtspolitisch 
dramatisiert und dämonisiert werden, weil man die Balken im Auge 
selbsternannter „Demokraten“ amtlich ignorieren kann.  Dann kann 
ein Sprachgebrauch wie „Merkel-Justiz“ als „verfassungsfeindlich“ 
dramatisiert werden, während etwa Sprüche eines großen Parlamen-
tariers aus einem Hamburger Wahlkreis gegen politische Oppositi-
on wie  „Verbrecher“, „Strolche“, „Drecksäcke“, „Kopf ab-Jäger“, 
„Quatschköpfe“, „Schweine“ als demokratie-fördernde „bissige Po-
lemik“ eingestuft werden.

Man darf eine rechtmäßige Oppositionspartei, sicherlich zur För-
derung der Menschenwürde, zur „Nazi-Partei“ erklären, ohne dass 
dies in VS-Berichten als demokratieverachtend und als gruppenbe-
zogene Menschenfeindlichkeit eingeordnet würde. Dagegen wird ein 
indirekter Hinweis auf die tatsächliche ehemalige Pol Pot-Nähe von 
Teilen des Funktionärspersonals der Grünen, das im Ausmaß von ca. 
20 % mit Stand von 1990 den sog. K-Gruppen entstammte, als „Dif-
famierung der Grünen“ und damit „als tatsächlicher Anhaltspunkt für 
Bestrebungen gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung“ 
„bewertet“. Islamkritik wird dann mangels Unterscheidung von Islam 
und Islamismus zur menschenwürdeverachtenden Staatsfeindlichkeit. 
Als ob die „Demokraten“ zwischen „rechts“, „rechtsradikal“, „rechts-
extrem“ und „rechtsextremistisch“ unterscheiden würden.
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Dieses absurde, gegen das Gleichheitsversprechen der Demokratie 
gerichtete Ungleichgewicht ist damit zu erklären, dass der „Verfas-
sungsschutz“ die Verfassung gar nicht schützen kann. Die Verfassung 
als Staatsorganisationsstatut können grundsätzlich nur machthabende 
Politiker verletzen oder gefährden, die aber der Verfassungsschutz gar 
nicht beobachten darf, weshalb etwa über die „Herrschaft des Un-
�U�H�F�K�W�V�³���±���V�R���G�L�H���4�X�D�O�L�¿�]�L�H�U�X�Q�J���G�H�U���+�L�Q�Q�D�K�P�H���G�H�U���L�O�O�H�J�D�O�H�Q���0�D�V�V�H�Q�H�L�Q-
�U�H�L�V�H���G�X�U�F�K���H�L�Q�H�Q���&�6�8���3�R�O�L�W�L�N�H�U�����±���Q�L�F�K�W�V���L�Q���9�6���%�H�U�L�F�K�W�H�Q���]�X���¿�Q�G�H�Q��
ist. In diesen sog. VS-Berichten sind dann nicht einmal die doch zahl-
reichen Gerichtsentscheidungen angeführt, die verfassungswidriges 
Staatshandeln erkannt haben, so dass die hierfür verantwortlichen po-
litischen Strömungen auf Verfassungsfeindlichkeit analysiert werden 
müssten, wobei ein Verdacht – anders als bei der Decodierung von 
Wörtern wie „Globalisten“ als „antisemitisch“ – nicht an den Haaren 
herbeigezogen wäre, sondern ziemlich konkret zu vermuten ist.

Verfassungsschutz durch eine dem Polizeiministerium nachge-
ordnete Behörde richtet sich dann fast notwendigerweise gegen op-
�S�R�V�L�W�L�R�Q�H�O�O�H���$�X
u�D�V�V�X�Q�J�H�Q���� �G�H�U�H�Q�� �%�H�N�X�Q�G�X�Q�J�� �M�H�G�R�F�K���� �D�Q�G�H�U�V�� �D�O�V�� �G�D�V��
Handeln des Verfassungsschutzes, die Verfassung gar nicht verletzen 
kann.

Rechtmäßige Redebeiträge könnten die Verfassung nur dann ver-
letzen, wenn diese Verfassung zu einem weltanschaulichen, gewis-
sermaßen kirchenrechtlichen Konstrukt umgewertet wird, zu einer 
�3�À�L�F�K�W�H�Q�R�U�G�Q�X�Q�J���G�H�U���:�H�U�W�H�����'�L�H�V�H���8�P�Z�H�U�W�X�Q�J���Y�H�U�N�H�Q�Q�W���M�H�G�R�F�K���G�H�Q��
fragmentarischen Charakter einer rechtsstaatlich-demokratischen 
(weltlichen) Verfassung und verwandelt diese in ein quasi-religiö-
ses Moralsystem, wodurch „die Verfassung als Weltenei“ – so der 
�6�W�D�D�W�V�U�H�F�K�W�O�H�U���)�R�U�V�W�K�R
u���±�����G�X�U�F�K�����9�H�U�I�D�V�V�X�Q�J�V�����5�L�F�K�W�H�U���X�Q�G���Y�R�U���D�O�O�H�P��
�9�6���,�G�H�R�O�R�J�H�Q�� �D�O�V�� �6�W�D�D�W�V�R�U�D�N�H�O�� �R
u�H�Q�E�D�U�H�Q�G���$�Q�W�Z�R�U�W�H�Q�� �D�X�I�� �V�R�� �]�L�H�P-
lich alle Fragen, insbesondere vorrechtlich-staatslegitimatorischer Art 
bereit hält wie verbindliche Einordnung des NS-Regimes – entgegen 
der Selbsteinstufung maßgeblicher Repräsentanten – als „rechtsex-
tremistisch“, Art und Ausmaß durch dieses verursachter Opfer als 
„deutsche Schuld“, Friedfertigkeit der polnischen Diktatur und der 
totalitären Sowjetunion der 1930er Jahre, Befreiungscharakter des al-
liierten Militärregimes und dergleichen mehr wie das Gebot, nicht nur 
deutscher Opfer gedenken, den Versailler Friedensvertrag nicht als 
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„Diktat“ kennzeichnen oder die Wehrmacht nicht als Vorbild für die 
Bundeswehr ansehen zu dürfen, zusammengefasst mit dem Verbot, 
�L�G�H�R�O�R�J�L�H���S�R�O�L�W�L�V�F�K���U�H�O�H�Y�D�Q�W�H�Q���Ä�*�H�V�F�K�L�F�K�W�V�U�H�Y�L�V�L�R�Q�L�V�P�X�V�³���]�X���S�À�H�J�H�Q����
Diese amtlichen Positionen werden dann dem „mündigen Bürger“ 
von einer Behörde mit Wahrheitsansprüchen verbindlich als von der 
„Demokratie“ gebotene „Werte“ vorgeschrieben.

Diese Art des Staatsschutzes einer illiberalen Demokratiekonzep-
tion muss dringend überwunden werden, weil sonst ein Abgleiten in 
„volksdemokratische“ Verhältnisse einer „kämpferischen Demokra-
tie“ nach der DDR-Konzeption zu befürchten ist, wo Grundrechte zu 
Verfolgungsnormen gegen politische Opposition umgewertet werden, 
wonach dann Opposition gegen „demokratische Politiker“ die Demo-
kratie delegitimiert. Diese volksdemokratische Gefahr ist als sehr 
real einzustufen, weil nunmehr der Verfassungsschutz die einst von 
der Stasi und dann von der ehemaligen Stasipartei, etwa durch Parla-
mentarische Anfragen übernommene Aufgabe der weltanschaulichen 
Bekämpfung der SWG als staatliche Aufgabe übernehmen will. Ins-
besondere der Vorwurf des „Revisionismus“ ist dabei von Bedeutung: 
�'�L�H�V�H�U���%�H�J�U�L
u�� �J�H�K�|�U�W�H���]�X�� �G�H�Q���Ä�J�L�I�W�L�J�H�Q���:�R�U�W�H�Q���G�H�U���6�(�'���'�L�N�W�D�W�X�U�³����
Und eine derartige Vorwurfskategorie soll nunmehr für einen „Verfas-
sungsschutz“ eines demokratischen Rechtsstaats von Bedeutung sein?

Die Beschreitung des Rechtswegs zur Bekämpfung dieser Ent-
wicklung ist dabei nicht ausreichend, weil das zentrale Handikap dar-
in besteht, dass es etwa keine Konkurrentenklage eines beobachteten 
�9�H�U�H�L�Q�V�� �J�L�E�W���� �G�H�Q�� �9�6�� �]�X�� �Y�H�U�S�À�L�F�K�W�H�Q���� �I�•�U�� �G�L�H�� �'�H�P�R�N�U�D�W�L�H�� �Z�L�U�N�O�L�F�K��
gefährliche Organisationen wie aktuell etwa die Klimakleber zu be-
obachten. Es gibt ja nicht einmal im Parteiverbotsverfahren für eine 
mit „Brandmauern“ einzumauernden Partei – man hat da fast schon 
die antifaschistische Berliner Mauer vor Augen – die Möglichkeit, 
mit einem Verbotsantrag gegen die demokratischen Einmauerer zu 
drohen, während diese „Demokraten“ aufgrund ihrer Verfügung über 
die antragsberechtigten Staatsorgane eine schutzbedürftige Konkur-
renzpartei mit wanderwitzigen Verbotsdrohungen überziehen können.

Diesem Wanderwitz kann nur mit der Forderung nach Gesetzesän-
derung entgegengetreten werden, die sicherstellen, dass die Bundes-
republik Deutschland endlich eine normale Demokratie wird, bei der 
entsprechend dem Selbstverständnis der SWG gilt:
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„Die SWG vertritt die Ansicht, dass eine plurale freiheitliche Ge-
sellschaft nur funktionieren kann, wenn sie neben einem linken Flügel 
und einer linken Mitte auch über einen demokratischen rechten Flügel 
verfügt, wie überall bei unseren europäischen Nachbarn. Die Staats- 
und Wirtschaftspolitische Gesellschaft versteht sich als Teil dieser de-
mokratischen – sei sie konservativ, sei sie nationalliberal – Rechten.“

�2
u�H�Q�V�L�F�K�W�O�L�F�K���Z�L�U�G���H�L�Q�H���G�H�U�D�U�W�L�J�H���3�R�V�L�W�L�R�Q�L�H�U�X�Q�J���L�Q���G�H�U���9�6���'�H�P�R-
kratie nunmehr als „verfassungsfeindlich“ eingeordnet!

Wie eine Normalisierung der Demokratie in der Bundesrepublik 
Deutschland zu bewerkstelligen ist, kann den Empfehlungen der Ve-
nedig-Kommission des Europarates zu Parteiverboten und vergleich-
baren Maßnahmen entnommen werden. Es ist beim Staatsschutz 
�]�X�U�� �'�H�¿�Q�L�W�L�R�Q�� �H�L�Q�H�U�� �U�H�F�K�W�O�L�F�K�� �U�H�O�H�Y�D�Q�W�H�Q�� �9�H�U�I�D�V�V�X�Q�J�V�I�H�L�Q�G�O�L�F�K�N�H�L�W��
eine strafrechtsbezogene Gewaltgrenze zu ziehen und keine sog. 
„Wertegrenze“, die wohl unvermeidlich zu einer Ideologiegrenze 
gerinnt. Diese praktizierte Ideologiegrenze steht mit dem zentralen 
�U�H�F�K�W�V�V�W�D�D�W�O�L�F�K�H�Q���*�U�X�Q�G�V�D�W�]���L�P���.�R�Q�À�L�N�W�����G�D�V�V���H�V���N�H�L�Q�H���6�W�D�D�W�V�N�L�U�F�K�H����
also auch keine Staatsideologie gibt, die eine Gedankenpolizei mit 
extremistischen Auswirkungen auf Meinungspluralismus und Mehr-
parteienprinzip erfordert.

Bei einem insoweit skizzierten rechtsstaatlich gebotenen Demo-
kratieschutz sind die Vorwürfe des sog. Verfassungsschutzes gegen 
die SWG rechtlich nicht nur als abwegig, sondern schlicht als rechts-
widrig einzustufen. Es liegt mit den Vorwürfen des Landesamtes 
für Verfassungsschutz ein Staatshandeln vor, das nach der üblichen 
Staatsterminologie als „extremistisch“ zu kennzeichnen ist, weil es 
gegen den politischen Pluralismus gerichtet ist. Diesen amtlichen Ex-
tremismus gilt es zu überwinden: Im Interesse von Menschenwürde, 
Demokratie und Rechtsstaat, ausgedrückt durch eine unverbrüchliche 
und staatlich nicht delegitimierte Ausübung von Meinungsfreiheit und 
rechtmäßiger politischer Opposition. Damit wird dem maßgeblichen 
Vereinsziel der SWG gedient, nämlich Sicherung einer freiheitlichen 
Gesellschaftsordnung, womit eine freie Gesellschaftsordnung ge-
meint ist. 							          �„
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Paolo Savelli

Tod aller Freiheit

Die Realität hat Orwells „1984“ überholt.

Nachdem sie 2016 Donald Trump als US-Präsidenten trotz 
aller Bemühungen nicht hatten verhindern können, ließen 

die Handlanger des alten Systems1 keine Gelegenheit aus, zu be-
haupten, er lasse den von George Orwell2 (1903-1950) in seinem 
dystopischen3 Roman „1984“ beschriebenen totalitären Zukunfts-
staat traurige Realität werden. Daher, so verdrehten die Urheber 
falscher Nachrichten (engl.: fake news) bewusst die Tatsachen, 
�V�W�L�H�J�H�Q���G�D�Q�D�F�K���G�L�H���9�H�U�N�D�X�I�V�]�L
u�H�U�Q���Y�R�Q���2�U�Z�H�O�O�V���'�\�V�W�R�S�L�H���U�D�V�D�Q�W���D�Q����

So meinte die Frankfurter Allgemeine Zei-
tung (FAZ), hinter der heute nur noch recht 
selten ein kluger Kopf steckt4: „Trumps Prä-
sidentschaft erinnert viele an George Orwells 
Roman ‚1984‘“. Die Bild-Zeitung verkünde-
te die „Erkenntnis“: „Trump beschert Orwell 
ein Comeback.“ Spiegel Online konnte sich 
in seiner abgrundtiefen Ablehnung Donald 
Trumps nicht verkneifen, wie folgt zu titeln: 
„‚Alternative Fakten‘: US-Bürger kaufen Or-
wells ‚1984‘“. Diese Exempel, die ganz mü-
helos vermehrt werden könnten, werfen in 
ihrer haarsträubenden Verfälschung der tatsächlichen Gegebenheiten 
ein bezeichnendes Licht auf die Wirklichkeitsnähe und Unvoreinge-

��	 ���0�L�W���G�H�P���%�H�J�U�L
u���Ä�D�O�W�H�V���6�\�V�W�H�P�³���Z�H�U�G�H�Q���L�P���Y�R�U�O�L�H�J�H�Q�G�H�Q���%�H�L�W�U�D�J���D�O�O���G�L�H���3�H�U�V�R�Q�H�Q���E�H�]�H�L�F�K-
�Q�H�W���� �G�L�H�� �H�L�Q�� �S�R�O�L�W�L�V�F�K�H�V�� �3�U�R�J�U�D�P�P�� �P�L�W�� �I�R�O�J�H�Q�G�H�Q�� ���O�L�Q�N�H�Q���� �,�Q�K�D�O�W�H�Q�� �Y�H�U�W�U�H�W�H�Q�����$�E�V�F�K�D
u�X�Q�J��
�G�H�U���1�D�W�L�R�Q�D�O�V�W�D�D�W�H�Q�����R
u�H�Q�H���*�U�H�Q�]�H�Q���I�•�U���M�H�G�H�Q�����5�H�O�D�W�L�Y�L�H�U�X�Q�J���X�Q�G���$�E�V�F�K�D
u�X�Q�J���G�H�U���H�L�J�H�Q�H�Q��
Religion; Beseitigung der Geschlechter wie auch des traditionellen Familienbilds zugunsten 
des Irrsinns „Gender Mainstreaming“; Energiewende; Klimarettung.

2	  Sein richtiger Name war Eric Arthur Blair.
3	  Eine Dystopie stellt das Gegenbild zur positiven Utopie dar. In der Literaturwissenschaft 

�Y�H�U�V�W�H�K�W�� �P�D�Q�� �X�Q�W�H�U�� �G�H�U�� �'�\�V�W�R�S�L�H�� �H�L�Q�H�� �¿�N�W�L�R�Q�D�O�H���� �L�Q�� �G�H�U�� �=�X�N�X�Q�I�W�� �V�S�L�H�O�H�Q�G�H�� �(�U�]�l�K�O�X�Q�J�� �P�L�W��
negativem Ausgang. Sie entwirft mit Blick auf das Zukünftige das pessimistische Szenario 
einer Gesellschaft, die sich zum Negativen hin entwickelt.

4	  Vgl. dazu den seit 1964 prägenden FAZ-Werbespruch: „Dahinter steckt immer ein kluger 
Kopf!“
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nommenheit bundesrepublikanischer „Qualitätsmedien“. Im „Kampf 
gegen rechts“ darf man es eben mit der Wahrheit nicht ganz so ge-
nau nehmen, und da nun die meisten Intellektuellen ohnehin gerne 
im Wind des Zeitgeists segeln, schalten sich diese leicht verführbaren 
Wesen am liebsten selber gleich! Da kommen dem Verfasser unwill-
kürlich einige Zeilen aus einem Lied der deutschen Punkband „Die 
Ärzte“ in den Sinn. In „Westerland“ heißt es u. a.: 

„Es ist zwar etwas teurer, // Dafür ist man unter sich. // Und ich 
weiß, jeder Zweite hier // Ist genauso blöd wie ich.“5 „1984“ 
steht nicht vor der Tür – es ist bereits Realität!

Allzu gerne verwenden „politisch korrekte“ Pädagogen und andere 
Lehrkräfte von Bildungsanstalten in angeblich freiheitlichen Staaten 
der westlichen Welt George Orwells Roman „1984“ dazu, den zu Be-
lehrenden die Parallelen zum „Dritten Reich“, diesem „Reich des Bö-
sen“, aufzuzeigen. Es kommt dabei aber kaum jemand auf die Idee, 
die düstere Utopie eines totalitären Zukunftsstaats als Spiegelbild von 
Gegenwartsstaaten der „freien“ westlichen Welt zu erkennen. Noch 
weniger Zeitgenossen begreifen, dass unsere Gegenwart die von Or-
well gezeichnete Utopie zu weiten Teilen längst überholt hat. Und je 
nachdrücklicher sie darauf hingewiesen werden, desto hartnäckiger 
tun sie dies ganz arrogant mit dem Totschlagargument „Verschwö-
rungstheorie“ ab. „Realitätsverweigerung“ nennt man das wohl aus 
psychologischer Sicht …

Orwells Zukunftsroman

Seit George Orwells Buch im Jahr 1949 erstmals erschien, ist der 
Titel „1984“ die Metapher für den totalen Polizei- und Überwa-

�F�K�X�Q�J�V�V�W�D�D�W�����8�Q�G���G�H�U���]�X���H�L�Q�H�P���J�H�À�•�J�H�O�W�H�Q���:�R�U�W���J�H�Z�R�U�G�H�Q�H���6�D�W�]���Ä�%�L�J��
brother is watching you“6 ist die Floskel, mit der Kritiker auf Pläne zur 
�9�L�G�H�R�•�E�H�U�Z�D�F�K�X�Q�J���R�G�H�U���]�X�U���'�D�W�H�Q�V�S�H�L�F�K�H�U�X�Q�J���]�X���U�H�D�J�L�H�U�H�Q���S�À�H�J�H�Q����
Doch der Sinngehalt des Buchs ist weit umfassender.

Dessen Protagonist, Winston Smith, ist im Jahr 1945 geboren und 
zur Zeit der Handlung 39 Jahre alt. Zunächst lediglich ein Mitläufer 

5	  Die Ärzte, Westerland, URL: http://www.songtextemania.com/westerland_songtext_die_
arzte.html

6	  Dt.: Der Große Bruder beobachtet Dich.
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wie die allermeisten, begehrt er dank wachsender Einsicht in den Cha-
rakter des herrschenden Systems gegen die von diesem praktizierte 
Unterdrückung des Volkes auf. Doch durch Folter und Gehirnwäsche 
wird aus Smith zuletzt ein gefügiger Untoter gemacht, der physisch 
zwar lebt, aber keinen eigenen Willen mehr hat: Auch er „liebt“ jetzt 
den allmächtigen und allgegenwärtigen Großen Bruder. Die Hand-
lung von „1984“ spielt in Großbritannien, und dieses gehört zu Oze-
�D�Q�L�H�Q�����G�D�V���H�L�Q���¿�N�W�L�Y�H�V���W�U�D�Q�V�D�W�O�D�Q�W�L�V�F�K�H�V���*�U�R�‰�U�H�L�F�K���L�V�W�����$�O�V�R���N�D�Q�Q���2�U-
wells Zukunftsroman nicht auf eine Parabel auf Nationalsozialismus 
oder Stalinismus reduziert werden, denn diese Interpretation würde 
zu kurz greifen.

�7�U�R�W�]���D�O�O�H�G�H�P���N�D�Q�Q���G�H�U���(�L�Q�À�X�V�V���Y�R�Q���1�6���'�L�N�W�D�W�X�U�����6�W�D�O�L�Q�V�F�K�H�U���7�\-
rannei sowie Nachkriegselend auf Ozeanien nicht negiert werden. In 
Orwells Zukunftsstaat fristen besonders die Proletarier wie Tiere ein 
wahrhaft entwürdigendes Dasein in Hunger und Schmutz. Das soll 
auch so sein, denn eine hierarchische Ordnung kann es laut Orwell 
nur da geben, wo Menschen von der nackten Existenzangst domi-
niert sind. In einem Staat der Gegenwart, der von den Grundsätzen 
des „liberal-demokratischen Internationalismus“7 geprägt ist, herrscht 
zwar – anders als in Ozeanien – materieller Wohlstand. Doch genießen 
diesen auch nicht alle Staatsbürger, sondern in verstärktem Maße nur 
die, die im weitesten Sinne zur herrschenden Kaste und ihren Tra-
banten gehören. Die Masse gehorcht zwar den Parolen der Obrigkeit, 
wird aber mit modernen Knechtungsinstrumenten (wie Hartz IV) in 
permanenter Sorge um ihr Überleben gehalten und hat so weder Zeit 
noch Interesse, gegen das herrschende System zu opponieren. Die 
wenigen Widerständler, die es dennoch tun, können mit Hilfe der Ex-
tremismuskeule (die fast nur gegen „rechts“ eingesetzt wird) leicht 
unschädlich gemacht werden.

Die Gesellschaft Ozeaniens ist eine totalitäre; sie basiert auf der 
Verbindung von kommunikativer mit administrativer Macht. Die Spra-
che, der Diskurs und das Denken werden auf ein primitives „Gutdenk“ 
�U�H�G�X�]�L�H�U�W�����G�D�V���V�H�L�Q�H�Q���$�X�V�G�U�X�F�N���L�P���Ä�1�H�X�V�S�U�H�F�K�³���¿�Q�G�H�W�����9�H�U�D�Q�W�Z�R�U�W�O�L�F�K��
dafür zeichnet das „Wahrheitsministerium“ – im Neusprech: Mini-
wahr. Hierdurch ist es unmöglich, eine Alternative zu der vorgefun-

7	 �� �'�L�H�V�H�Q�� �%�H�J�U�L
u�� �K�D�W�� �G�H�U�� �G�H�X�W�V�F�K�H�� �-�R�X�U�Q�D�O�L�V�W���� �%�X�F�K�D�X�W�R�U�� �X�Q�G�� �+�L�V�W�R�U�L�N�H�U�� �'�L�U�N�� �%�D�Y�H�Q�G�D�P�P��
kreiert.
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denen Realität zu formulieren. Wer trotzdem gegen die Sprachmauer 
anzurennen wagt, wird dem Terror unterworfen, für den das „Mi-
nisterium für Liebe“ (im Neusprech: Minilieb) zuständig ist. Dieses 
unterhält ein umfassendes Bespitzelungs- und Denunziationssystem, 
dem niemand zu entgehen vermag. Die „Wahrheit“ ist keine in sich 
stimmige Ideologie mehr, sondern sie verändert sich ständig gemäß 
machttaktischen Erfordernissen. Die sinnstiftende Konstante bildet 
ein imaginierter innerer Feind, der angeblich aus dem Untergrund das 
Glück und den Wohlstand des Landes bedroht. Gegen diesen wer-
den die Massen permanent mobilisiert, wodurch sie der herrschenden 
�6�F�K�L�F�K�W�� �J�H�I�•�J�L�J�� �J�H�P�D�F�K�W�� �Z�H�U�G�H�Q���� �'�L�H�� �W�H�X�À�L�V�F�K�H�� �.�R�P�E�L�Q�D�W�L�R�Q�� �Y�R�Q��
�6�S�U�D�F�K�P�D�F�K�W���X�Q�G���*�H�Z�D�O�W���H�U�V�F�K�D
u�W���H�L�Q�H���Y�L�U�W�X�H�O�O�H���5�H�D�O�L�W�l�W�����L�Q���G�H�U���V�L�F�K��
die Menschen eingerichtet haben und meist dumpf vor sich hinbrüten.

Unfreiheit im Reich der Freiheit

Parallelen zwischen George Orwells Dystopie und Zuständen in 
der Gegenwart muß jeder sehen, der sein Gehirn noch nicht an 

der Garderobe des allmächtigen Überwachungsstaats abgegeben 
hat. In Unwissenheit gehalten und dazu von den staatlich gelenkten 
Einheitsmedien eingepeitscht, bejubeln es die Massen heute geradezu 
�U�H�À�H�[�D�U�W�L�J8, wenn wieder einmal so ein böser „Rechter“ enttarnt und 
�V�H�L�Q�H�U���Ä�J�H�U�H�F�K�W�H�Q�³���%�H�V�W�U�D�I�X�Q�J���]�X�J�H�I�•�K�U�W���Z�L�U�G�����=�l�K�Q�H���Z�H�U�G�H�Q���J�H�À�H�W�V�F�K�W����
Fäuste werden geballt, der elende „Nazi“ wird von der Gemeinschaft 
�G�H�U�� �*�X�W�P�H�Q�V�F�K�H�Q�� �H�L�Q�V�W�L�P�P�L�J�� �Y�H�U�À�X�F�K�W�� �±�� �G�H�Q�Q���� �Ä�N�H�L�Q�H�� �)�U�H�L�K�H�L�W�� �G�H�Q��
Feinden der Freiheit“. Diese Gegenwartsrituale erinnern in grausamer 
�0�D�Q�L�H�U���G�D�U�D�Q�����Z�L�H���L�Q���2�U�Z�H�O�O�V���2�]�H�D�Q�L�H�Q���G�L�H���D�Q�J�H�E�O�L�F�K���V�R���S�H�U�¿�G�H�Q���Ä�*�H-
dankenverbrecher“, die Hauptfeinde des „Großen Bruders“ und seines 
Systems, von zahllosen „Brüdern“ und „Schwestern“ mit gekreuzten 
Fäusten verwünscht werden. Ähnliches geschieht zum Beispiel in 
dem „freiesten“ Staat, den es jemals auf deutschem Boden gegeben 
hat, wenn selbsternannte Wächter über die politische Korrektheit auf 
�G�H�Q���6�W�U�D�‰�H�Q���X�Q�G���J�D�Q�]���E�H�V�R�Q�G�H�U�V���L�P���,�Q�W�H�U�Q�H�W�����G�H�P���|
u�H�Q�W�O�L�F�K�H�Q���3�U�D�Q�J�H�U��
unserer Tage) auf wirkliche und vermeintliche Nazis Jagd machen und 
unbescholtene Bürger bereits dafür um ihre Existenz bringen müssen, 

8	  Man denke in diesem Zusammenhang nur an die Pawlowschen Hunde. Diese Bezeichnung 
bezieht sich auf das erste empirische Experiment des russischen Forschers Iwan Petrowitsch 
Pawlow (1849-1936) zum Nachweis der klassischen Konditionierung.
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dass sie es wagen, für nicht genehme Stellen zu arbeiten. Wen von 
jenen Menschenjägern interessiert es da noch, dass die „Würde des 
Menschen unantastbar“ ist? Grundrechte gelten doch sowieso nur 
für den, der sich in Übereinstimmung mit der einzig und allein die 
�Ä�:�D�K�U�K�H�L�W�³���N�H�Q�Q�H�Q�G�H�Q���2�E�U�L�J�N�H�L�W���E�H�¿�Q�G�H�W�����1�L�F�K�W���Z�D�K�U�����)�U�D�X���)�D�H�V�H�U�"

�:�D�Q�Q���D�E�H�U���E�H�¿�Q�G�H�W���V�L�F�K���G�H�Q�Q���K�H�X�W�]�X�W�D�J�H���H�L�Q���,�Q�G�L�Y�L�G�X�X�P���L�Q���h�E�H�U-
einstimmung mit der Obrigkeit, die neuerdings nicht einmal mehr 
durch Spott „delegitimiert“ werden darf? Doch nur dann, wenn es 
deren Sicht der Dinge (der gegenwärtigen wie der vergangenen) teilt. 
Schon eine „falsche“ Sichtweise von Ereignissen der Vergangen-
heit führt gegenwärtig in vielen doch angeblich so freien Ländern 
der westlichen Welt zu Sanktionen. Machen wir uns doch nichts vor 
– heute ist es besonders in einem Punkt nicht anders als in Orwells 
Zukunftsstaat „Ozeanien“: „Die Vergangenheit wird ausgelöscht. Die 
Lüge wird zur Wahrheit und wieder zur Lüge.“ Dabei ist doch nach 
Orwells Roman „Freiheit die Freiheit, zu sagen, dass zwei plus zwei 
gleich vier ist“. Aber darf man das in unserer Gegenwart wirklich 
�Q�R�F�K�� �|
u�H�Q�W�O�L�F�K�� �E�H�K�D�X�S�W�H�Q�"�� �0�X�V�V�� �P�D�Q�� �Q�L�F�K�W�� �±�� �X�P�� �G�H�Q�� �6�D�Q�N�W�L�R�Q�H�Q��
zu entgehen – mit den Wölfen heulen und behaupten, dass zwei und 
zwei gleich fünf ist? Oder hat nicht eher Winston Smith aus „1984“ 
Recht, wenn er mutig bekennt: „Falls es ein Gedankenverbrechen ist, 
zu sagen, dass zwei plus zwei gleich vier ist, dann will ich gerne ein 
Gedankenverbrecher sein“?

Gedankenverbrechen

Ähnlich wie in Orwells „1984“ der Kampf gegen den unsichtbaren 
�Ä�6�W�D�D�W�V�I�H�L�Q�G�³���(�P�P�D�Q�X�H�O���*�R�O�G�V�W�H�L�Q���±���G�H�U���Q�D�F�K���R
v�]�L�H�O�O�H�U���/�H�V�D�U�W��

die gegen die herrschende Partei9 gerichtete Untergrundorganisation 
der „Bruderschaft“ leitet – mobilisiert der „Kampf gegen rechts“ in 
der heutigen BRD die gleichgeschalteten Massen und stiftet „Sinn“, 
wie lächerlich dieser auch immer sein mag. Die durch immer neue 
Narreteien auf die Spitze getriebene politische Korrektheit verkörpert 
die Entsprechung zu „Gutdenk“ und „Neusprech“. Denn auch in der 
�D�Q�J�H�E�O�L�F�K���V�R���I�U�H�L�H�Q���%�5�'���Z�H�U�G�H�Q���V�R�O�F�K�H���%�H�J�U�L
u�H���J�H�V�F�K�D
u�H�Q�����G�L�H���G�D�V��

9	  Die Partei besteht aus der vom Großen Bruder geführten „Inneren Partei“ (der Parteielite) 
und der „Äußeren Partei“ (den restlichen Parteimitgliedern). Daneben gibt es nur noch die 
breite Masse des Volkes, die Proletarier („Proles“).
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Gegenteil des wirklich Existierenden aussagen sollen und die von je-
dem verwendet werden müssen, wenn er denn nicht der allgemeinen 
Ächtung verfallen will. Bei Orwell sind das Parolen wie „Krieg ist 

Frieden“, „Freiheit ist Sklaverei“ oder 
„Unwissenheit ist Stärke“, während 
sich die BRD-Gehirnwäsche für die 
klare Benachteiligung von Männern 
den verlogenen Terminus „positive 
Diskriminierung“ oder für Fremde 
die Formulierung „Personen mit 
Migrationshintergrund“ ausgedacht 
hat. Und als Vorform des „Wahrheits-
ministeriums“ aus „1984“ geht nun 
laut Beschluss der Bundesregierung in 
der BRD ein „Recherchezentrum“ an 
die Überwachung und Bewertung so-
zialer Netzwerke – mit der humanitär 
getarnten Zielsetzung einer Bekämp-
fung von „Hasskommentaren“ und 
von Fremdenfeindlichkeit im Internet. 
Mit führend dabei: die bis Frühjahr 
2022 an der Spitze der Amadeu-Anto-
nio-Stiftung stehende Anetta Kahane, 
ein Ex-Spitzel der DDR-Stasi!

Dies alles trägt sich just in einer Zeit zu, in der sich die gesellschaftli-
�F�K�H�Q���X�Q�G���S�R�O�L�W�L�V�F�K�H�Q���.�R�Q�À�L�N�W�H���L�P�P�H�U���V�W�l�U�N�H�U���]�X�V�S�L�W�]�H�Q�����(�V���J�H�V�F�K�L�H�K�W��
besonders im Zuge der „Asylkrise“. In der unter Zwang politisch kor-
rekt abgehaltenen Diskussion treten Mechanismen wie in George Or-
wells totalitärem Zukunftsstaat zutage, wobei der Ausgangspunkt der 
�R
v�]�L�H�O�O�H�Q���Ä�$�U�J�X�P�H�Q�W�D�W�L�R�Q�³���V�L�F�K���Q�L�F�K�W���D�X�I���3�R�O�L�W�L�N�����V�R�Q�G�H�U�Q���D�X�I���0�R�U�D�O��
bezieht. Folglich haben derzeit Moralapostel Hochkonjunktur und tre-
ten in sämtlichen Bereichen des Alltagslebens gleich Schwärmen von 
Heuschrecken in Erscheinung. Diese moralinsauren Trauergestalten 
�H�U�]�Z�L�Q�J�H�Q���L�P���|
u�H�Q�W�O�L�F�K�H�Q���'�L�V�N�X�U�V���� �G�D�V�V���G�L�H���0�D�V�V�H�Q���Y�R�Q���=�X�Z�D�Q�G�H-
rern als „Flüchtlinge“ oder „Schutzsuchende“ bezeichnet werden. 
Und wer gegen die von der Ex-FDJ-Funktionärin Merkel Anfang Sep-
�W�H�P�E�H�U�������������H�L�J�H�Q�P�l�F�K�W�L�J���G�H�N�U�H�W�L�H�U�W�H���g
u�Q�X�Q�J���G�H�U���%�5�'���*�U�H�Q�]�H�Q���L�V�W����

Akteurin im Sinne einer Vorform 
des Orwellschen „Wahrheitsmi-
nisteriums“: Anetta Kahane von 
der Amadeu-Antonio-Stiftung, 
eine ehemalige Mitarbeiterin der 
DDR-Staatssicherheit. Von der 
Bundesregierung großzügig mit 
Millionenbeträgen unterstützt.
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dem reden sie ein schlechtes Gewissen ein, damit er sich moralisch 
minderwertig und schuldig fühle, ein böses Individuum zu sein.

�=�X�� �G�H�Q�� �P�D�V�V�H�Q�K�D�I�W�H�Q�� �h�E�H�U�J�U�L
u�H�Q�� �Y�R�Q�� �=�X�Z�D�Q�G�H�U�H�U�Q�� �D�X�I�� �)�U�D�X�H�Q��
in der Kölner Silvesternacht von 2015 haben Feministinnen laut ge-
schwiegen. Dafür hat sich jedoch der Feminismusdiskurs, der selber 
eine treibende Kraft der politischen Korrektheit ist, der Frauen an-
genommen, die vor den „Schutzsuchenden“ Schutz suchen muss-
ten. Doch schoben die sonst gegen jegliche Form von männlichem 
„Sexismus“ aggressiv Front machenden Kampfemanzen jene Köl-
ner Attacken auf ihre Geschlechtsgenossinnen nicht in erster Linie 
den Zuwanderern, sondern einer allgemeinen „Männergewalt gegen 
Frauen“ zu. Wie aber kam es dann nur dazu, dass in jener „Nacht, 
die Deutschland veränderte“10, auch junge Männer Opfer von migran-
tischer Gewalt wurden? Doch wer daraus folgert, die deutsche Ge-
sellschaft werde von diesen als „Beute“ betrachtet, ist im abstrusen 
Denken der politischen Korrektheit dem Orwellschen „Verbrecher-
denk“ verfallen! Laut Bundesamt für Verfassungsschutz huldigt er 
„völkischem“ Gedankengut und stellt Angehörige anderer Völker und 
Religionen unter „Generalverdacht“ und gerät damit in die Nähe der 
„Volksverhetzung“. So rasch geht das in der BRD, die doch so stolz 
auf ihre freiheitlich-demokratische Grundordnung ist – die der linke 
Säulenheilige Walter Jens einst einfach nur „FDGO“ nannte …

Wahrheitsministerium 2.0

Für den nur schwer erträglichen Gefühlsstau, der aus den zahllo-
sen Denk- und Sprechverboten folgt, bieten die sozialen Medien 

ein willkommenes Ventil. Sie liefern gleichzeitig aber auch neue 
Möglichkeiten, sich zu artikulieren und zu organisieren. Das kann 
der gutmenschlichen Gedankenpolizei, die leider mit der staatlichen 
Zensur verschmilzt, natürlich überhaupt nicht gefallen, und so gehen 
�G�L�H���L�Q�R
v�]�L�H�O�O�H�Q���Z�L�H���G�L�H���R
v�]�L�H�O�O�H�Q���h�E�H�U�Z�D�F�K�H�U���Q�X�Q���Y�H�U�V�W�l�U�N�W���J�H�J�H�Q��
das vor, was ihnen in den sozialen Medien nicht zusagt. Schließlich 
soll ja das „Gutdenk“ vor „Hasssprache“ und „fake news“ geschützt 
werden, sollen die guten Menschen bloß nicht mit dem Gedankengut 

10	  Vgl. dazu Gerhard Voogt / Christian Wiermer, Die Nacht, die Deutschland veränderte. Hin-
�W�H�U�J�U�•�Q�G�H�����)�D�N�W�H�Q���X�Q�G���(�Q�W�K�•�O�O�X�Q�J�H�Q���]�X���G�H�Q���G�U�D�P�D�W�L�V�F�K�H�Q���h�E�H�U�J�U�L
u�H�Q���G�H�U���6�L�O�Y�H�V�W�H�U�Q�D�F�K�W���L�Q��
Köln, München 2016.
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�G�H�U���E�|�V�H�Q���,�Q�G�L�Y�L�G�X�H�Q���L�Q�¿�]�L�H�U�W���Z�H�U�G�H�Q�����'�L�H�V�H�V���W�R�W�D�O�L�W�l�U�H���*�H�E�D�U�H�Q���¿�Q�G�H�W��
der indisch-luxemburgische Wissenschaftsjournalist Ranga Yogeshwar 
allen Ernstes richtig und preist in dieser Beziehung die VR China als 
Vorbild, dem es nachzueifern gelte: China behalte die Kontrolle über 
die Nachrichten, die ins Land kommen. Dies brauche es auch in der 
BRD, um sicherzustellen, dass „das Betriebssystem unseres Landes“ 
nicht gestört werde.11 Wenn solche Selbstgleichschaltung immer mehr 
um sich greift, sind bald auch die letzten Reste der Freiheit auf dem 
Müllhaufen der Historie gelandet!

Doch das unter Merkel beschlossene „Zentrum gegen Desinforma-
�W�L�R�Q�³�����¿�Q�G�H�W���Q�L�F�K�W���E�O�R�‰���%�H�I�•�U�Z�R�U�W�H�U�����G�H�Q�Q���H�L�J�H�Q�W�O�L�F�K���Y�H�U�E�L�H�W�H�W���M�D���G�D�V��
Grundgesetz (GG) die Zensur der Presse.12 Und siehe da: Es gibt noch 
Zeitgenossen, die sich nicht wie die Lemminge lustvoll in den Ab-
grund stürzen wollen, sondern gegen die in Mode gekommene Selbst
entmündigung reden. So reagierte 2017 Frank Überall, damals der 
Vorsitzende des Deutschen Journalisten-Verbandes (DJV), alarmiert: 
„Das riecht nach Zensur“13, rügte er und fügte richtig hinzu: „Es 
darf doch nicht eine Behörde darüber entscheiden, was wahr ist und 
was nicht.“14 In das gleiche Horn stieß Bernhard Rohleder, Hauptge-
schäftsführer des IT-Branchenverbandes Bitkom, der sagte, an dieser 
überaus komplexen Frage würden „selbst Gerichte regelmäßig schei-
tern“15. Und weiter führte Rohleder aus: „Es darf aber nicht Aufgabe 
der Plattformbetreiber werden, über richtig oder falsch, wahr oder 
unwahr zu entscheiden. Mit der jetzt geforderten ‚Rechtsschutzstelle‘ 
�Z�•�U�G�H���H�L�Q���=�H�Q�V�X�U�P�R�Q�V�W�H�U���J�H�V�F�K�D
u�H�Q���³16

Aber Merkels Nachfolger werden auch dieses noch ermöglichen, 
und die Masse der irregeführten Menschen werden in fast alles verste-

11	  Norbert Lossau, So will Ranga Yogeshwar die Demokratie retten, in: WELT, 26.01.2017, 
URL: https://www.welt.de/wissenschaft/article161548265/So-will-Ranga-Yogeshwar-die-
Demokratie-retten.html

12	  Artikel 5 Absatz 1 GG: „Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei 
zu äußern und zu verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu 
unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk und 
�)�L�O�P���Z�H�U�G�H�Q���J�H�Z�l�K�U�O�H�L�V�W�H�W�����(�L�Q�H���=�H�Q�V�X�U���¿�Q�G�H�W���Q�L�F�K�W���V�W�D�W�W���³

13	 Zitiert nach: Arnold Schirmer, Mit Vollgas in den Orwellschen Überwachungsstaat, in: DIE 
AULA 2 (2017), S. 10-12, hier: S. 11.

14	  Zitiert nach: ebenda.
15	 Zitiert nach: ebenda.
16	 Zitiert nach: ebenda.
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hender Gleichmütigkeit nahezu widerstandslos hinnehmen. Wer sich 
fragt, wie totalitäre Regime entstehen – auf genau diese Weise!

Postdemokratie

In einem derartigen postdemokratischen Staatswesen mit einer At-
mosphäre von großer geistiger Unfreiheit wachsen und gedeihen 

�*�H�V�L�Q�Q�X�Q�J�V�V�F�K�Q�•
u�H�O�H�L�� �X�Q�G�� �'�H�Q�X�Q�]�L�D�Q�W�H�Q�W�X�P���� �:�D�V�� �E�H�U�H�L�W�V�� �:�L�Q�V�W�R�Q��
Smith, der tragische Held von George Orwells Dystopie „1984“, erfah-
ren musste, das bekommen in unserem doch so freien Gemeinwesen 
immer mehr Bürger-Untertanen schmerzlich zu spüren. So hatte schon 
die erste grün-rote Landesregierung von Baden-Württemberg – unter 
Winfried Kretschmann, einem früheren Mitglied im Kommunistischen 
Bund Westdeutschlands, KBW – zum Zweck der Bekämpfung des 
Rechtsextremismus ein anonymes Meldesystem ohne Namensangabe 
des Informanten veranlasst – ein bahnbrechender Schritt Richtung 
totalitärer Staat. Gerade die, die vorgeben, ein Wiederaufkeimen 
des Nationalsozialismus zu bekämpfen, greifen ohne jede Scham zu 
Methoden aus dessen Repertoire. Dieses Verdikt müssen sich solche 
selbsternannten Gesinnungswächter, die stets mit der Faschismuskeule 
um sich schlagen, schon ins Stammbuch schreiben lassen und nicht 
gleich wie Mimosen reagieren, wenn sie selber einmal zur Zielscheibe 
von Kritik werden – wie der Bundeswirtschaftsminister Robert Habeck 
2024 bei den Bauernprotesten!

Orwell in Reinkultur war auch das Vorhaben der einstigen deut-
schen Justiz- und Wirtschaftsministerin Brigitte Zypries (SPD), die zu 
der Zeit der deutschen EU-Ratspräsidentschaft als Vorsitzende des Ra-
tes der EU-Justizminister glatt eine europaweite „Erinnerungskultur“ 
verbindlich und „strafbewehrt“ machen wollte. Hierzu wollte Zypries 
den von Juristen mit Misstrauen beargwöhnten deutschen Volksver-
hetzungsparagraphen (§ 130 Abs. 3 und 4 StGB) zum generell gülti-
gen Muster in der Europäischen Union machen. Eine solche Verfü-
gungsgewalt über den menschlichen Geist wäre im Wortsinn absolut 
gewesen. Die Beschäftigung mit Geschichte unter strafbewehrte Ein-
schränkungen stellen zu wollen, ist reine Diktatur – und nichts ande-
res!

Pseudopolitiker wie Zypries streben genau das an, was in Orwells 
„1984“ die Staatspartei als den zentralen Glaubenssatz bezeichnet: die 
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Veränderbarkeit der Vergangenheit. Denn die Kontrolle über das, was 
einmal war, sichert zugleich die Kontrolle über die Zukunft. Und wer 
einmal die Gegenwart kontrolliert, der kontrolliert ebenso die Ver-
gangenheit. Genau nach diesen Maximen handeln die Agitatoren, die 
sehr rasch mit dem Vorwurf der Geschichtsfälschung zur Hand sind, 
wenn andere unleugbare historische Fakten anführen. Stören diese 
Fakten doch das Bild von Historie, das die vom System alimentierten 
„Forscher“ der zumeist unwissenden Masse eintrichtern wollen! Da 
werden dann geschichtliche Tatsachen gewaltsam verzerrt, um so die 
Deutungshoheit über das Gewesene zu erlangen. Wie ein zentraler 
Satz aus „1984“ besagt: „Und wenn alle anderen an die von der Partei 
verbreitete Lüge glaubten […], dann ging die Lüge in die Geschichte 
ein und wurde Wahrheit.“

Sicher werden die Anhänger des herrschenden Systems scheinhei-
lig behaupten, in einem Gegenwartsstaat westlicher Prägung seien die 
Gedanken doch frei und es sei gar nicht möglich, dass – wie in Ge-
orge Orwells totalitärem Zukunftsstaat – der „Große Bruder“ durch 
einen TV-Monitor in die Wohnstuben der Bürger hineinblicke und 
�G�D�V�� �G�R�U�W�L�J�H�� �7�U�H�L�E�H�Q�� �•�E�H�U�Z�D�F�K�H���� �8�Q�G�� �R�E���� �*�U�R�‰�H�U�� �/�D�X�V�F�K�D�Q�J�U�L
u�� �X�Q�G��
Ausspähen der persönlichen Computer (denn das heißt „PC“ auch17) 
mittels „Trojaner“ beweisen doch das genaue Gegenteil! Bundesin-
nenminister wie etwa Schäuble, Schily (der einst als Strafverteidiger 
Terroristen Beistand leistete) und Faeser wirkten und wirken eifrig 
dafür, dass die Gesamtheit der Bürger zunächst einmal unter General-
verdacht steht und – in Verkehrung aller rechtsstaatlichen Grundsätze 
– ihre Unschuld beweisen muss.

Zeugen derartige Gedanken von Verfolgungswahn? Mitnichten! 
Man denke nur an den neuen Personalausweis mit biometrischen Da-
ten, an die elektronische Fußfessel und an den „Ganzkörper-Scanner“! 
Und wen all das noch immer nicht überzeugt, den weisen wir erneut 
auf das Recherchezentrum zur Überwachung und Bewertung sozialer 
Netzwerke als Vorform des Wahrheitsministeriums wie auch auf die 
Möglichkeiten künstlicher Intelligenz (KI) für den Staat hin. 	   �„

17	  PC steht gegenwärtig meistens für „political correctness“ = politische Korrektheit.
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Verfassungsschützer schlägt Alarm:

„Der Rechtsstaat wird ausgehöhlt!“

Gregor S. arbeitet beim deutschen Inlands-Geheimdienst. 
Er sagt: „Was gestern legale Kritik war, kann heute ein 

Grund sein, ins Visier des Verfassungsschutzes zu geraten.“ 
Das berichtet die „Schwäbische Zeitung“ (Ravensburg) in 
einem bemerkenswerten Bericht ihrer Ausgabe vom 22. Mai 
�������������(�U���]�H�L�J�W�����6�R�Z�R�K�O���Y�R�Q���D�X�‰�H�Q�����D�O�V���D�X�F�K���±���R
u�H�Q�E�D�U���±���Y�R�Q��
innen, gerät der deutsche Verfassungsschutz immer mehr in die 
Kritik mündiger Bürger. Ja, „mündige Bürger“, das war das 
Leitbild der politischen Bildung in der alten Bundesrepublik 
Deutschland und als Orientierung sollte das auch weiterhin 
so gelten – gerade im wiedervereinigten Deutschland. Das 
„Deutschland-Journal“ dokumentiert den Beitrag von Philippe 
Debionne in leicht gekürzter Form:

Als Gregor S. den Dienst beim Verfassungsschutz antrat, war 
er voller Ideale. Er wollte Deutschland beschützen – vor Rechts-
extremen, vor Linksextremen, vor radikalen Islamisten, vor allen, 
die dem Land, seinem Grundgesetz und den rund 80 Millionen 
Bewohnern Schaden zufügen möchten. Doch nun wurde er vom 
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Verfassungsschutz selbst zum Sicherheitsrisiko erklärt. Weil er 
– wie er sagt – „die unglaublichen Zustände und Missstände in  
dieser Behörde angesprochen“ hat. Er sagt in diesem Zusammen-
hang auch, dass der Verfassungsschutz zunehmend unbescholtene 
Bürger ins Visier nehme ...

�:�L�U�� �W�U�H
u�H�Q�� �X�Q�V�� �P�L�W�� �*�U�H�J�R�U�� �6���� �L�Q�� �H�L�Q�H�U�� �%�H�U�O�L�Q�H�U���$�O�W�E�D�X���:�R�K-
nung in Friedrichshain. Gregor S. ist aus Sicherheitsgründen ein 
geänderter Name, die wahre Identität ist der Redaktion bekannt 
und wurde überprüft. Der 36-Jährige hat lange mit sich gerungen, 
�E�H�Y�R�U���H�U���H�L�Q�H�P���7�U�H
u�H�Q���]�X�J�H�V�W�L�P�P�W���K�D�W�����X�Q�G���D�X�F�K���M�H�W�]�W���U�H�G�H�W���H�U���Q�X�U��
im Beisein seiner Anwältin Christiane Meusel. Meusel, 56 Jahre 
alt, stammt aus der DDR, sie wuchs in kirchlichen Kreisen der 
DDR-Friedensbewegung auf.

Sie weiß aus eigener Erfahrung, wozu ein Überwachungsstaat 
fähig ist: Meusel wurde, so sagt sie im Eingangsgespäch, „damals 
�I�H�V�W�J�H�Q�R�P�P�H�Q�����Z�H�L�O���L�F�K���G�H�Q���$�X�I�Q�l�K�H�U���Ã�6�F�K�Z�H�U�W�H�U���]�X���3�À�X�J�V�F�K�D�U�H�Q�å��
trug“. Nach der Wende arbeitete die Juristin dann sechs Jahre beim 
Verfassungsschutz – und verließ den Dienst desillusioniert wieder.

„Ich weiß, wozu der 
Verfassungsschutz fähig ist“

Ich weiß daher aus eigener Erfahrung, wovon mein Mandant-
spricht. Und ich weiß, wozu der Verfassungsschutz fähig ist, 

�Z�H�Q�Q���P�D�Q���V�L�F�K���P�L�W���L�K�P���D�Q�O�H�J�W���³���'�H�U���*�D�Q�J���D�Q���G�L�H���g
u�H�Q�W�O�L�F�K�N�H�L�W���V�R�O�O��
nun helfen, dass „nichts vertuscht und unter den Teppich gekehrt“ 
werden kann, sagt die Anwältin ...

Als S. vor Jahren zum sächsischen Verfassungsschutz kam, 
war er bereits kein Anfänger mehr. Zuvor war er bei der Bundes-
wehr, er arbeitete beim hessischen Verfassungsschutz, absolvierte 
zudem ein nachrichtendienstliches Studium beim Bundesamt für 
Verfassungsschutz ...

In Sachsen wurde er dann „VP-Führer“ (Vertrauensperson-Füh-
�U�H�U���� �L�Q�� �G�H�U�� �%�H�V�F�K�D
u�X�Q�J�� �Y�R�Q�� �,�Q�I�R�U�P�D�W�L�R�Q�H�Q���� �Ä�,�F�K�� �Z�D�U�� �D�O�V�R�� �H�L�Q��
nachrichtendienstlich operativer Mitarbeiter, der den Auftrag hat, 
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menschliche Quellen zu führen und gemäß Auftragslage Infor-
�P�D�W�L�R�Q�H�Q���•�E�H�U���H�[�W�U�H�P�L�V�W�L�V�F�K�H���%�H�V�W�U�H�E�X�Q�J�H�Q���]�X���E�H�V�F�K�D
u�H�Q���³���.�H�L�Q��
Schreibtischjob, wie er sagt: „ �(�L�Q���*�U�R�‰�W�H�L�O���G�H�U���$�U�E�H�L�W���¿�Q�G�H�W���G�U�D�X�‰�H�Q��
im Feld statt, ich arbeite ja mit Menschen, die meine Quellen sind. 
Natürlich muss man auch Berichte schreiben, aber den Großteil 
meiner Arbeitszeit war ich draußen – eben im Feld, wie es hier 
heißt.“ Doch in der täglichen Arbeit herrschen laut S. „Zustände, 
die die Arbeit nicht nur erschweren, sondern den Dienst in seiner 
Gesamtheit völlig dysfunktional machen“.

Antifa, Neonazis und islamistische Gefährder

So habe der Dienst zum Beispiel keine unregistrierten SIM-Kar-
ten, weder für den eigenen Gebrauch noch für Kontaktperso-

nen. Damit sei letztendlich immer nachvollziehbar, von wem die 
SIM-Karte ursprünglich stamme und wem das Telefon gehöre. 
„Und das kann für alle Beteiligten schnell gefährlich werden.“ 
Auch die Einsatzfahrzeuge des sächsischen Verfassungsschutzes 
�V�H�L�H�Q���Ä�R
v�]�L�H�O�O���D�X�I���G�D�V���,�Q�Q�H�Q�P�L�Q�L�V�W�H�U�L�X�P���G�H�V���/�D�Q�G�H�V���D�Q�J�H�P�H�O�G�H�W�³����
Über eine simple Halterabfrage könne also „jeder mit ein wenig 
�(�L�Q�I�D�O�O�V�U�H�L�F�K�W�X�P���E�H�L���G�H�Q���H�Q�W�V�S�U�H�F�K�H�Q�G�H�Q���b�P�W�H�U�Q���K�H�U�D�X�V�¿�Q�G�H�Q�����D�X�I��
wen die Fahrzeuge angemeldet sind, mit denen verdeckt operie-
rende Nachrichtendienstler wie ich herumfahren. Und das war‘s 
dann mit der Tarnung.“

Auch an anderer Stelle werde „der Schutz der Leute vor Ort“ 
von der Bürokratie „regelrecht geschreddert“, sagt S. So sei er 
�V�H�O�E�V�W���Y�R�U���Q�L�F�K�W���D�O�O�]�X���O�D�Q�J�H�U���=�H�L�W���Ä�]�X���H�L�Q�H�P���7�U�H
u�H�Q���J�H�I�D�K�U�H�Q�����E�H�L��
�G�H�P���L�F�K���Q�L�F�K�W���V�L�F�K�H�U���Z�D�U�����R�E���L�F�K���Q�L�F�K�W���]�X�Y�R�U���D�X�I�J�H�À�R�J�H�Q���X�Q�G���G�D�V��
�7�U�H
u�H�Q���Z�R�P�|�J�O�L�F�K���H�L�Q�H���)�D�O�O�H���G�H�U���*�H�J�H�Q�V�H�L�W�H���Z�D�U�³�����$�O�V�R���K�D�E�H���H�U��
ein Schutzteam angefordert – ausgebildete Männer und Frauen, 
�G�L�H���G�H�U�D�U�W�L�J�H���7�U�H
u�H�Q���J�H�W�D�U�Q�W���E�H�R�E�D�F�K�W�H�Q���X�Q�G���E�H�L���H�L�Q�H�U���(�V�N�D�O�D�W�L�R�Q��
eingreifen können.

„Um ein Schutzteam zu bekommen, muss man aber Anträge stel-
len, die genehmigt werden müssen. Und das dauert in der Realität 
viel zu lange. Man kann seinen Kontaktpersonen ja schlecht sagen: 
�6�R�U�U�\�����Z�L�U���N�|�Q�Q�H�Q���X�Q�V���Q�L�F�K�W���W�U�H
u�H�Q�����P�H�L�Q���9�R�U�J�H�V�H�W�]�W�H�U���P�X�V�V���H�U�V�W��
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noch einen Antrag unterzeichnen.“ Nach seinen Worten verzichten 
„einige Kollegen dann eben auf einen Schutzteam. Und gehen 
damit ein verdammt hohes Risiko ein.“ Andere hingegen würden 
Dienst nach Vorschrift machen – „mit den entsprechenden Folgen“

Sind Ängste vor einem neuen  
Überwachungsstaat gerechtfertigt?

Das Bild, das Gregor S. uns in stundenlangen Gesprächen und 
�P�H�K�U�H�U�H�Q�� �7�U�H
u�H�Q�� �D�X�I�]�H�L�J�W���� �L�V�W�� �D�O�V�R�� �G�D�V�� �H�L�Q�H�V�� �%�H�K�|�U�G�H�Q�D�S-

parates, der sich mit einer schier endlosen Zahl an Vorschriften 

selbst zu lähmen scheint – neudeutsch würde man hier von völlig 
ausuferndem Micromanagement sprechen. Aber wieso kann ein 
Dienst, der – zumindest nach Darstellung von Gregor S. – nahezu 
handlungsunfähig ist, der Bevölkerung gefährlich werden? Wieso 
sind Ängste, dass hier ein neuer Überwachungsstaat installiert wird, 
dann womöglich gerechtfertigt?

„Das ist kein Widerspruch, sondern Teil der Erklärung“, sagt S. 
Weil der Dienst es „mit ernstzunehmenden Gegnern wie wirklich 
gewaltbereiten Links- oder Rechtsterroristen oder radikalen und 

�'�D�V���%�X�Q�G�D�P�W���I�•�U���9�H�U�I�D�V�V�X�Q�J�V�V�F�K�X�W�]���E�H�¿�Q�G�H�W���V�L�F�K���V�H�L�W���V�H�L�Q�H�U���)�H�U�W�L�J�V�W�H�O�O�X�Q�J��
im Jahr 1989 im Stadtteil Volkhoven/Weiler im Stadtbezirk Köln-Chorweiler.
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teils kriegserfahrenen Islamisten nicht aufnehmen kann, kümmert er 
sich zunehmend um Leute, die eigentlich gar kein Fall für den Ver-
fassungsschutz sind. Und in der Vergangenheit auch nicht waren.“

Ein Beispiel hierfür, sagt der 36-Jährige, sei die neue Extremis-
mus-Kategorie „verfassungsschutzrelevante Delegitimierung des 
Staates“. Hier würden „durch eine Umdeutung und Pervertierung 
�G�H�U���6�S�U�D�F�K�H�³���Q�H�X�H���6�W�L�F�K�Z�|�U�W�H�U���J�H�V�F�K�D
u�H�Q�����G�X�U�F�K���G�L�H���0�H�Q�V�F�K�H�Q���E�H-
reits zum Verdachtsfall werden würden. „Was gestern legale Kritik 
war, kann heute ein Grund sein, ins Visier des Verfassungsschutzes 
zu geraten“, sagt S. Und weiter: „Plötzlich wird versucht, auch 
Menschen zu diskreditieren, zu dämonisieren und auszugrenzen, 
bei denen das vor wenigen Jahren noch völlig undenkbar gewesen 
wäre. Bei denen man gesagt hat, das ist doch alles im völlig nor-
malen und verfassungsmäßigen Rahmen.“

In diesem Zusammenhang sagt S. im Gespräch mit unserem 
Reporter, er sehe derzeit „die ganz große Gefahr, dass der Dienst 
instrumentalisiert wird, etwa für politische Zwecke“. Aus seiner 
eigenen „behördlichen Praxis“ wisse er gut, wie das laufe: „Es 
gibt Informationen, die sollen aufgenommen werden, die werden 
dann auch weiterverarbeitet und daraus erfolgen dann auch weitere 
Maßnahmen. Und es gibt Informationen, die sind nicht erwünscht, 
die sind unbequem. Und die werden dann ignoriert.“ Das seien vor 
allem „Informationen mit Bezug auf extremistische Tendenzen 
oder Entwicklungen, auf radikale Strömungen innerhalb etablierter 
Parteien. Die möchte man nicht sehen und nicht hören.“

„Da traut sich der Verfassungsschutz 
schon gar nicht mehr ran“

Konkret würde es hier, so der Vorwurf des Mannes, um „die 
SPD, die Grünen und die Linke“ gehen. So würde man „ge-

wisse gewaltbereite Strömungen etwa bei der Linken“ nicht sehen 
wollen, bei den anderen Parteien seien es auch „strukturelle, orga-
nisatorische und ideologische Überschneidungen“ mit Szenen, die 
ihrerseits eigentlich relevant „für den Dienst“ seien. „Aber da traut 
sich der Verfassungsschutz schon gar nicht mehr ran.“ 
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�2
v�]�L�H�O�O���V�H�L���G�H�U���9�H�U�I�D�V�V�X�Q�J�V�V�F�K�X�W�]���]�Z�D�U���S�R�O�L�W�L�V�F�K���Q�H�X�W�U�D�O�����Ä�,�Q���G�H�U��
Realität ist es aber nun mal so, dass diese Behörde eine Behörde  
im Geschäftsbereich des Innenministeriums ist“, sagt S. Und hier 
gebe es wie in jedem größeren Unternehmen auch ein „sehr enges 
�*�H�À�H�F�K�W���D�Q���S�H�U�V�|�Q�O�L�F�K�H�Q���.�H�Q�Q�Y�H�U�K�l�O�W�Q�L�V�V�H�Q�����8�Q�G���Q�D�W�•�U�O�L�F�K���Z�L�U�G���L�Q��
so einer Melange auch hinter verschlossenen Türen gesprochen und 
�Z�H�U�G�H�Q���$�E�V�S�U�D�F�K�H�Q���J�H�W�U�R
u�H�Q�����6�R���I�X�Q�N�W�L�R�Q�L�H�U�W���G�D�V���6�\�V�W�H�P���Q�X�Q���P�D�O���³

Sorge bereitet S. das alles, weil er nach seinen Worten „aus ei-
gener Erfahrung weiß, wie brutal der Dienst sein kann“. Hier ist S. 
mittlerweile persona non grata, nachdem er seine Kritik an den Ar-
beitsumständen intern zur Sprache gebracht hatte. Seine Anwältin 
sagt: „Mein Mandant hat zahlreiche Beschwerden seiner Kollegen 
in einem Vermerk notiert, also sachlich aufgeschrieben und eine 
Art Bilanz erstellt mit konstruktiven Vorschlägen, wie man etwas 
besser machen könnte. Das ist ihm nicht gut bekommen: Er ist 
daraufhin zum Präsidenten des Landesamtes für Verfassungsschutz 
in Sachsen zu einem Gespräch eingeladen worden. Der zuständige 
Abteilungsleiter war auch anwesend. Und dieses Gespräch war 
nicht sehr freundlich, vorsichtig ausgedrückt.“

„Mein Mandant gilt als Nestbeschmutzer  
und soll kaltgestellt werden“

Anschließend, so die Juristin, sei es „richtig losgegangen“. 
„Zunächst bekam mein Mandant eine aus unserer Sicht völ-

lig ungerechtfertigte miserable Dienstbeurteilung. Dann wurde 
ihm vorgeworfen, er habe Fehler bei der Arbeit begangen und in 
diesem Zusammenhang entzog man ihm schließlich die Sicher-
�K�H�L�W�V�H�U�P�l�F�K�W�L�J�X�Q�J�� �X�Q�G���H�U�|
u�Q�H�W�H���H�L�Q���'�L�V�]�L�S�O�L�Q�D�U�Y�H�U�I�D�K�U�H�Q���� �2�K�Q�H��
Sicherheitsermächtigung darf mein Mandant die Liegenschaft 
nicht betreten.“ Anwältin Christiane Meusel ist überzeugt, dass 
die Vorwürfe haltlos sind.

Der Dienst sei „eine Kakistokratie, also eine Herrschaft der 
Schlechtesten“. Er sehe, sagt S., „ein Pervertieren von Werten, ein 
Pervertieren der Grundpfeiler dessen, wie man sich die neue Gesell-
schaft nach Ende des Zweiten Weltkrieges gedacht hat. Das alles
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sehe ich als Bürger und auch als Beamter. Ich denke, man muss sich 
ernsthaft fragen, ob die Verantwortlichen innerhalb des Systems 
dafür zur Rechenschaft gezogen werden sollten. Mindestens aber 
müsste man viel, viel kritischer mit den Entscheidungsträgern in 
�G�H�Q���'�L�V�N�X�U�V���J�H�K�H�Q�����L�Q�W�H�U�Q���X�Q�G���|
u�H�Q�W�O�L�F�K���³

Denn die „derzeitige Melange“, sagt S., „höhlt den Rechtsstaat 
sehr viel stärker aus, als es irgendein Skinhead oder irgendein 
�$�X�W�R�Q�R�P�H�U���M�H�P�D�O�V���V�F�K�D
u�H�Q���N�|�Q�Q�W�H�Q���³

Das sagt der Verfassungsschutz  
zu den zentralen Vorwürfen

Wir konfrontierten das Bundesamt für Verfassungsschutz mit 
den zentralen Vorwürfen von Gregor S. und baten um eine 

Stellungnahme. Das Bundesamt für Verfassungsschutz hat laut Ei-
genbeschreibung eine „Zentralstellenfunktion“ und koordiniert und 
unterstützt die einzelnen Verfassungsschutzbehörden der Länder 
bei der Aufgabenwahrnehmung.

In der Antwort heißt es: „Ohne die von Ihnen zitierten Aussagen 
im Einzelnen bewerten zu wollen, verweisen wir auf den Namens-
artikel von Thomas Haldenwang (Präsident des Bundesamtes, 
Anm. d. Red.) vom 1. April 2024 in der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung zu diesem Thema.“ Die Überschrift des Beitrags lautet: 
„Die Meinungsfreiheit ist kein Freibrief für Verfassungsfeinde.“ 
Haldenwang schreibt in dem Beitrag zudem weiter: „Die Mei-
nungsfreiheit hat Grenzen.“

�,�P���,�Q�W�H�U�Q�H�W���]�X���H�U�U�H�L�F�K�H�Q���X�Q�W�H�U�����K�W�W�S�������Z�Z�Z���]�¿���L�Q�J�R�O�V�W�D�G�W���G�H
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nahme.Bei Friedrich II. von Staufen (1194-1250) 
�Z�L�U�G�� �]���� �%���� �G�D�V�� �(�U�V�F�K�H�L�Q�X�Q�J�V�E�L�O�G�� �G�H�U���$�V�V�D�V�L�Q�H�Q�� �H�U��
zählt, einer schiitischen Selbstmördergemeinschaft, 
�G�H�U���)�U�L�H�G�U�L�F�K���,�,�����Y�R�Q���6�W�D�X�I�H�Q���Y�R�U���$�Q�W�U�L�W�W���V�H�L�Q�H�V���.�U�H�X�]��
zuges 80.000 Golddinare Stillhaltegeld zahlte (ca. 
���������0�L�R�����(�X�U�R�������'�D�Y�L�G���/�L�Y�L�Q�J�V�W�R�Q�H�������������±�������������Z�X�U��
�G�H�������������$�X�J�H�Q�]�H�X�J�H���H�L�Q�H�V���h�E�H�U�I�D�O�O�V���H�L�Q�H�V���7�U�X�S�S�V��
arabisch-islamischer Sklavenfänger auf ein Dorf im 
�V�•�G�D�I�U�L�N�D�Q�L�V�F�K�H�Q���8�U�Z�D�O�G�����$�X�F�K���G�L�H���D�Q�G�H�U�Q���)�L�J�X�U�H�Q��
�Z�L�H�V�H�Q�� �L�Q�� �L�K�U�H�U�� �%�L�R�J�U�D�¿���H�� �H�L�Q�H�� �%�H�H�L�Q�À���X�V�V�X�Q�J�� �L�K�U�H�V��
�/�H�E�H�Q�V���G�X�U�F�K���G�L�H���:�H�O�W�U�H�O�L�J�L�R�Q���,�V�O�D�P���D�X�I����

Viele Menschen fürchten ein qualvolles 
Sterben und wünschen sich eine sanfte 
Todesmöglichkeit. In Deutschland werden 
Kranke oft allein gelassen, was zu dras-
tischen Mitteln führt. Der Wunsch nach 
selbstbestimmtem Sterben und Sterbe-
hilfe wächst, bleibt aber rechtlich unver-
ändert. Obwohl die Mehrheit der Bevöl-
kerung Sterbehilfe befürwortet, wird sie 
strafrechtlich verfolgt. Hans Küng kritisiert, 
�G�D�V�V�� �Q�L�H�P�D�Q�G�� �G�D�V�� �5�H�F�K�W�� �K�D�W���� �/�H�L�G�H�Q�G�H��
zum Weiterleben zu zwingen.
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Josef Schüßlburner

Japan als Demokratievorbild für die BRD

Nach der Stellungnahme eines maß-
geblichen Vertreters des japanischen 

Verfassungsrechts ist die japanische 
Staatsrechtslehre, die sich seit der Mei-
ji-Restauration von 1868 eng an das deut-
sche Staatsrecht angelehnt hatte, in der 
Nachkriegszeit gegenüber dem BRD-Ver-
fassungsrecht „vorläufig auf Distanz 
gegangen. Der Stein des Anstoßes war 
das Prinzip der streitbaren Demokratie. 
Die japanische Staatsrechtslehre hat den 

Hintergrund dieses Prinzips gut verstehen können. Sie hat trotzdem 
dieses Prinzip als Rechtfertigung dafür verstanden, dem Volk den 
vom Staat festgesetzten Wert aufzuzwingen und Druck auf das 
Gewissen der Einzelnen auszuüben, und ist stolz darauf gewesen, 
dass die japanische Verfassung ein solches Problem nicht enthält 
und ein solches Prinzip nicht institutionalisiert. Unter diesem 
Gesichtspunkt wurde das Bundesverfassungsgericht betrachtet, 
es wurde sogar als der typische Ausdruck dieses Prinzips angese-
hen, zumal es mit der Befugnis zum Parteiverbot ausgestattet ist. 
Dass das Bundesverfassungsgericht in der Anfangsperiode seiner 
Tätigkeit zweimal diese Befugnis ausgeübt hat, hat die kritische 
Haltung der japanischen Staatsrechtslehre verstärkt.“1

Diese japanische Stellungnahme kann aktuell auch als Kritik an 
dem Berufungsurteil des Oberverwaltungsgerichts in Münster vom 
13.05.2024 und dabei an der deutschen Justiz generell gelesen wer-
den, die dem Inlandsgeheimdienst die Überwachung einer von zahlrei-
chen Wählern unterstützten Oppositionspartei gestattet. Dieser Partei 
können dabei keine Rechtsverletzungen vorgeworfen werden, sondern 
nur eine geheimdienstlich unter ideologischen Verdacht gestellte poli-
tische Agenda. Ü�E�H�U���G�L�H�V�H���$�J�H�Q�G�D���]�X���E�H�¿�Q�G�H�Q�����W�U�D�X�W���G�D�V���J�H�J�H�Q���S�R�O�L�W�L-

1	  S. Hisao Kuriki: Über die Tätigkeit der Japanischen Forschungsgesellschaft für das deutsche 
�9�H�U�I�D�V�V�X�Q�J�V�U�H�F�K�W�����L�Q�����-�|�5���Q�����)�������������������6������������
u���������������I��



48

sche Opposition gerichtete geheimdienstliche Überwachungssystem, 
das die BRD-Demokratie kennzeichnet, mit gerichtlicher Absegnung 
dem deutschen Wähler und mündigen Bürger trotz der verfassungs-
rechtlichen Garantie der Menschenwürde nicht zu. Es wird auf den Bür-
ger in der Tat staatlicher Druck ausgeübt, sein Wahlrecht nicht falsch 
auszuüben oder sich schon gar für eine falsche Parteimitgliedschaft 
zu entscheiden. Auch die Ausübung der Meinungsfreiheit wird dabei 
�X�Q�N�O�D�U���G�H�¿�Q�L�H�U�W�H�Q���6�D�Q�N�W�L�R�Q�H�Q���D�X�V�J�H�V�H�W�]�W�����L�Q�V�E�H�V�R�Q�G�H�U�H���Z�H�Q�Q���H�V���G�D�E�H�L��
�X�P���L�G�H�R�O�R�J�L�H�S�R�O�L�W�L�V�F�K�H���9�H�U�I�R�O�J�X�Q�J���L�P���|
u�H�Q�W�O�L�F�K�H�Q���'�L�H�Q�V�W���J�H�K�W����

Das vom japanischen Juristen kritisierte bundesdeutsche Partei-
verbot mit ideologischem Zwangscharakter gegenüber dem Bürger 
wird dabei in der politischen Praxis der BRD weitgehend in Form 
eines veralltäglichten ideologie-politischen Notstands als anti-oppo-
sitionelle Geheimdienstüberwachung, Staatspropaganda und diszipli-
narrechtliche Verfolgung von Parteimitgliedern durchgeführt, die im 
�|
u�H�Q�W�O�L�F�K�H�Q�� �'�L�H�Q�V�W�� �E�H�V�F�K�l�I�W�L�J�W�� �V�L�Q�G���� �'�D�P�L�W�� �V�R�O�O�� �G�L�H�� �:�L�U�N�X�Q�J�� �H�L�Q�H�V��
Parteiverbots herbeigeführt werden, ohne zu dem doch hässlichen, 
�Q�l�P�O�L�F�K���G�L�N�W�D�W�X�U�D
v�Q�H�Q���0�L�W�W�H�O���H�L�Q�H�V���I�|�U�P�O�L�F�K�H�Q���3�D�U�W�H�L�Y�H�U�E�R�W�V���J�U�H�L�I�H�Q��
zu müssen, das dem internationalen Demokratieimage – wohl der zen-
trale Verfassungswert – nicht so guttut, wie auch anhand der angeführ-
ten Kritik aus Japan belegt werden kann.

Preußen-Deutschland als japanisches Vorbild 
der Modernisierung

Der deutsch-japanische Zusammenhang, der in der angeführten 
Kritik am deutschen Parteiverbotskonzept nach dem Grundge-

setz angesprochen ist, geht in der Tat auf die sog. Meiji-Restauration 
zurück, die zum Erlass der Verfassung vom 11. Februar 1889 (Mei-
ji-Verfassung)2 geführt hat. Diese Verfassung lehnte sich auch aufgrund 
der Beratung durch dazu konsultierte deutsche Juristen an die Verfas-
sungsurkunde für das Königreich Preußen von 1850 an. Durch diese 
Verfassungsrezeption ist es Japan als nichteuropäischem Land gelun-
gen, sicherlich herausgefordert durch die westlichen Imperialmächte 
und im Interesse von deren Abwehr, aus Eigeninitiative den Schritt zur 
Industriegesellschaft zu beschreiten. Auch der Weg zur Demokratisie-

2	  S. http://www.verfassungen.net/jp/verf89-i.htm 
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rung sollte dabei beschritten werden, wie sich aus den Darlegungen von 
�,�W�À���+�L�U�R�E�X�P�L���H�U�J�L�E�W�����G�H�P���H�L�J�H�Q�W�O�L�F�K�H�Q���8�U�K�H�E�H�U���G�H�U���0�H�L�M�L���9�H�U�I�D�V�V�X�Q�J��
und ersten Ministerpräsidenten Japans nach Etablierung des Kabi-
�Q�H�W�W�V�\�V�W�H�P�V�����'�L�H�V�H�U���D�G�R�S�W�L�H�U�H���6�D�P�X�U�D�L���D�X�V���G�H�P���)�•�U�V�W�H�Q�W�X�P���&�K�À�V�K�Ì����
das maßgeblich den Umsturz des seit 1600 etablierten Militärregime 
des Tokugawa-Shogunats herbeigeführt hatte, strebte von Anfang an 
eine Entwicklung an, die in absehbarer Zeit zur Regierungsbildung 

auf der Grundlage der Parlamentsmehrheit führen sollte. Dabei sollte 
allerdings Gefahren vorgebeugt werden, die von sozialistischen Bestre-
bungen auszugehen schienen, was sich schon in einer gegenüber der 
Preußischen Verfassung restriktiveren Garantie der Vereinigungsfrei-
heit zum Ausdruck brachte: Nach Artikel 29 hatten „alle japanischen 
Untertanen … innerhalb der Grenzen des Gesetzes Freiheit der Rede, 
�G�H�U���6�F�K�U�L�I�W�����G�H�U���9�H�U�|
u�H�Q�W�O�L�F�K�X�Q�J�����G�H�U���|
u�H�Q�W�O�L�F�K�H�Q���9�H�U�V�D�P�P�O�X�Q�J���X�Q�G��
der Bildung von Vereinen.“ Die genannten Freiheitsrechte waren damit 
in Japan einem gewöhnlichen Gesetzesvorbehalt unterworfen, während 
Artikel 30 der Preußischen Verfassung etwa die Vereinigungsfreiheit 
nur einem durch die Schranken der Strafgesetze bestimmten und der 
�$�X�I�U�H�F�K�W�H�U�K�D�O�W�X�Q�J���G�H�U���|
u�H�Q�W�O�L�F�K�H�Q���6�L�F�K�H�U�K�H�L�W���G�L�H�Q�H�Q�G�H�Q���T�X�D�O�L�¿�]�L�H�U�W�H�Q��
�(�L�Q�J�U�L
u�V�Y�R�U�E�H�K�D�O�W�� �X�Q�W�H�U�Z�R�U�I�H�Q�� �K�D�W�����$�O�V�� �.�R�Q�N�U�H�W�L�V�L�H�U�X�Q�J�� �Z�D�U�� �G�D�E�H�L��
bestimmt, dass Verbote von politischen Vereinen, also letztlich von 

In Japan so nicht denkbar: Das Berufungsurteil des Oberverwaltungsgerichts 
in Münster vom 13. Mai 2024.
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Parteien, nur „vorübergehend“ sein konnten - wie dies dann in dieser 
Weise im Fall des mehrmals verlängerten Sozialistengesetzes auf 
Reichsebene praktiziert wurde. Übrigens ein Freiheitstandard, hinter 
dem das Parteiverbotssystem nach dem Grundgesetz im Verständnis des 
Bundesverfassungsgerichts doch zurückbleibt!3 Und dies im „freiesten 
Staat der deutschen Geschichte.“

Demokratisierung mit Gedankenpolizei

I �P���5�D�K�P�H�Q���G�H�U���V�R�J�����7�D�L�V�K�À���'�H�P�R�N�U�D�W�L�H�����H�W�Z�D���L�Q���G�H�U���=�H�L�W���Q�D�F�K���G�H�P��
1. Weltkrieg bis in die 1930er Jahre gehend, wurde dann 1925 als 

Kompromiss für die Einführung des allgemeinen Männerwahlrechts 
als Grundlage der parlamentarischen Regierungsbildung ein „Friedens-
wahrungsgesetz“ erlassen, dessen zentrale Bestimmung gelautet hat:

„Jeder, der eine Vereinigung mit dem Ziel gründet, die nationale 
Verfassungsordnung (kokutai) oder das System des Privateigen-
tums zu ändern, und jeder, der einer solchen Vereinigung in voller 
Kenntnis ihres Zwecks beitritt, wird mit einer Freiheitsstrafe mit 
oder ohne Zwangsarbeit von nicht mehr als zehn Jahre bestraft.“

Es handelt sich demnach um eine Strafvorschrift, die dem späteren 
§ 90a Abs. 1 StGB über den „Verfassungsverrat“4 zu den Anfangs-
zeiten der „wehrhaften“ BRD-Demokratie ähnelt, aber eher als Ver-
fassungsschutzsystem in dem Sinne praktiziert wurde, dass man bei 

3	  „Z.B ist das Parteienrecht des freiheitlich-demokratischen Rechtsstaates unter dem Gesichts-
punkt der rechtlichen Freiheit betrachtet, schlechter als dasjenige der Sozialistengesetze im 
Bismarckreich ... Dem monarchisch-autoritär verfassten Bismarckreich ist es demgegenüber 
nicht in dem Sinn gekommen, wegen der Unvereinbarkeit politischer Zielsetzungen der Sozi-
aldemokratischen Partei mit seiner eigenen Wertgrundlage über das Verbot der Parteivereine, 
ihrer Versammlungen und Druckerzeugnisse hinaus auch die Freiheit der Stimmabgabe für 
sozialdemokratische Kandidaten, ihre Teilnahme an den politischen Wahlen aufzuheben oder 
gar errungene Reichstagsmandate zu kassieren“; s. E.-W. Böckenförde: Staat, Gesellschaft, 
Freiheit. Studien zur Staatstheorie und zum Verfassungsrecht, 1976, S. 91, Fn 77. 

4	  „Wer eine Vereinigung gründet, deren Zwecke oder deren Tätigkeit sich gegen die verfas-
sungsmäßige Ordnung oder gegen den Gedanken der Völkerverständigung richten, oder wer 
die Bestrebungen einer solchen Vereinigung als Rädelsführer oder Hintermann fördert, wird 
mit Gefängnis bestraft.“ Dieser Bereich wird nunmehr vom „Verfassungsschutz“ abgedeckt 
und die Kriminalität fängt dann erst beim förmlichen Partei- und Vereinsverbot als „Fortfüh-
rung einer für verfassungswidrig erklärten Partei“ / „Verstoß gegen ein Vereinigungsverbot“ 
an (s. §§ 84, 85 StGB) und es folgen dann die sog. „Propagandadelikte“, die etwa verbieten, 
sich dafür auszusprechen, alles für Deutschland machen zu wollen (während „Deutschland 
�Y�H�U�U�H�F�N�H���³���H�K�H�U���I�•�U���H�L�Q�H�P���6�W�D�D�W�V�S�R�V�W�H�Q���T�X�D�O�L�¿�]�L�H�U�W��������
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Vermeidung wirklicher Strafanklagen im Rahmen der Strafermittlun-
gen die politische Umkehr (�7�H�Q�N�À)5 der Verdächtigten herbeiführen 
wollte. Strafanklagen gab es nur bei ca. 10% der Verdächtigten und 
die Todesstrafe, die dann durch gesetzliche Änderung während des 
2. Weltkriegs als Höchststrafe vorgesehen wurde, ist nur gegen den 
Sowjetspion Richard Sorge und dessen japanischen Informanten aus-
gesprochen und vollstreckt worden. 

Kern dieses Verfassungsschutzes stellte kokutai dar, was zumin-
dest methodisch dem Schutzgut „freiheitliche demokratische Grund-
ordnung“ nach dem Grundgesetz ähnelt. Wie bei dieser wurde der 
�,�Q�K�D�O�W�� �G�L�H�V�H�V�� �6�F�K�X�W�]�J�X�W�H�V�� �H�W�Z�D�V�� �À�H�[�L�E�H�O�� �J�H�K�D�Q�G�K�D�E�W���� �X�P�� �G�D�G�X�U�F�K��
�H
u�H�N�W�L�Y�H�U���V�L�F�K���Z�D�Q�G�H�O�Q�G�H�Q���D�Q�W�L�R�S�S�R�V�L�W�L�R�Q�H�O�O�H�Q���S�R�O�L�W�L�V�F�K�H�Q���%�H�N�l�P�S-
fungsbedürfnissen Rechnung tragen zu können. Geschützt wurden 
vor allem die mit der japanischen Monarchie verbundenen Werte, die 
etwa im Erziehungserlass von 1890 zum Ausdruck gebracht waren. 
Es handelt sich dabei um einen im Kern konfuzianischen Text, in-
dem die Nation als Familie betrachtet wird und dementsprechend die 
Beziehungen der japanischen Untertanen zueinander aufgebaut sein 
sollten. Dabei wurden auch Elemente des westlichen Verfassungs-
�G�H�Q�N�H�Q�V�� �L�Q�N�R�U�S�R�U�L�H�U�W���� �Z�D�V�� �L�Q�V�E�H�V�R�Q�G�H�U�H�� �L�Q�� �G�H�U�� �9�H�U�S�À�L�F�K�W�X�Q�J�� �G�H�U��
Untertanen zur Verfassungstreue zum Ausdruck kam. Der Text als 
solcher war dabei in einer Weise formuliert, dass er dem Prinzip der 
weltanschaulichen Neutralität des Staates gerade noch genügt hat, 
wobei jedoch unverkennbar der Subtext vorhaben war, wonach die 
kaiserliche Dynastie durch die Abstammung von der Sonnengöttin 
legitimiert war – eine Aussage, die weder im Verfassungstext noch 
im Erziehungserlass explizit zum Ausdruck kam, jedoch über den 
�D�X�V�G�U�•�F�N�O�L�F�K�� �D�O�V�� �Q�L�F�K�W���U�H�O�L�J�L�|�V�� �H�U�N�O�l�U�W�H�Q�� �6�W�D�D�W�V���6�K�L�Q�W�À�� �K�H�U�]�X�V�W�H�O�O�H�Q��
�Z�D�U���� �:�H�V�K�D�O�E�� �G�D�Q�Q�� �G�H�Q�� �]�H�Q�W�U�D�O�H�Q�� �6�K�L�Q�W�À���6�F�K�U�H�L�Q�H�Q�� �5�H�V�S�H�N�W�� �H�Q�W�J�H-
gengebracht werden musste, vergleichbar der BRD-Rechtslage, wo-
nach man bei staatlich angeordneten Bewältigungsstätten nicht so 
ohne Weiteres demonstrieren darf (vgl. § 15 Abs. 2 Versammlungs-
gesetz). 

Bei der geschützten Verfassungsordnung handelt sich dement-

5	  S. dazu den entsprechenden Beitrag von Fujita Shozo: Die ideologischen Konversionen um 
1933, in: Nishikawa Masao / Miyachi Masato (Hgg.): Japan zwischen den Kriegen - eine 
�$�X�V�Z�D�K�O���M�D�S�D�Q�L�V�F�K�H�U���)�R�U�V�F�K�X�Q�J�H�Q���]�X���)�D�V�F�K�L�V�P�X�V���X�Q�G���8�O�W�U�D�Q�D�W�L�R�Q�D�O�L�V�P�X�V���������������6������������
u��
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sprechend um so etwas wie eine „nichtreligiöse Religion“,6 also eine 
Verfassungsideologie, die demnach ohne wirklichen Rechtsverstoß 
„verletzt“ werden konnte. Derartige Verletzungen konnten nur gedan-
kenpolizeilich aufgespürt werden, was immerhin explizit so anerkannt 
worden ist. 1927 wurde deshalb innerhalb der Höheren Sonderpoli-
zei des Innenministeriums ein Unterbüro, die „Gedankenabteilung“, 
eingerichtet, um Personen mit subversiven Ideologien aufzuspüren. 
Diese „Gedankenpolizei“ richtete Zweigstellen in ganz Japan ein, um 
gefährliche Gedanken und Ideologien zu überwachen. Innerhalb des 
Justizministeriums wurden spezielle „Gedankenstaatsanwälte“ er-
nannt, um „Gedankenverbrechen“ zu unterdrücken. Zur Steuerung der 
administrativen Handhabung des Vorgehens gegen Gedankenverge-
hen wurden dabei „Gedankenpolizeiberichte“ erstellt, die wenngleich 
nur intern zur Anwendung gekommen, doch einen Vorläufer deutscher 
VS-Berichte darstellen. In diesen Studien nahmen kommunistische 
und nationalistisch-proletarische und vergleichbare politische Bewe-
gungen die erste Stelle ein. Daraus kann man entnehmen, wogegen 
sich die Gedankenpolizei vor allem richtete. Ein bloßer Kampf gegen 
links konnte nicht durchgehalten werden, weil gerade von der von Ki -
ta Ikki (1883-1937) vertretenen radikalen Rechten zunehmend sozia-
listische Ideen aufgenommen wurden. Dieser war ein „Verfechter ei-
nes Sozialismus, der in Faschismus umschlug.“7 Insofern stellte diese 
Gedankenpolizei doch einen Mitte-Schutz im bundesdeutschen Sinne 
dar.8 Dies sollte die angestrebte Konversion der kommunistischen 
Linken erleichtern, weil sich die Gedankenpolizei damit begnügen 
konnte, aus Internationalsozialisten nationale Sozialisten / National-
sozialisten zu machen, die das Kaisertum anerkannten, während sie 
alle anderen Ansichten weitgehend beibehalten konnten, zumal man 
auf die Respektierung einer Privateigentumsgesellschaft gedankenpo-
lizeilich angesichts der kriegswirtschaftlichen Notwendigkeiten, die 

6	  So die Kennzeichnung von Maruyama Masao, dem japanischen Habermas, zitiert bei Maik 
�+�H�Q�G�U�L�N�� �6�S�U�R�W�W�H���� �.�R�Q�À�L�N�W�D�X�V�W�U�D�J�X�Q�J�� �L�Q�� �D�X�W�R�U�L�W�l�U�H�Q�� �+�H�U�U�V�F�K�D�I�W�V�V�\�V�W�H�P�H�Q���� �(�L�Q�H�� �K�L�V�W�R�U�L�V�F�K�H��
Fallstudie zur frühsozialistischen Bewegung im Japan der Meiji-Zeit, 2001, S. 62.

7	  S. dazu den Beitrag eines Bewältigungsjapaners (diese gibt es auch, haben aber bei weiten 
nicht die Bedeutung, die den Bewältigungsdeutschen zukommt) bei Peter Fischer (Hgg.): 
Buddhismus und Nationalismus im modernen Japan, 1979, S. 102.

��	 ���:�D�V���G�D�P�L�W���J�H�P�H�L�Q�W���L�V�W�����N�D�Q�Q���G�H�U���M�•�Q�J�V�W�H�Q���%�X�F�K�Y�H�U�|
u�H�Q�W�O�L�F�K�X�Q�J���G�H�V���9�H�U�I�D�V�V�H�U�V���H�Q�W�Q�R�P�P�H�Q��
werden: Konsensdemokratie. Die „Mitte“ als Demokratieproblem, 2024 beim Antaios-Ver-
lag.
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�Z�H�L�W�J�H�K�H�Q�G�� �]�X�� �H�L�Q�H�U�� �V�R�]�L�D�O�L�V�P�X�V�D
v�Q�H�Q�� �.�U�L�H�J�V�Z�L�U�W�V�F�K�D�I�W�� �]�Z�D�Q�J�H�Q����
zunehmend geringeren Wert legte. 

Zusammengefasst kann man wohl entsprechend der eingangs an-
geführten Kritik nachvollziehen, dass japanische Staatsrechtler „den 
Hintergrund dieses Prinzips“ der „streitbaren Demokratie“ schon 
verstehen können: Es erinnert sie an die japanische Gedankenpoli-
zei von 1925 bis 1945. Immerhin muss man dem japanischen Verfas-
sungsschutzsystem dieser Zeit, das wohl unvermeidbar diktatorische 
Züge annahm, zugestehen, doch ein Abgleiten in den wirklichen To-
talitarismus verhindert zu haben: Zwar wurden am 12.10.1940 die 
im Parlament vertretenen Parteien gezwungen, in der „Vereinigung 
zur Unterstützung der Kaiserherrschaft“ aufzugehen, ein Vorgang, 
der etwas irreführend mit der Entwicklung in Deutschland von 1933 
gleichgesetzt wird.9 Trotz der amtlichen „Empfehlung“, die sicherlich 
weitreichender war, als dies bei den amtlich vom deutschen VS ne-
gativ empfohlenen Parlamentskandidaten, konnte kein gleichgeschal-
tetes Parlament herbeigeführt werden,10 weil die Wahlfreiheit nicht 
�D�E�J�H�V�F�K�D
u�W�� �Z�H�U�G�H�Q�� �N�R�Q�Q�W�H���� �Z�X�U�G�H�� �G�L�H�V�H�� �G�R�F�K�� �Y�R�Q�� �G�H�U�� �G�X�U�F�K�� �H�L�Q�H�P��
göttlichen Kaiser erlassene Verfassung garantiert: Von insgesamt 466 
gewählten Abgeordneten zählten dann 375 zu den amtlich „emp-
fohlenen“ Kandidaten, aber es konnte eben auch nicht empfohlene 
Kandidaten gewählt werden. Die hohe Zustimmungsrate, die sich bei 
erhöhter Wahlbeteiligung ergab, erklärt sich nicht aus Wahlfälschun-
gen, sondern daraus, daß die empfohlenen Kandidaten großteils die-
selben waren, die in den vorausgegangenen Wahlen schon als Mitglie-
der ihrer jeweiligen (demokratischen) Partei gewählt worden waren. 
Entscheidend ist jedoch, dass es auch nicht empfohlene Kandidaten, 
meist Rechtsgerichtete gab, die auch gewählt werden konnten. Sogar 
�G�H�U���H�K�H�U���O�L�Q�N�V�J�H�Q�H�L�J�W�H���3�R�O�L�W�L�N�H�U���6�D�L�W�À���7�D�N�D�R�����G�H�U���Z�H�J�H�Q���V�H�L�Q�H�U���.�U�L�W�L�N��
an der japanischen Kriegspolitik in China aus dem Parlament hatte 
ausscheiden müssen, konnte 1942 als unabhängiger Kandidat wieder 
in den Reichstag einziehen: „These pantomimes of public participa-
tion in the political process made it possible for the facade, if not in 

9	 So auch in dem an sich empfehlenswerten Reclam-Buch: Kleine Geschichte Japans, hgg. 
von Maria-Verena Blümmel u. a., 2010, S. 406: „Einheitspartei nach Muster der NSDAP 
organisiert“.

10	S. dazu Edward J. Drea: The 1942 Japanese General Election: Political Mobilization in War-
time Japan, 1979.
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substance, of electoral and parliamentary politics to survive even at 
the height of the militarist era.“11 Die Umstände, die dem japanischen 
Konstitutionalismus zugrunde lagen, dürfen daher bei der Erklärung 
nicht übersehen werden, warum der japanische authoritarianism so-
gar auf seinem Höhepunkt nie so total war wie der des Westens,12 
also in Deutschland und Italien, um vom Weltkriegsverbündeten der 
USA, der Sowjetunion, gar nicht zu sprechen. Zusammenfassend 
kann daher als Ergebnis der japanischen Verfassungsschutzpolitik, ei-
ner nichtreligiösen Religionspolitik, der Vorkriegszeit gesagt werden: 
„There was no mass terror in Japan … Political rivals in Japan did not 
assassinate each other, nor did the government liquidate its opponents. 
Except for communists, who were jailed, most dissenters remained 
free. The worst that happened to people who disagreed with the go-
�Y�H�U�Q�P�H�Q�W���Z�D�V���X�V�X�D�O�O�\���W�K�D�W���W�K�H�\���K�D�G���W�R���U�H�Q�R�X�Q�F�H���S�X�E�O�L�F���R
v�F�H�����������1�R��
liberal lost his life because of his opinion. Liberal writers or politicans 
like Ozaki Yukio, Abe Isoo, Baba Tsunego and Minobe Tatsukichi 
were restricted in their public utterances, but were neither arrested nor 
exiled.”13 Politischer Opposition drohte, bundesdeutsch gesprochen, 
ein „Radikalenerlass”, ausnahmsweise vielleicht ein Strafverfahren 
wegen Majestätsbeleidigung, ein Tatbestand, der funktional im Vor-
kriegsjapan eine ähnliche Bedeutung hatte wie nunmehr in der BRD 
die berüchtigte „Volksverhetzung“. Selbst unter der Militärregierung 
während der Kriegszeit erscheint Japan innenpolitisch dem VS-Staat 
BRD näher zu sein als etwa der „Volksdemokratie“ „DDR“.

Verwirklichung der politischen Freiheit  
ohne Parteiverbot und Gedankenpolizei

Mit Beendigung der amerikanischen Besatzungsherrschaft im Jahr 
1952 sollte dann die Vereinigungsfreiheit in Japan entsprechend 

der neuen Verfassung von 1946 / 1947 endgültig umgesetzt werden. 
Zu dieser seitdem unverändert geltenden Verfassung ist zu sagen, dass 
sie - anders als das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland - 

11	 S. H. H. Baerwald: Japan’s Parliament: An introduction, 1974, S. 5, Hervorhebung des 
schamhaften Zugeständnisses in dieser amerikanischen Kritik vorliegend hinzugefügt.

12	 S. Robert A. Scalapino: Democracy and Party Movement in Prewar Japan - The Failure of 
�W�K�H���¿�U�V�W���D�W�W�H�P�S�W�����������������6������������

13	So Ben-Ami Shillony, zitiert bei Lawrence W. Beer: Freedom of Expression in Japan. A study 
in Comparative Law, Politics, and Society, 1984, S. 69.
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nach den Bestimmungen der Vorgängerverfassung verabschiedet und 
dementsprechend durch kaiserlichen Erlass in Kraft gesetzt worden 
ist. Das amerikanische Besatzungsregime unter General MacArthur 
respektierte weitgehend völkerrechtskonform die bestehenden Verfas-
sungsinstitutionen Japans, wenngleich dann neben den (einseitigen) 
Kriegsverbrecherprozessen politische Säuberungen durchgeführt und 
auch zentrale Rechtsänderungen erzwungen wurden, zu denen man 
�V�L�F�K���G�H�U���N�D�L�V�H�U�O�L�F�K�H�Q���9�H�U�R�U�G�Q�X�Q�J�V�E�H�I�X�J�Q�L�V���E�H�G�L�H�Q�W�H�����D�O�V�R���G�H�P���7�H�Q�Q�À��
entsprechende Regelungen „nahelegte“) und dabei etwa das Friedens-
wahrungsgesetz von 1925 und den Erziehungserlass von 1890 außer 
Kraft setzte. Es tat sich dann in der Tat die Gefahr einer „streitbaren 
Demokratie“ auf, weil sich die US-Politik dann in Form von massi-
ven Vereinigungsverboten und Zensurvorschriften manifestiert hat. 
So wurden im Januar 1946 „unerwünschte Organisationen“ („certain 
political parties, associations and other organizations“) aufgelöst, eine 
Zahl, die sich nachfolgend auf insgesamt 94 Vereinigungen erhöhen 
sollte.14���6�R���L�V�W���G�D�Q�Q���P�L�W���G�H�U���6�K�L�Q�W�À���'�L�U�H�N�W�L�Y�H���G�D�V���9�H�U�E�R�W���H�L�Q�H�U�����9�H�U�I�D�V-
sungs-)Ideologie verhängt worden, auf welche die „Kriegsschuld des 
japanischen Volks“ zurückgeführt wurde, ähnlich wie im VS-Land BRD 
�H�L�Q���Ä�H�W�K�Q�L�V�F�K�H�U���6�W�D�D�W�V�E�H�J�U�L
u�³���D�P�W�O�L�F�K���Q�D�]�L�¿�]�L�H�U�H�Q�G���E�H�N�l�P�S�I�W���Z�L�U�G��

Mit Etablierung einer rechtlich unbeschränkten Vereinigungs-
freiheit durch die neue Verfassung hat sich dann die konservati-
ve japanische Regierung entschieden gegen die Überlegungen des 
amerikanischen Besatzungsregimes ausgesprochen, angesichts der 
kommunistischen Machtübernahme in China und des ausbrechen-
den Korea-Krieges die Kommunistische Partei Japans zu verbieten, 
obwohl die KP durchaus eine problematische Haltung zum Lega-
litätsprinzip zum Ausdruck brachte, wogegen jedoch die normalen 
Strafrechtsvorschriften als ausreichend angesehen wurden. Während 
personelle Säuberungen, wie Entlassung von kommunistischen Pro-
fessoren, welche das US-Militärregime vorher zu Positionen verhol-
fen hatte, dann in der Tat noch vorgenommen wurden, widersetzte 
sich die japanische Regierung jedoch entschieden dem Parteiverbot: 
„In an ironic twist, it was now MacArthur who wanted to outlaw 

14	  S. Angaben bei Sven Saaler: The Kokuryukai (Black Dragon Society) and the Rise of Na-
tionalism, Pan-Asianism, and Militarism in Japan, 1901-1925, in: International Journal of 
�$�V�L�D�Q���6�W�X�G�L�H�V�����������������6������������
u��
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the Japanese Communists and the Japanese government who defen-
ded their political freedom, refusing to declare them illegal.“15 Es 
stand für die japanische Politik erkennbar die Befürchtung im Raum, 
dass mit einem Parteiverbot eine Rückkehr zur Verfassungsschutz-
politik der Vorkriegszeit erfolgen könnte.16 Dagegen meinte man in 
der zeitgenössischen BRD, sich von den USA dadurch absetzen zu 
müssen, dass man entgegen dem Willen der CIA17 die KPD verbieten 
lässt,18 was das Bundesverfassungsgericht dann 1956 nach dem Ende 
des Besatzungsstatuts im Jahr 1955 durch förmliches Parteiverbot 
bewerkstelligen konnte. Die politischen Kräfte, die die Bundesregie-
rung trugen, glaubten also, sich von den USA dadurch emanzipieren 
zu können, indem man den besatzungspolitischen „Antifaschismus“, 
der sich in einem raschen Parteiverbot „gegen rechts“ schon im Jahr 
1952 zum Ausdruck gebracht hatte,19 „auch gegen links“ ausweitet, 
was dann aus Ausdruck von „Mitte“ verstanden wurde. Spätestens 
mit dem Aufkommen der AfD ist dann auch diese „Mitte“ als – nach 
ideologischer Eigeneinstufung dann doch Linksformation – wander-
witzig zum „Antifaschismus“ der Besatzungszeit zurückgekehrt und 
führt „Parteiverbotsdiskussionen“ durch, die im demokratischen Ja-
pan völlig unbekannt sind.

Im ziemlichen Gegensatz zur BRD hat sich Japan mit Ende der 
Besatzungszeit sofort entschlossen, als eines der ersten Gesetze über-
haupt das Gesetz zur Abwehr subversiver Aktivitäten (Subversive Ac-

15	  S. William R. Farrell: Blood and Rage, The Story of the Japanese Red Army, 1990, S. 49.
16	  Die Ausführungen von Shojiro Sakaguchi bei Markus Thiel: The `Militant Democracy` 

�3�U�L�Q�F�L�S�O�H���L�Q���0�R�G�H�U�Q���'�H�P�R�F�U�D�F�L�H�V���������������6������������
u�����]�H�L�J�H�Q���H�L�Q�H���H�Q�W�V�F�K�O�R�V�V�H�Q�H���$�E�O�H�K�Q�X�Q�J���Y�R�Q��
dem, was dann als „wehrhafte Demokratie“ getauft wurde, durch die japanischen Politiker, so 
dass in der Tat die eingangs zitierte Stellungnahme keine Einzelmeinung wiedergibt, sondern 
Common Sense der japanischen Politik darstellt. 

17	���Ä�&�,�$���Z�D�U�E���I�•�U���G�L�H���.�3�'�³���L�Q�W�H�U�S�U�H�W�L�H�U�W���'�H�U���6�S�L�H�J�H�O���������������������6�������������J�D�U���Q�H�X���Y�H�U�|
u�H�Q�W�O�L�F�K�W�H��
Dokumente; man kann wohl die Überlegung anstellen (Verschwörungstheorie?), dass das 
KPD-Verbot daher erst nach Ende des Besatzungsstatuts, also nach 1955 ergehen konnte; 
das KPD-Verbot wurde, anders als bezüglich des Saarlandes nach dessen Beitritt zur BRD 
nicht auf West-Berlin erstreckt, d.h. die SEW als Fortsetzung der verbotenen KPD wurde von 
den Alliierten in West-Berlin geschützt, wo das Bundesverfassungsgerichtsgesetz mit seiner 
Parteiverbotsbestimmung bis zum 2+4-Vertrag nicht galt. 

18	���6�����]�X�P���.�3�'���9�H�U�E�R�W�����%�9�H�U�I�*�(��������������
u����
19	���6�����9�H�U�E�R�W���G�H�U���6�R�]�L�D�O�L�V�W�L�V�F�K�H�Q���5�H�L�F�K�V�S�D�U�W�H�L�����6�5�3�������%�9�H�U�I�*�(������������
u����
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tivities Prevention Act) zu erlassen.20 Formaler Ausgangspunkt dabei 
war, die noch auf Besatzungsanordnung zurückgehende Regierungs-
verordnung von 1949 zur Kontrolle politischer Organisationen, die 
�G�H�P�� �*�H�Q�H�U�D�O�V�W�D�D�W�V�D�Q�Z�D�O�W�� �G�L�H�� �%�H�I�X�J�Q�L�V�� �]�X�U���$�X�À�|�V�X�Q�J�� �D�Q�W�L�G�H�P�R�N�U�D-
tischer Organisationen eingeräumt hatte, abzulösen. Die Diskussion 
über das Subversionsgesetz im japanischen Parlament war von dem 
klar erkennbaren Willen der Abgeordneten getragen, das Gesetz in ei-
ner Weise zu fassen, die eine Anwendung des Gesetzes im Sinne der 
Gedankenkontrolle der Vorkriegszeit,21 aber auch im Sinne der ame-
rikanischen Gegenentwurfsideologie ausschließen sollte. Dies wurde 
erreicht durch einen konsequent strafrechtlich ausgerichteten Staats-
schutz, der dabei keine freiheitsfeindliche „Propagandadelikte“ nach 
BRD-Recht aufweist, sondern auf politisch motivierte gewalttätige 
Delikte ausgerichtet ist. Es wird also im Unterschied zur BRD beim 
Verfassungsschutz in Japan eine Gewaltgrenze und keine sogenannte 
„Wertgrenze“ gezogen,22 die wohl unvermeidbar auf eine Ideologie
grenze hinausläuft, nach der dann etwa „Geschichtsrevisionismus“ als 
staatsgefährdend23 erscheint. Ein förmliches Vereinigungsverbot muss 
daher zur Abwehr terroristische Aktivitäten zwingend geboten sein, 
wobei dies rechtlich nachvollziehbar unter Bezugnahme auf einschlä-
gige Strafrechtsbestimmungen erfolgt wie gewalttätiger Aufstand und 
dergleichen. Voraussetzung für ein Verbot ist eine „gegenwärtige Ge-
fahr“ im Sinne der present danger doctrine24 nach US-amerikanischem 
Recht. Auch dabei ist zu prüfen, ob nicht geringfügigere Maßnahmen 
ausreichen wie Verbot gewaltsamer Demonstrationen. Die strikte Aus-
richtung des polizeilichen Verfassungsschutzes steht außerdem unter 

20	  S. dazu Cecil H. Uyehara: The Subversive Activities Prevention Law of Japan. 
It´s Creation, 1951-52, 2010; eine englische Übersetzung dieses Gesetzes, durch-
�D�X�V�� �D�O�V�� �,�Q�V�S�L�U�D�W�L�R�Q�� �I�•�U�� �H�L�Q�H�� �J�U�X�Q�G�O�H�J�H�Q�G�H�� �5�H�I�R�U�P�� �L�Q�� �'�H�X�W�V�F�K�O�D�Q�G���� �L�V�W�� �K�L�H�U�� �]�X�� �¿�Q�G�H�Q���� 
https://www.japaneselawtranslation.go.jp/en/laws/view/4045/en

21	  S. bei Beer, a. a. O., S. 190; s. dazu auch den zeitgenössischen amerikanischen Aufsatz: 
http://www.jstor.org/stable/442366?seq=1#page_scan_tab_contents 
22	  S. dazu Gregor Paul Boventer: Grenzen politischer Freiheit im demokratischen Staat - Das 

Konzept der streitbaren Demokratie in einem internationalen Vergleich, 1985, zusammen-
�I�D�V�V�H�Q�G���6������������
u������

23	  S. dazu das Gutachten des Verfassers zum Vorgehen des VS-Hamburg gegen die SWG:
https://www.swg-mobil.de/wp-content/uploads/2024/01/SWG-Gutachten-Digital.pdf 
24	  S. dazu Kay Hailbronner: Der „clear and present danger test“ und die verfassungsfeindliche 

Betätigung in der neueren Rechtsprechung des Supreme Court der Vereinigten Staaten, in: 
�-�|�5���1�����)�������������������6������������
u��
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dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz mit dem rigorosen Gebot der Ver-
�P�H�L�G�X�Q�J���X�Q�Q�|�W�L�J�H�U���*�U�X�Q�G�U�H�F�K�W�V�H�L�Q�J�U�L
u�H�����%�H�L���G�H�Q���*�U�X�Q�G�U�H�F�K�W�H�Q�����G�L�H��
durch die Terrorismusbekämpfung nicht beeinträchtigt werden dürfen, 
handelt es sich vor allem um die in Artikel 21 (1) der Verfassung von 
1946/47 genannten: „Die Vereins- und Versammlungsfreiheit sowie 
die Freiheit der Rede, der Presse und aller anderen Formen der Mei-
nungsäußerung sind gewährleistet.“ Bei dieser Grundrechtsgarantie ist 
bemerkenswert, daß die genannten Grundrechte, deren innerer Zusam-
menhang dabei erkannt ist, überhaupt nicht mehr mit einem Gesetzes-
vorbehalt versehen sind. Damit ist ein „Verfassungsschutz“ mit frei-
heitsfeindlicher Wirkung bundesdeutscher Provenienz von vornherein 
ausgeschlossen. 

Die auf diese Weise etablierte Rechtslage stellt auch keine bloße 
Theorie dar: In einem 1993 geschriebenen Beitrag eines amerikani-
schen Juristen zum japanischen Verfassungsrecht heißt es zur Mei-
nungsfreiheit im heutigen Japan: „Freedom of association is routi-
nely enjoyed in Japan. Alexis de Tocqueville´s point about America 
150 years ago might be made of Japan today ... ´In no country in the 
world has the principle of association been more successfully used 
or applied to a greater multitude of objects.`”25 Dazu zählt auch bei 
maßgeblicher Abgrenzung von der Situation in der Bundesrepublik 
Deutschland: „Parties against the democratic constitutional order are 
not, as in West Germany, restricted.“26 Auch gewöhnliche Vereini-
gungsverbote, die in der BRD massiv ausgesprochen werden, sind 
unbekannt ebenso wie die zahlreichen Quasi-Verbote in Form von 
staatlichen Herabwürdigungen von Vereinigungen mit der amtlichen 
�,�G�H�R�O�R�J�L�H�E�H�J�U�L
w�L�F�K�N�H�L�W�� �Ä�U�H�F�K�W�V�H�[�W�U�H�P�³���� �9�H�U�I�D�V�V�X�Q�J�V�V�F�K�X�W�]�E�H�U�L�F�K-
te sind in Japan unbekannt. Ein von den Vorgaben der ehemaligen 
Besatzungspolitik abweichendes Vergangenheitsverständnis führt 
in Japan zu keiner strafrechtlichen Verfolgung mit Gesamtstrafen-
bildung von sechs Jahren Freiheitsstrafe wegen staatlich bestrafter 
„Leugnung“.27  Die Religionsfreiheit drückt sich in zahlreichen Sek-

25	  S. im Beitrag von Lawrence W. Beer: Freedom of Expression: The Continuing Revolution, 
�L�Q�����3�H�U�F�\���5�����/�X�Q�H�\���M�U���������.�D�]�X�\�X�N�L���7�D�N�D�K�D�V�K�L�����-�D�S�D�Q�H�V�H���&�R�Q�V�W�L�W�X�W�L�R�Q�D�O���/�D�Z�����������������6������������
u������
229.

26	  S. ebenda, S. 189. 
27	  S. https://www.sueddeutsche.de/politik/volksverhetzung-horst-mahler-zu-sechs-jah-

ren-haft-verurteilt-1.488513 
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tengründungen aus28: Im Jahr 1993 belief sich die Zahl der registrier-
ten Religionsgemeinschaften auf 183.581 Organisationen. 

Jüngster Beleg für die Rechtsstaatlichkeit des zeitgenössischen Ja-
pan ist die Behandlung des polit-religiös motivierten Giftgasanschlags 
vom 20. März 1995 in der U-Bahn-Anlage in Tokio mit 12 Toten und 
hunderten von Verletzten durch fünf Mitglieder der religiösen Sekte 
Aum Shinrikyo. Wie hat das japanische politische System auf diese 
religionspolitisch motivierte kriminelle Attacke reagiert? Nun, es hat 
die Organisation nicht verboten! Es wurden unmittelbar Strafverfah-
ren eingeleitet, die nicht zuletzt zur Verhängung der Todesstrafe für 
den Sektenführer neben elf weiteren Todesurteilen führten. Der Sta-
tus als religiöse Organisation mit Steuervorteilen wurde widerrufen 
und ein neues Gesetz in Bezug auf die Kontrolle von Gruppierungen, 
die Akte wahllosen Massenmords verübt haben, erlassen, welches 
die Überwachung einer derartigen Organisation erlaubt. Aufgrund 
der Anknüpfung an einen schwerwiegenden Straftatbestand kann 
dies nicht mit der bundesdeutschen VS-Überwachung gleichgestellt 
�Z�H�U�G�H�Q�����L�Q���G�H�U���D�O�V���(�L�Q�J�U�L
u�V�Y�R�U�D�X�V�V�H�W�]�X�Q�J���E�H�U�H�L�W�V���G�L�H���3�À�H�J�H���I�D�O�V�F�K�H�U��
Ideologie genügt. Insofern ist hervorzuheben: Japan „stopped short of 
criminalizing religious behaviour.“ 

“The actions that the Japanese government did not take are per-
haps even more instructive than the actions taken. First, they did 
not outlaw or ban Aum. … members guilty of criminal acts were 
arrested, and the group as a whole fell under increased surveil-
lance, but the group was not forced to disband. ... the government 
did not pass general laws targeting all religious groups.”29

Japan als Vorbild: Voraussetzung 
„Verfassungsrevisionismus“

Japan, das einst vor allem durch seine Orientierung an das preußi-
sche Deutschland den Weg in die Moderne gefunden hatte, bietet 

28	S. zum vom japanischen Kultusministerium herausgegebenen Jahrbuch der Religionen; hier 
zitiert bei Ryûko Woirgardt: Initialisationsrituale der Neu-Neuen Religion Japans, in: Klaus 
Antoni (hgg.): Rituale und ihre Urheber. Invented Traditions in der japanischen Religions-
�J�H�V�F�K�L�F�K�W�H�����������������6������������
u����

29	S. Brian J. Grimm / Roger Finke: The Price of Freedom denied. Religious Persecution and 
�&�R�Q�À�L�F�W���L�Q���W�K�H���7�Z�H�Q�W�\���)�L�U�V�W���&�H�Q�W�X�U�\�����������������6������������
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sich nunmehr ersichtlich zur Verwirklichung einer „normalen“ De-
mokratie als Vorbild für die BRD an. Was wäre die Voraussetzung 
hierfür? Wesentlich scheint mir zu sein, dass die seit 1955 maßgebliche 
Regierungspartei, die konservative Liberaldemokratische Partei, die 
auf eine Vereinigung von zwei bürgerlichen Parteien zurückgeht, die 
�V�F�K�R�Q���V�H�L�W���G�H�U���7�D�L�V�K�À���'�H�P�R�N�U�D�W�L�H���P�D�‰�J�H�E�H�Q�G���Z�D�U�H�Q�����L�Q���W�R�Q�D�Q�J�H�E�H�Q-
den Teilen die japanische Verfassung von 1946 ablehnt. Auch wenn 
diese formell rechtmäßig ergangen ist, so ist sie inhaltlich sicherlich 
mehr als das Grundgesetz von den Vorstellungen der amerikanischen 
Besatzungsmacht geprägt. Die Verfassung war letztlich der Preis, 
den die Japaner bezahlen mussten, damit das US-Militär die Insti-
�W�X�W�L�R�Q�� �G�H�V���7�H�Q�Q�À�� �D�N�]�H�S�W�L�H�U�W�H��30 Auch wenn die Verfassung trotzdem 
als Rechtsdokument akzeptiert und gerade deshalb ordnungsgemäß 
ohne Ver-Wertungen angewandt wird, so hat gerade die „verfassungs-
feindliche Einstellung“ im BRD-Sinne durch maßgebliche Vertreter 
der etablierten japanische Politik die Umwertung der Verfassung zu 
einem ideologischen Konstrukt verhindert und ist damit genau dem 
entgegengerichtet, was deutschen „Verfassungsschutz“ prägt, nämlich 
die Verfassung, also das Grundgesetz, als „nichtreligiöse Religion“ 
zu begreifen, die durch oppositionelle Gedankenäußerung „verletzt“ 
werden kann, selbst wenn nicht einmal der Tatbestand einer Ord-
nungswidrigkeit verwirklicht ist. Auch wenn sich die mittlerweile 
durchaus sehr gemäßigten Vorstellungen von Verfassungsänderungen, 
wie sie von den etablierten Konservativen erhoben werden,31 bislang 
nicht durchgesetzt haben, so trug dieser immer wieder als politische 
Forderung geltend gemachte Verfassungsrevisionismus nicht nur 
dazu bei, die ideologische Aufwertung der Verfassung zu verhindern, 
etwa indem es der Oberste Gerichtshof ausdrücklich abgelehnt hat, zu 
verfassungsrechtlich umstrittenen Fragen zu entscheiden,32 weil dies 

30	  Dies wird etwa von Tetsuya Kataoka: The Price of a Constitution. The Origin of Japan´s 
Postwar Politics, 1991, eingehend dargestellt.

31	  S. dazu Christian Winkler: Japan´s Conservatives and their Quest for Constitutional Reform, 
2009; neben der Änderung des berüchtigten Artikels 9 (Verbot von japanischem Militär) und 
�G�H�U���I�|�U�P�O�L�F�K�H�Q���(�U�N�O�l�U�X�Q�J���G�H�V���7�H�Q�Q�À���]�X�P���6�W�D�D�W�V�R�E�H�U�K�D�X�S�W���J�H�K�W���H�V���Q�X�Q�P�H�K�U���Y�R�U���D�O�O�H�P���G�D�U�X�P����
der Verfassung durch Volksabstimmung erst die demokratische Legitimation zu verleihen, 
die sie als eine unter einem ausländischen Besatzungsregime erlassenen Verfassung nicht 
�K�D�E�H�Q���N�|�Q�Q�H�����V�����G�D�]�X���D�X�F�K���G�L�H���Q�D�F�K�I�R�O�J�H�Q�G���D�Q�J�H�I�•�K�U�W�H���9�H�U�|
u�H�Q�W�O�L�F�K�X�Q�J����

32	  In der Entscheidung vom 16.12.1959 im Sunagawa Fall; s. bei Helen Hardacre et. al.: Japa-
nese Constitutional Revisionism and Civic Activism, S. XXVI.  
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Aufgabe der Politik darstellen würde. Damit ist der Weg zu einer de-
mokratierelativierende Werteordnung durch ein „entgrenztes Gericht“ 
(so ein Buchtitel zum Bundesverfassungsgericht) verhindert worden, 
was in Japan vor allem von den Kommunisten als Verfassungspatrioten 
propagiert wird. Die Verfassungswirklichkeit konnte, soweit rechtlich 
möglich, durch faktisches Anknüpfen an die zumindest ursprünglich 
eigentlich befürwortete Vorgängerverfassung sicherstellen, dass Ja-
pan mit seiner freien Demokratie dem entspricht, was der deutsche 
„Verfassungsschutz“ als „ethnisches Staatskonzept“ bekämpft. In 
Deutschland hat sich eine vergleichbare Verfassungsproblematik mit 
der Schlussbestimmung des Grundgesetzes zum Ausdruck gebracht. 
�'�L�H�V�H���*�U�X�Q�G�J�H�V�H�W�]���%�H�V�W�L�P�P�X�Q�J���P�•�V�V�W�H���Z�R�K�O���D�X�I�J�H�J�U�L
u�H�Q�����Z�H�U�G�H�Q����
wobei sich der demokratische Verfassungsrevisionismus inhaltlich 
an der 1933 zur Unwirksamkeit gebrachten Vorgängerverfassung als 
der auch gegenüber dem Grundgesetz wirklich freiesten Verfassung 
Deutschlands ausrichten könnte: Eine ideologie-politisch ausgerichtete 
geheimdienstliche Oppositionsbekämpfung wäre dann auch in der BRD 
ausgeschlossen und damit die politische Freiheit verwirklicht. 	    �„
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Stefan Scheil

Historiker-Disput:  
Kontroverse Wechselbeziehungen

ZFI contra IfZ und umgekehrt

Das Münchener Institut für Zeit -
geschichte (IfZ) hat Anfang des 

Jahres in seinen Vierteljahresheften 
für Zeitgeschichte einen 75 Seiten lan-
gen Beitrag über die Zeitgeschichtliche 
Forschungsstelle Ingolstadt (ZFI) ge-
bracht. Gegliedert war dieser Beitrag in 
einen vierzigseitigen Aufsatz und 35 Seiten 
Dokumentation, die aus Briefwechseln 
zwischen Alfred Schickel und verschiede-
nen Historikern des Instituts für Zeitge-
schichte bestand, sowie aus Briefen zwischen dem IfZ und dem 
Bundesarchiv, und ebenso die eines gewissen Horst Seehofer mit 
dem Bundesarchiv. Seehofer, wir reden hier vom Jahr 1981, war 
damals noch ein junger Bundestagsabgeordneter, der sich beim 
Bundesarchiv auf Wunsch von Alfred Schickel für die Belange der 
Forschungsstelle eingesetzt hat.

Die vom IfZ zitierten Briefe hat Matthias Schickel dem Institut für 
Zeitgeschichte aus dem ihm vorliegenden Nachlass seines Vaters zur 
Verfügung gestellt. Es wird ein Umfang von zwei Aktenordnern die-
ses Nachlasses angegeben. Matthias Schickel hatte ich gebeten, mir 
zur Vorbereitung für diesen heutigen Vortrag ebenfalls diesen Nach-
lass zur Verfügung zu stellen. Er erklärte auch seine grundsätzliche 
Bereitschaft, ohne dass bisher ein Termin zustande gekommen ist. 
Im Prinzip ist das auch nicht notwendig, da sich herausgestellt hat, 
dass im ZFI-Archiv, das Herr Dr. Mohn aufbereitet hat, ebenfalls Ko-
pien jener damaligen Schreiben von Schickel an das IfZ vorhanden 
sind. Darunter sind auch solche, die von den Autoren des aktuellen 
�$�X�I�V�D�W�]�H�V���Q�L�F�K�W���Y�H�U�|
u�H�Q�W�O�L�F�K�W���Z�X�U�G�H�Q�����Y�L�H�O�O�H�L�F�K�W�����Z�H�L�O���L�K�U���,�Q�K�D�O�W���G�H�P��
Anliegen der Autoren kaum förderlich wäre. Aber dazu später mehr.
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Nun widmet also das Institut für Zeitgeschichte aktuell in seinen 
hauseigenen Vierteljahresheften für Zeitgeschichte diesen alten Zei-
�W�H�Q���J�H�S�À�H�J�W�H�����L�Q�V�J�H�V�D�P�W���I�•�Q�I�X�Q�G�V�L�H�E�]�L�J���6�H�L�W�H�Q���$�X�I�D�U�E�H�L�W�X�Q�J�����'�D�V���,�Q-
stitut fragt sich darin selbst nach der damaligen Natur der Beziehung 
zwischen IfZ und ZFI und wie es sein konnte, dass der behördlich 
millionenschwer geförderte Zeitgeschichts-Vorzeigebetrieb in der 
Münchener Leonrod-Straße phasenweise inhaltlich von einem klei-
nen, gemeinnützigen Verein wie der ZFI vor sich hergetrieben werden 
konnte.

Der Beitrag ist also gewissermaßen eine Zeitreise in eine Ära, als 
der staatliche bundesdeutsche Geschichtsbetrieb mit Blick auf die 
Weltkriegsära noch nicht ganz so gleichförmig agierte, wie er aktuell 
tut. Die Autoren beschreiben die 1970er und 80er Jahre als eine Zeit, 
bevor der „Holocaust als konstitutives Element in den Focus der deut-
schen Gesellschaft“ gerückt sei. Das ist natürlich richtig. 

Man hatte zu dieser Zeit in der Bundesrepublik noch ein erheblich 
weiteres Geschichtsbewußtsein, aus dem zu dieser Zeit noch 

�(�O�H�P�H�Q�W�H�� �G�H�U�� �J�H�V�D�P�W�H�Q�� �1�D�W�L�R�Q�D�O�J�H�V�F�K�L�F�K�W�H�� �D�X�F�K�� �]�X�U�� �,�G�H�Q�W�L�¿�N�D�W�L�R�Q��
herangezogen wurden, nicht nur solche aus der Weltkriegsära bzw. 
aus der Zeit des preußisch-deutschen Staates zwischen 1871 und 
1945, an dem sich die heutige Bundesrepublik ja sozusagen täglich 
�D�E�D�U�E�H�L�W�H�W�����(�U�V�W���M�•�Q�J�V�W���O�L�H�‰���G�H�U���%�X�Q�G�H�V�S�U�l�V�L�G�H�Q�W���L�Q���H�L�Q�H�U���|
u�H�Q�W�O�L�F�K�H�Q��
�5�H�G�H���G�L�H���G�H�X�W�V�F�K�H���*�H�V�F�K�L�F�K�W�H�������������E�H�J�L�Q�Q�H�Q���X�Q�G���V�W�H�O�O�W�H���V�L�H���|
u�H�Q�W�O�L�F�K��
als Gewaltgeschichte dar.

�0�D�Q�� �N�D�Q�Q�� �V�L�F�K�� �D�O�V�� �.�R�Q�W�U�D�V�W�� �G�D�]�X�� �D�Q�� �G�L�H�� �6�W�D�X
u�H�U���$�X�V�V�W�H�O�O�X�Q�J�� �L�Q��
Stuttgart im Jahr 1977 erinnern, die damals viel politischen und ge-
sellschaftlichen Wirbel verursachte. Inklusive Äußerungen bis hinauf 
zum Bundespräsidenten über die nationale Bedeutung dieser Ära.

Oder an die Preußen-Ausstellung in Berlin im Jahr 1981, die auf der 
politischen Linken mit einer Menge Unbehagen aufgenommen wur-
de, kratzte sie doch an der eigenen Deutungsabsicht über die deutsche 
Vergangenheit und schien angesichts des damals absehbaren Endes 
�G�H�U���V�R�]�L�D�O���O�L�E�H�U�D�O�H�Q���5�H�J�L�H�U�X�Q�J���H�L�Q�H���R
v�]�L�H�O�O�H���5�•�F�N�N�H�K�U���]�X���H�L�Q�H�P���J�D�Q�]��
anderen Deutschlandbild möglich zu machen.

Vergessen werden soll aber auch nicht das Projekt des von einer 
sozialliberalen Mehrheit getragenen Bundespräsidenten Gustav Hei-
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nemann, in Rastatt ein Museum zur Würdigung deutscher Demokra-
tietraditionen einzurichten. Ganz bewußt sollte in Rastatt eine positive 
�,�G�H�Q�W�L�¿�N�D�W�L�R�Q�� �P�L�W�� �G�H�U�� �G�H�X�W�V�F�K�H�Q�� �1�D�W�L�R�Q�� �J�H�I�|�U�G�H�U�W���Z�H�U�G�H�Q���� �1�H�J�D�W�L�Y�H��
Seiten waren explizit nicht gewünscht. 1974 wurde dieser Erinne-
rungsort eingeweiht.

Das war also möglich, in den Jahren, bevor der Holocaust für die 
deutsche Gesellschaft „konstitutiv“ wurde. Ein Prozeß, der in den 
1980er Jahren begann, mit dem 
Historikerstreit 1987 einen ersten 
Höhepunkt fand und nach 1990 in 
der neuen Berliner Republik immer 
mehr perfektioniert wurde.

Problematik: Behör-
den-Geschichtsforschung

Der diesjährige Beitrag in den 
Vierteljahresheften für Zeit-

geschichte ist zugleich selbst ein 
Zeitdokument dafür, wie sehr eben 
die behördlich geförderte Zeitge-
schichte der Bundesrepublik in 
manchen Fragen zu jeder Zeit die 
angemessene Antwort verweigert 
hat und in diesem Zusammenhang 
sehr stark politisiert und milieu-
gebunden agierte. Das halten die 
Autoren dieses umfangreichen Bei-
trags, Moritz Fischer und Thomas 
�6�F�K�O�H�P�P�H�U�����R
u�H�Q�E�D�U���D�X�F�K���Z�H�L�W�H�U�K�L�Q��
für die gegebene Norm.

Der Beitrag setzt denn auch mit dem Prozeßerfolg unserer 
Forschungsstelle gegen das Bayerische Amt für Verfassungsschutz 
ein. Im Juli 2020 wurde gerichtlich entschieden, daß dieses Amt sei-
nen Verfassungsschutzbericht für 2019 nicht mehr verbreiten dürfe, 
weil darin fälschlicherweise die Forschungsstelle als „sonstige rechts-
extremistische Organisation“ erwähnt worden war. Damit hat die 
�)�R�U�V�F�K�X�Q�J�V�V�W�H�O�O�H�� �H�L�Q�H�� �J�U�|�‰�H�U�H�� �|
u�H�Q�W�O�L�F�K�H�� �$�X�I�P�H�U�N�V�D�P�N�H�L�W�� �H�U�U�H�L�F�K�W��

Kritik auf Augenhöhe: In der Aus-
gabe 1/2024 der „Vierteljahreshefte 
für Zeitgeschichte“ setzen sich die 
Autoren M. Fischer und T. Schlem-
mer mit der „Zeitgeschichtlichen 
Forschungsstelle Ingolstadt“ aus-
einander.
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als bisher und man wird natürlich nicht fehlgehen, daß der Aufsatz 
in den Vierteljahresheften der Versuch ist, diese Aufmerksamkeit als 
unberechtigt darzustellen. Er enthält allerdings keine direkten An-
�J�U�L
u�H���D�X�I���X�Q�V�H�U�H���D�N�W�X�H�O�O�H���7�l�W�L�J�N�H�L�W�����V�R�Q�G�H�U�Q���E�H�V�F�K�U�l�Q�N�W���V�L�F�K���D�X�I���G�L�H��
siebziger und eben achtziger Jahre.

Die ZFI, so liest man hier, „war ein Seitentrieb aus dem robusten 
Stamm wissenschaftlichen und außerwissenschaftlichen Geschichts
interesses, der für einige Jahre eine erstaunliche Publizität enthalten 
�N�R�Q�Q�W�H�����L�Q���G�H�U���0�•�Q�F�K�H�Q�H�U���/�H�R�Q�U�R�G�V�W�U�D�V�V�H���I�•�U���'�L�V�N�X�V�V�L�R�Q�V�V�W�R
u���V�R�U�J�W�H��
und auch eine organisatorisch gefestigte Institution wie das Bundes-
archiv zu bemerkenswerten Aktivitäten veranlasste.“

Ende dieses Zitates, aus dem ein gewisser widerwilliger Respekt 
spricht. Die Leonrodstrasse ist bis heute der Sitz des Instituts für Zeit-
geschichte, ein Betonbau im Stil des Brutalismus.

Die ZFI sei Teil eines informellen Netzwerks aus Institutionen, 
Organisationen, kurzlebigen Vereinigungen und Publikationsorganen 
gewesen, das sich an der Wende von den 70er zu den 80er Jahren 
verdichtete und sowohl die CDU wie die CSU als Volksparteien der 
rechten Mitte vom rechten Rand her herausforderte, meinen die Au-
toren. Sie geben sich natürlich viel Mühe, politische Absichten zu 
unterstellen und wissenschaftliche Absichten zu bestreiten. Dies wie 
immer stets einseitig, 

Den Fragen „Wieviel Zigeuner kamen unter Hitler um? Wieviel 
Menschen haben die Polen durch die Deutschen zu beklagen?“, die 
Alfred Schickel in seiner Einladung zur Mitarbeit als mögliche The-
men der Forschungsstelle genannt hatte, attestieren sie einen „zwei-
felnd-relativierenden Subtext“.

Nun gibt es bekanntlich keine dümmere Kritik an historischen 
Fragestellungen, als ihnen „Zweifel“ vorzuwerfen oder ihnen gar in 
negativem Sinn „Relativierung“ zu unterstellen. Alle historische Er-
kenntnis relativiert historische Ereignisse. Jedes historische Ereignis 
steht in einer relativen Beziehung zu anderen historischen Ereignis-
sen. Alles kann und muss ehrlicherweise mit allem anderen verglichen 
werden können. 

Der heute allgegenwärtige Vorwurf, jemand habe das Dritte Reich 
relativiert, ist erkenntnistheoretisch völlig sinnlos und veranschaulicht 
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die Vertrottelung des Niveaus der intellektuellen Auseinandersetzung. 
Ich kann und will das hier nur kurz streifen. Wenn Sie sich darüber 
vertiefen wollen, empfehle ich Ihnen den Aufsatz von Professor Egon 

Flaig, „Das Unvergleichliche, hier wird’s Ereignis“, der vor etlichen 
Jahren in der Zeitschrift „Merkur“ erschienen ist. Er ist mit nicht allzu 
�Y�L�H�O���0�•�K�H���L�P���1�H�W�]���D�X�I�]�X�¿�Q�G�H�Q��

Der Gründung der Zeitgeschichtlichen Forschungsstelle ging ein 
langer Briefwechsel zwischen Alfred Schickel und verschiedenen 
Haushistorikern des IfZ voraus. Alfred Schickel war auch sonst sehr 
aktiv und hatte sich zu jener Zeit bereits einen gewissen Namen mit 
kritischen Nachfragen bei Repräsentanten der Zeitgeschichtsfor-
schung gemacht. 

Er hatte auch in anderen Bereichen der Zeitgeschichtsforschung 
�D�X�I�� �3�U�R�E�O�H�P�H�� �K�L�Q�J�H�Z�L�H�V�H�Q���� �G�L�H�� �Y�R�Q�� �G�H�Q�� �|
u�H�Q�W�O�L�F�K�� �J�H�I�|�U�G�H�U�W�H�Q�� �)�R�U-

Die Startseiten des Beitrags über die „Zeitgeschichtliche Forschungsstelle 
Ingolstadt“ (ZFI) in den „Vierteljahresheften für Zeitgeschichte“ (Ausgabe 
1/2024).



68

schungseinrichtungen der Bundesrepublik nicht gelöst oder gar nicht 
angegangen worden waren. Seine Methode kann man dabei fast „so-
kratisch“ nennen. Wie der altgriechische Philosoph stellte Schickel 
gerne Fragen, um andere zum Nachdenken über die eigene Position zu 
bringen und darüber, ob diese Fragen mit dem aktuellen Wissensstand 
zu beantworten seien, und wenn nein, warum nicht.

Damit machte er sich in diesen Institutionen in den 1970er und 80er 
Jahren naturgemäß ebenso wenig Freunde, wie es einst Sokrates im 
alten Athen tat. Schickel fand stattdessen Aufmerksamkeit als jemand, 
den es zu bekämpfen galt.

Ich möchte dazu ein paar Beispiele nennen, wobei mir bewußt ist, 
dass gerade die Debatte über Opferzahlen immer auch problemati-
sche Emotionen hervorrufen kann. Es ist auch nicht der Versuch, hier 
selbst in eine Sachdiskussion zum Thema einzusteigen, sondern eine 
Schilderung dessen, was dazu von Seiten des IfZ gesagt wurde. Denn 
trotzdem sollte seriöse Forschung sie auch beantworten wollen.

IfZ-Leiter Professor Martin Broszat  
musste mehrfach passen

Doch musste der Leiter des IfZ, Professor Martin Broszat, an die-
sem Punkt letztlich mehrfach passen. Es ging dabei zum Beispiel 

um Schickels Frage nach den polnischen Kriegsverlusten, also den 
zwischen 1939 und 1945 durch Kriegseinwirkung umgekommenen 
Staatsbürgern der Republik Polen. Diese Frage war damals bereits 
�H�E�H�Q�V�R�� �S�R�O�L�W�L�V�F�K�� �D�X�I�J�H�O�D�G�H�Q�� �Z�L�H�� �D�O�W�� �X�Q�G�� �H�L�Q�� �R
u�H�Q�V�L�F�K�W�O�L�F�K�H�V�� �)�R�U-
schungsproblem.

�,�Q���X�Q�V�H�U�H�P���=�)�,���$�U�F�K�L�Y���¿�Q�G�H�W���V�L�F�K���H�L�Q�H���.�R�U�U�H�V�S�R�Q�G�H�Q�]�� �]�Z�L�V�F�K�H�Q��
Broszat und Schickel aus dem Jahr 1978. Dazwischen liegt an diesem 
Ablageort aber auch die Kopie eines Schreibens von Broszat aus dem 
Jahr 1967 an einen Herrn Müller in Lynchburg, USA. Dieser Herr 
hatte ebenfalls nach den Kriegsverlusten Polens gefragt und 1967 die 
Antwort bekommen, neben den unstrittigen Zahlen der ermordeten 
Juden halte man im Institut für Zeitgeschichte die Angaben für eth-
nisch polnische Tote für zu hoch:

„Die Zahl der darüber hinaus durch gezielte deutsche Vernichtungs-
aktionen der deutschen Besatzung umgekommenen Polen (einschließ-
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lich Sterblichkeit in den KL) wird unsererseits auf 200.000-300.000 
Menschen geschätzt (ohne Verluste durch militärische Kriegseinwir-
kungen).“

Auch wenn mögliche weitere Opfer eben durch Kriegshandlungen 
oder Vertreibungen nicht bekannt seien, seien das erheblich niedrigere 
Werte als sonst von polnischer Seite angegeben wurden. Soweit Mar-
tin Broszat im Jahr 1967 gegenüber Herrn Müller.

Zehn Jahre später kam nun also der weitere Briefwechsel mit Alfred 
Schickel in der gleichen Angelegenheit. Aus dem Institut für Zeitge-
schichte gab es nämlich ein Jahrzehnt später immer noch keine eigene 
Darstellung, welche Zahlen man denn in diesem Bereich für wahr 
�K�D�O�W�H�����6�F�K�L�F�N�H�O���K�D�W�W�H���D�O�V�R���]�X�U���)�H�G�H�U���J�H�J�U�L
u�H�Q���X�Q�G���H�L�Q�H�Q���H�L�J�H�Q�H�Q���$�X�I-
satz über diese polnischen Kriegsverluste verfasst, den er dem Institut 
für Zeitgeschichte auch zukommen ließ. (Der Aufsatz unter dem Titel 
„Die polnischen Kriegsverluste 1939-45“ wurde gedruckt in der Zeit-
schrift für Politik“ Jahrgang 25 (1978), S. 279-296).

Martin Broszat antwortete am 10. Mai 1978:

„Was Ihre Ausarbeitung über die Zahl der während des Zweiten 
Weltkriegs getöteten oder umgekommenen polnischen Staatsbür-
�J�H�U���E�H�W�U�L	ü�W�����V�R���G�D�U�I���L�F�K���,�K�Q�H�Q���P�L�W�W�H�L�O�H�Q�����G�D�‰���L�F�K���V�F�K�R�Q���*�H�O�H�J�H�Q�K�H�L�W��
hatte, dieses Manuskript kennenzulernen. 

Ich habe dabei jedoch den Eindruck gewonnen, dass Sie bei dem 
an sich begrüßenswerten Versuch, die dubiose polnische Zah-
lenangabe (sic) zu widerlegen und richtigzustellen, doch selber 
nicht überzeugend vermocht haben, zunächst einmal die quellen-
mäßigen und methodischen Schwierigkeiten, die jedem solchen 
Versuch begegnen, nüchtern und exakt zu bezeichnen. …

�,�F�K���E�H�N�H�Q�Q�H���J�D�Q�]���R	ü�H�Q�����G�D�V�V���D�X�F�K���G�D�V���,�Q�V�W�L�W�X�W���I�•�U���=�H�L�W�J�H�V�F�K�L�F�K�W�H��
nicht über genügend Versiertheit im Hinblick auf die außeror-
dentlichen großen Probleme der hier zu leistenden statistischen 
Auswertung und auch nicht über genügend Quellen verfügt, um 
eine Widerlegung der polnischen Zahlenangabe überzeugend 
leisten zu können. Von welchen Voraussetzungen her sollten Sie 
es also können?“ 
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Dies schrieb der Direktor des IfZ im Mai 1978 an Alfred Schickel, 
den kommenden Leiter der Zeitgeschichtlichen Forschungsstelle 
Ingolstadt (ZFI). Und es handelte sich um so etwas wie eine wissen-
schaftliche Bankrotterklärung. Während er zehn Jahre vorher noch 
selbst 200.000-300.000 Tote anstatt der von polnischer Seite angege-
benen drei Millionen angegeben hatte, nannte er nun keine Zahl mehr. 
Lediglich, daß die polnische Angabe „dubios“ sei, erkannte er noch 
an. Broszat stellte aber ausdrücklich keinen Versuch des IfZ in Aus-
sicht, Licht in diese dubiose Sache zu bringen. Im Gegenteil stellte die 
rhetorische Abschlußfrage, „von welchen Voraussetzungen her sollten 
Sie es also können?“ den kaum verhohlenen Versuch dar, die ganze 
Debatte überhaupt durch eine Erklärung allseitiger Inkompetenz zu 
beenden. Schickel fasste sie in einem Antwortbrief auch genauso auf 
und nahm sie als weitere Bestätigung seiner Vermutung, das IfZ be-
anspruche Deutungshoheit und wolle festlegen, wer überhaupt etwas 
zu sagen habe. 

Eine vollständige Aufarbeitung der polnischen Opferzahlen gibt es 
vom IfZ übrigens bis heute nicht. Über das Zustandekommen der in Po-
�O�H�Q���R
v�]�L�H�O�O���J�H�Q�D�Q�Q�W�H�Q���=�D�K�O���Y�R�Q���G�U�H�L���0�L�O�O�L�R�Q�H�Q���D�X�V���H�L�Q�H�P���V�L�P�S�O�H�Q���%�H-
schluss des Warschauer Politbüros im Jahr 1947, wonach nicht weniger 
ethnische Polen als polnische Juden umgekommen sein dürften, muss 
man sich anderswo informieren. Etwa in der „TAZ“, die gelegentlich 
entsprechende Beiträge der Journalistin Gabriele Lesser gebracht hat.  
Abschließend sei in diesem Zusammenhang außerdem erwähnt, dass 
eine polnische Regierungspublikation aus dem Jahr 1947 eine Zahl 
von 34.000 Personen angibt, die bei deutschen Massakern getötet 
worden seien. 

Laufende Kontakte zwischen ZFI und IfZ

Vor und nach Gründung der Zeitgeschichtlichen Forschungsstelle 
liefen die Kontakte zwischen ZFI und IfZ weiter. Doch läßt sich 

mit einiger Sicherheit sagen, dass die merkwürdigen Lücken und die 
in München zunehmend betriebene Tendenzgeschichtsschreibung in 
Richtung auf eine Apologie alliierter (insbesondere auch sowjetischer) 
Kriegsführung und einer Verurteilung deutscher Anstrengungen einen 
beachtlichen Teil zur Gründung der Forschungsstelle und auch zu deren 
Erfolg beigetragen hat.
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In diesem Zusammenhang darf ich auf eine Art Zusammenfassung 
der Mißstände verweisen, wie sie z.B. Hermann Graml1 vorgelegt hat, 
�D�X�F�K���H�L�Q���0�D�Q�Q�����P�L�W���G�H�P���6�F�K�L�F�N�H�O���E�H�L�P���,�I�=���K�l�X�¿�J���E�U�L�H�À�L�F�K�H�Q���.�R�Q�W�D�N�W��
hatte:

Mit Hermann Graml hat einer der älteren Repräsentanten der deut-
schen Zeitgeschichtsforschung noch einmal einen Band zur national-
sozialistischen Außenpolitik zwischen 1920 und 1945 vorgelegt, der 
in essayistischer Form besonders das nationalsozialistisch-englische 
Verhältnis unter die Lupe nimmt. Dazu sei es nötig, so Graml ein-
gangs, einen Blick auf neue Dokumente und auch noch einmal einen 
weiteren Blick auf bereits langbekannte Dokumente zu werfen.

Er nahm sich dafür etwas über 120 Seiten Raum, nach deren Lek-
türe man zunächst sagen kann, daß darin die bekannten Dokumente 
und die bekannten Gedankengänge überwiegen. Inwieweit man die 
�K�l�X�¿�J�� �]�L�W�L�H�U�W�H�Q���*�R�H�E�E�H�O�V���7�D�J�H�E�•�F�K�H�U���D�O�V���Q�H�X���E�H�]�H�L�F�K�Q�H�Q���N�D�Q�Q���� �Z�L�H��
es der Klappentext ankündigt, ist etwas fraglich. Immerhin kann es 
�Q�L�F�K�W���V�F�K�D�G�H�Q�����G�L�H�V�H���R
u�H�Q���O�L�H�J�H�Q�G�H�Q���4�X�H�O�O�H�Q���Q�R�F�K���H�L�Q�P�D�O���P�L�W���,�Q�W�H�U-
esse zu analysieren, was in der deutschen Zeitgeschichte leider nicht 
oft geschieht.

Auch der Titel „Hitler und England“ ist etwas unglücklich gewählt, 
denn tatsächlich nimmt Graml mehr oder weniger das volle Panorama 
der europäischen Politik ins Blickfeld, wie es die deutsche Zeitge-
schichtsforschung in ihrem ganzen Elend entworfen hat. Die Löcher 
in diesem Bild sind gewaltig, die Absichten aller nicht-deutschen 
Staaten bloß friedlicher Natur.

Den englischen Regierungschef Chamberlain, der bekanntlich da-
rüber lamentierte, von den Vereinigten Staaten in den Krieg gegen 
Deutschland gezwungen worden zu sein, gibt es in Gramls Bild so 
wenig wie den Winston Churchill, der 1938 die Deutschen in der Luft 
zerreißen und die deutsche Wirtschaft zerschlagen wollte, so dass auf 
mindestens hundert Jahre Ruhe sei. Auch der polnische Botschafter 
Lipski, der Ende August 1939 zuversichtlich den Marsch polnischer 
Truppen auf Berlin erwartet hat, hat in diesem Gemälde keinen Platz.

Am Ende werden in Gramls Schrift in zunehmender Frequenz die 

1	 Herman Graml: Hitler und England – Ein Essay zur nationalsozialistischen Außenpolitik 
1920-1940, München 2009, 124 Seiten.
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alten Legenden wieder aufgewärmt, etwa die, Hitler habe von Polen 
die Rückkehr Westpreußens als Vorbedingung für einen Kompromiß 
verlangt (S. 111), oder die, die lebhaften deutsch-englischen Verhand-
lungen über den schwedischen Mittelsmann Dahlerus in den letzten 
Augusttagen 1939 seien belanglos gewesen (S. 121), oder die, die 
deutschen 16-Punkt-Verhandlungsvorschläge hätten Polen nicht er-
reicht (S. 123); oder die, es sei der englischen Regierung tatsächlich 
„technisch unmöglich“ gewesen, wie versprochen am 30. August einen 
polnischen Verhandlungspartner in Berlin zu präsentieren (S. 122).

Die Liste ließe sich fortsetzen. Auch die von Graml erneut als echt 
propagierte angebliche kriegslüsterne Rede von Generalstabschef 
Halder im Frühjahr 1939 bleibt eine englische Fälschung, deren Hin-
tergrund der Autor dieser Zeilen vor einiger Zeit aufdecken konnte.2 
Wie manch andere Produkte britischer Geheimdienststellen landete 
auch diese auf dem Tisch des US-Präsidenten Franklin D. Roosevelt, 
der sie für echt hielt und unter anderem dem deutschen Kanzler im 
Exil, Heinrich Brüning, zeigte.

Wenn jemand den bisherigen, lückenhaften Entwurf der deutschen 
akademischen Zeitgeschichtsforschung über die unmittelbare Vorge-
schichte des Zweiten Weltkriegs noch einmal komprimiert nachlesen 
wollte, war er somit bei Graml gut bedient. Man wird dies aber nicht 
ihm persönlich allein anlasten dürfen. Er dient hier nur als Beispiel, 
da er zu denjenigen im IfZ gehörte, die sich Schickels Nachfragen 
am Ende total verweigerten. Die deutsche Zeitgeschichtsforschung 
hat sich in ihrer Mehrheit bisher nicht wirklich darauf eingelassen, 
�G�L�H���-�D�K�U�H���Y�R�U�������������H�U�J�H�E�Q�L�V�R
u�H�Q���]�X���X�Q�W�H�U�V�X�F�K�H�Q���X�Q�G���G�D�E�H�L���G�D�V���Y�R�O�O�H��
Panorama ins Blickfeld zu nehmen. Sie verharrt überwiegend noch 
im Elend des Germanozentrismus und der Legenden. Auch zur Be-
hebung solcher Mängel wurde schließlich die Zeitgeschichtliche 
Forschungsstelle Ingolstadt gegründet.

An dieser Stelle sei an deren Gründer und Mitarbeiter erinnert. 
Etwa an Professor Helmut Diwald, oder an den Mannheimer His-
torikerkollegen Dietrich Aigner, an Heinz Magenheimer von der 
österreichischen Verteidigungsakademie, an Fritz Tobias, den „streit-
baren Publizisten in Sachen Reichstagsbrand“ wie ihn die IfZ-Autoren 

��	 �9�J�O�����G�D�]�X���6�F�K�H�L�O�����&�K�X�U�F�K�L�O�O�����+�L�W�O�H�U���X�Q�G���G�H�U���$�Q�W�L�V�H�P�L�W�L�V�P�X�V�����6������������
u��
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nennen, an Heinz Nawratil mit seinen Forschungen zur Ausmordung 
Ostdeutschlands, oder eben an Wolfgang Hänel, dessen Entlarvung 
von Hermann Rauschnigs „Gespräche mit Hitler“ als einer Fälschung 
nun auch die IfZ-Autoren als Verdienst der ZFI-Autoren anerkennen, 

Es folgte der Gründung der ZFI jedoch auf vielen Ebenen ein Ge-
�J�H�Q�V�F�K�O�D�J�� �G�H�U�� �Y�R�Q�� �|
u�H�Q�W�O�L�F�K�H�Q�� �*�H�O�G�H�U�Q�� �O�H�E�H�Q�G�H�Q�� �*�H�V�F�K�L�F�K�W�V�V�F�K�U�H�L-
bung, wie sie unter anderem das Münchner Institut repräsentiert. Man 
mochte Hermann Rauschning ebenso aufgesessen sein, wie die Mär 
von Eberhard Jäckels Zettelsammlung angeblicher Hitler-Notizen wei-
terhin für echt halten, obwohl sie zum beachtlichen Teil von Konrad 
Kujau stammten, wie wir heute wissen. Man mochte zu Opferzahlen 
keine eigenständige Forschungsleistung vollbringen können, dem ei-
�J�H�Q�H�Q���6�H�O�E�V�W�E�H�Z�X�‰�W�V�H�L�Q���G�H�U���R
v�]�L�|�V�H�Q���E�X�Q�G�H�V�U�H�S�X�E�O�L�N�D�Q�L�V�F�K�H�Q���=�H�L�W-
geschichtsforschung tat das wenig Abbruch. Deren Seilschaften und 
Netzwerke hielten insgesamt dicht und waren von außen nicht leicht 
zu durchblicken.

Verdeckte Aktionen in Sachen Zeitgeschichte

So wird denn der an diesem Punkt entscheidende Abschnitt des 
Beitrags in den Vierteljahrsheften mit den Worten eingeleitet: Für 

Schickels Abstieg sorgten „Institutionen, Historiker und Archivare, die 
�H�U���D�Q�J�H�J�U�L
u�H�Q���K�D�W�W�H�����R�G�H�U���L�Q�V���=�Z�L�H�O�L�F�K�W���J�H�V�H�W�]�W���K�D�W�W�H���X�Q�G���G�L�H���V�L�F�K���Q�X�Q��
�Z�H�K�U�W�H�Q�����R
u�H�Q���X�Q�G���Y�H�U�G�H�F�N�W���³�����$�X�V���G�H�U���6�F�K�L�O�G�H�U�X�Q�J���G�L�H�V�H�U���Y�H�U�G�H�F�N�W�H�Q��
Operation heraus erfährt der Leser dann so manches darüber, wie in 
der Bundesrepublik die sogenannte‚“Zeitgeschichte“ gemacht wurde 
und wird, und wer dabei mitspielen soll und wer nicht.

Alfred Schickel wird allen Ernstes angekreidet, er habe im Um-
gang mit der seinerzeitigen Institutsleitung der Herren Krausnick und 
Broszat „wie selbstverständlich auf Augenhöhe mit seinem Gegen-
über“ agiert. Den ganzen Beitrag hindurch zieht sich das Bemühen, 
diese Augenhöhe auf subtile Weise abzustreiten und ihr Fehlen dann 
als Begründung dafür heranzuziehen, Schickel aus seinen damals 
bestehenden Publikationsmöglichkeiten heraus zu manövrieren. Die 
gab es seinerzeit in lokalen Blättern wie dem Donaukurier, dem Bay-
ernkurier, im Rheinischen Merkur und überregional vor allem in der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung. Auch die Entscheidung des Verle-
gers Herbert Fleissner, beim Ullstein-Verlag den Platz für eine von 
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Alfred Schickel redigierte Buchreihe frei zu machen, wurde im In-
stitut für Zeitgeschichte „mit besorgter Aufmerksamkeit registriert“, 
erfährt man.

Über die exakte Zusammensetzung seiner Gegner dürfte sich 
Schickel kaum im Klaren gewesen sein. „Den Uneingeweihten, zu 
�G�H�Q�H�Q�� �D�X�F�K�� �6�F�K�L�F�N�H�O�� �J�H�K�|�U�W�H���� �E�O�L�H�E�� �G�L�H�V�H�V�� �*�H�À�H�F�K�W�� �D�X�V�� �N�R�O�O�H�J�L�D�O�H�Q��
Kontakten und freundschaftlichen Verbindungen verborgen“ heißt es 
dazu in den Vierteljahresheften spöttisch. Das Bundesarchiv, das ei-
�Q�H�Q���6�L�W�]���L�P���Z�L�V�V�H�Q�V�F�K�D�I�W�O�L�F�K�H�Q���%�H�L�U�D�W���G�H�V���,�I�=���K�D�W�����J�U�L
u���P�H�K�U�I�D�F�K���H�L�Q����

Man informierte von dort die Redaktion der Frankfurter Allgemei-
nen „unter der Hand“ darüber, dass man Schickel dort nicht mehr 
�J�H�G�U�X�F�N�W�� �V�H�K�H�Q�� �Z�R�O�O�H���� �=�X�U�� �8�Q�W�H�U�V�W�•�W�]�X�Q�J�� �G�L�H�V�H�U���$�W�W�D�F�N�H�� �J�U�L
u�� �G�D�Q�Q��
auch kein geringerer als der Kölner Professor Andreas Hillgruber zur 
Feder. Er schrieb einen „deutlichen Brief“ an Joachim Fest als einen 
der Herausgeber der FAZ. Daraufhin erfolgte Ende 1982 ein förmli-
cher Beschluss des Herausgebergremiums, Schickel in keinem Teil 
der FAZ mehr drucken zu lassen.

�'�L�H�V�H�U���9�R�U�J�D�Q�J���¿�H�O���L�Q���G�L�H���*�U�•�Q�G�X�Q�J�V�S�K�D�V�H���G�H�U���=�H�L�W�J�H�V�F�K�L�F�K�W�O�L�F�K�H�Q��
�)�R�U�V�F�K�X�Q�J�V�V�W�H�O�O�H�� �,�Q�J�R�O�V�W�D�G�W���� �G�H�U�H�Q�� �D�Q�I�l�Q�J�O�L�F�K�H�U�� �$�X�I�E�D�X���� �¿�Q�D�Q�]�L�H�O�O�H��
Verhältnisse, Mitgliederzuwachs, personelle Zusammensetzung und 
Tätigkeit von den Vierteljahresheften recht interessant beschrieben 
werden. Trotz aller Bekämpfung von Alfred Schickel und Hellmut 
Diwald, jener beiden zentralen Akteure von angeblich „zweifelhaftem 
Ruf“, so das IfZ, schrieb die ZFI in den ersten Jahren eine Erfolgs-
geschichte, die sozusagen weiterhin eine Auseinandersetzung unver-
meidlich machte.

Bruchpunkt „Historikerstreit“ der 1980er Jahre

Einen bedeutenden Bruch in dieser Erfolgsgeschichte sehen die 
IfZ-Autoren dann im „Historikerstreit“ Mitte der achtziger Jah-

re. Der veränderte in der Tat das gesellschaftliche Klima und die 
innerhalb der Zeitgeschichtsforschung herrschenden Seilschaften 
noch einmal deutlich in Richtung linksgerichteter Grundströmung 
und Holocaust-Zentrierung. Selbst ein in dieser Hinsicht wie gesehen 
williger Historiker wie eben Andreas Hillgruber musste erleben, im 
Historikerstreit mit einer Vernichtungskampagne überzogen und in 
linken Leitmedien wie dem „Spiegel“ als „konstitutioneller Nazi“ 
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angegangen zu werden. Auch Klaus Hildebrand, Michael Stürmer 
und allen voran Ernst Nolte sollten aus dem ausgegrenzt werden, was 
zukünftig als geschichtswissenschaftlicher Diskurs zu gelten habe. Das 
gelang in beachtlichem Umfang. 

Die IfZ-Autoren feiern diesen politisch motivierten Vorgang ebenso 
selbstverständlich wie grotesk als den Moment, in dem „die zeithisto-
�U�L�V�F�K�H���)�R�U�V�F�K�X�Q�J���H�U�I�R�O�J�U�H�L�F�K���D�X�I���L�K�U�H���|
u�H�Q�W�O�L�F�K�H���'�H�X�W�X�Q�J�V�����X�Q�G���6�L�Q�Q-
gebungskompetenz“ gepocht habe. Das sei auf Kosten von meinungs-
starken Vertretern der Erlebnisgeneration, von Medienvertretern oder 
von „Gesinnungshistorikern“ wie Alfred Schickel geschehen und der 
Anlass für einen Schlußstrich gewesen, den man beim IfZ unter das 
Kapitel ZFI gezogen hätte.

Nun, so ganz vollständig war dieser Schlußstrich nicht und wird 
er auch nicht werden, bleiben doch die erheblichen Lücken in der 
wissenschaftlichen Aufarbeitung der jüngeren deutschen Vergangen-
heit bestehen, die das Institut der Zeitgeschichte geradezu hegt und 
�S�À�H�J�W�����'�L�H���J�H�U�L�Q�J�H���5�H�V�R�Q�D�Q�]���D�X�I���G�H�V�V�H�Q���O�H�W�]�W�H���9�H�U�D�Q�V�W�D�O�W�X�Q�J���K�L�H�U���L�Q��
Ingolstadt zeigt ja, wie wenig attraktiv seine Mythen heute noch sind. 

Insofern bleibt auch die Zeitgeschichtliche Forschungsstelle 
Ingolstadt ein notwendiger Teil der Korrektur und Ergänzung hin zu 
einem tatsachengerechten deutschen Geschichtsbild vor allem über 
die jüngere Geschichte. Das ist beides: Forschungsaufgabe und im 
weiteren Sinn „Geschichtspolitik“. Die ZFI ist mit dieser Doppelnatur 
�Y�R�Q�� �*�H�V�F�K�L�F�K�W�V�I�R�U�V�F�K�X�Q�J�� �L�P�P�H�U�� �R
u�H�Q�� �X�P�J�H�J�D�Q�J�H�Q���� �D�Q�G�H�U�V�� �D�O�V�� �G�L�H��
Gegenseite, die Politik als Wissenschaft ausgeben wollte und will.

Dabei können – das sei zum Abschluß gesagt – auch Elemente aus 
anderen Phasen der deutschen Geschichte eine Rolle spielen. Wir hö-
ren ja nachher noch einen Vortrag über die Wirkungsgeschichte des 
�1�L�E�H�O�X�Q�J�H�Q�O�L�H�G�H�V���E�L�V���K�H�X�W�H�����h�E�H�U���6�W�D�X
u�H�U�����3�U�H�X�‰�H�Q���X�Q�G���'�H�P�R�N�U�D�W�L�H-
traditionen habe ich bereits Eingangs andeutungsweise gesprochen. 
„Das ganze Deutschland soll es sein“, auch historisch gesehen.                �„

Der Beitrag ist eine leicht überarbeitete Fassung des Vortrags von 
Dr. Stefan Scheil bei der Frühjahrestagung der „Zeitgeschichtlichen 
Forschungsstelle“ in Ingolstadt am 1. Juni 2024.
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Bruno Burchhart 

Die Lage der deutschen Minderheiten 
in Südost- Europa

Daß es außerhalb der bundesdeutschen 
Republik sowie auch außerhalb des 

sonstigen geschlossenen deutschen Sied-
lungsgebietes von Österreich, Liechtenstein 
und Luxemburg eine beträchtliche Anzahl 
von sog. Auslandsdeutschen – auch als 
Volksdeutsche bezeichnet – gibt, ist kaum 
bekannt. Das Thema wird ja auch kaum in 
�G�H�Q�� �0�H�G�L�H�Q���� �E�]�Z���� �G�H�U�� �g
u�H�Q�W�O�L�F�K�N�H�L�W�� �R�G�H�U��
an Schulen, Universitäten, usw. behandelt. 
Und doch gibt es in der Mehrheit der Staaten Europas deutsche 
Volksgruppen (Minderheiten) in teilweise beträchtlicher Anzahl! 
Aus langjähriger Erfahrung und Befassung mit der Sachlage sowie 
aus örtlichen Kenntnissen bei den Reisen zu diesen volksdeutschen 
Gruppen kann nun ein wenig Klarheit in die Gegebenheiten ge-
bracht werden.

Das Befassen mit der Thematik ist auf jeden Fall notwendig, weil 
bei der durch Gesetze und Grundgesetz geregelten Ordnung, nicht zu-
letzt auch bei der, durch das Budgetrecht geforderten, Finanzabwick-
lung die Frage der deutschen Volksgruppen eine nicht unbeträchtliche 
Rolle spielt.

Interessant ist, daß die Gesetze bezüglich 
Staatsbürgerschaft auch das Vorgehen für 
Personen aus dem Gebiet der deutschen Min-
derheiten Europas behandeln: Deutsche Ver-
triebene und Aussiedler, bzw. Spätaussiedler 
kommen aus z.B. Rumänien, Polen, Tschechi-
en, usw., nicht zuletzt aus Rußland. Diese wer-
den als Deutsche behandelt, auch als Staats-
bürger, wenn sie dem Gesetz entsprechen. 
Dabei bringt das Bundesvertriebenen-Gesetz 
in Paragraph 6 deutlich zur Kenntnis, wer ein 
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Deutscher ist: „Deutscher Volkszugehörigkeit im Sinne dieses Geset-
zes ist, wer sich in seiner Heimat zum deutschen Volkstum bekannt 
hat, sofern dieses Bekenntnis durch bestimmte Merkmale wie Ab-
stammung, Sprache, Erziehung, Kultur bestätigt wird.“

Um deutsche Minderheiten (= Volksgruppen) zu begreifen, muß ein 
�N�O�H�L�Q�H�U���5�•�F�N�J�U�L
u���L�Q���G�L�H���*�H�V�F�K�L�F�K�W�H���J�H�P�D�F�K�W���Z�H�U�G�H�Q�����6�R�Q�V�W���Z�l�U�H���H�V��
nämlich nicht zu verstehen, daß Deutsche außerhalb der binnendeut-
schen Staaten leben.

Schuld an der zersplitterten Lage der deutschen Volksgruppen 
sind die Friedensverträge 1919/1920 von den Pariser Vororten Ver-
sailles, St. Germain, Trianon und Neuilly. Darin wurde eine klein-
teilige Neuordnung Europas mit den praktisch heute noch geltenden 
Staatsgrenzen von den Alliierten des Ersten Weltkrieges verordnet. 
Nach Zerschlagung des Hohenzollern‘schen Deutschen Kaiserreiches 
und der Habsburger Donaumonarchie kamen viele der damals darin 
wohnenden Deutschen unter die Fremdherrschaft neuer Staaten. Im 
�(�L�Q�]�H�O�Q�H�Q�� �V�H�L�H�Q�� �J�H�Q�D�Q�Q�W���� �(�X�S�H�Q���0�D�O�P�H�G�\���6�W���� �9�L�W�K�� �¿�H�O�� �D�Q�� �%�H�O�J�L�H�Q����
Elsaß-Lothringen an Frankreich, Südtirol und das Kanaltal an Italien, 
die Untersteiermark und die Gottschee an den slowenischen Teil des 
neugebildeten Staates Jugoslawiens, die südlichen Donauschwaben 
und die südlichen Banater Schwaben an den kroatischen Teil Jugos-
�O�D�Z�L�H�Q�V�����G�L�H���:�R�L�Z�R�G�L�Q�D���6�F�K�Z�D�E�H�Q���¿�H�O�H�Q���D�Q���G�H�Q���V�H�U�E�L�V�F�K�H�Q���7�H�L�O���-�X-
goslawiens, zum neu entstandenen Groß-Rumänien kamen neu die 
Banater Schwaben, die Berglanddeutschen, die Dobrutscha-Deut-
schen, die Sathmarer Schwaben, die Buchenland-Deutschen und so 
wie bisher die Siebenbürger Sachsen. Die nördlichen Donauschwaben 
verblieben im neuen, dezimierten Ungarland. Die Karpatendeutschen 
kamen zum slowakischen Teil der neu gebildeten Tschechoslowa-
kei, die große Gruppe der Sudetendeutschen kam zum tschechischen 
Teil. In das neu gebildete Polen kamen letztlich nach dem Zweiten 
Weltkrieg die gesamten ehemaligen deutschen Ostgebiete: Schlesi-
en, Posen, Westpreußen, Pommern und Süd-Ostpreußen (der Norden 
�2�V�W�S�U�H�X�‰�H�Q�V�� �¿�H�O�� �D�Q�� �6�R�Z�M�H�W���5�X�‰�O�D�Q�G������ �'�L�H�� �:�R�O�K�\�Q�L�H�Q�G�H�X�W�V�F�K�H�Q�� �N�D-
men zum Ukraine-Teil der Sowjet-Union. Die Baltendeutschen waren 
zunächst in der russischen Sowjetunion, sind heute im freien Lett-
land, Estland und Litauen. Bleiben noch zu erwähnen die nordschles-
wig’schen Deutschen, die zu Dänemark kamen.
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Unsere Landsleute zu Zeiten des  
„Kalten Krieges“ im Ostblock

Soweit ein kurzer Rückblick zum besseren Verständnis der neueren 
Gegebenheiten der deutschen Volksgruppen in Europa. Besonders 

schwierig ist die Lage für die Deutschen in den Staaten, die man jenseits 
des seinerzeitigen Eisernen Vorhanges als ehemalige Ostblockstaaten 
bezeichnet: Polen, sowie die nach Zerfall der früheren Tschechoslowa-
kei entstandenen Tschechien und Slowakei, sowie Ungarn, Rumänien 
sowie die nach Zerfall des ehemaligen Jugoslawien entstandenen 
Serbien, Kroatien, Slowenien. In all diesen Staaten herrschte 40 Jahre 
kommunistische Diktatur, einhergehend mit Unterdrückung alles 
Deutschen, samt unter Strafe Stellung vom Gebrauch der deutschen 
Sprache: Also eine ganze „sprachlose Generation“: Heute unvorstellbar! 
Erst mit dem Drängen dieser Länder in die Europäische Union mußten 
diese Staaten die sog. Kopenhagener EU-Kriterien von 1991 erfüllen, 
das heißt ihre Minderheiten, also auch die Deutschen, anerkennen. Erst 
danach konnten sich die, trotz Flucht, Vertreibung und Genozid in ihrer 
Heimat verbliebenen Deutschen in ihren Herbergsstaaten wieder sam-
meln und organisieren: Ein Wunder nach 40-jähriger Drangsalierung! 
Nicht alle Staaten gingen jedoch mit ihren Deutschen gleich gut um. 
Das soll jetzt beleuchtet werden.

Dabei ist es sinnvoll nach gewissen Kriterien vorzugehen: Größe, 
Organisation und verfassungsmäßige Anerkennung samt Finanzie-
rung der deutschen Volksgruppe, wie sieht es mit dem Schulwesen 
und insbesonders dem deutsche Muttersprachen-Unterricht aus. Gibt 
es Medien wie Zeitungen, Radio, Fernsehen, u.a. Eingangs wird ein-
mal die in Europa am besten gelungene Lösung angeführt:

Vorbildlich: Deutsche Minderheit in Belgien

Die wohl in jeder Beziehung bestpositionierte 
�G�H�X�W�V�F�K�H���0�L�Q�G�H�U�K�H�L�W���E�H�¿�Q�G�H�W���L�F�K���L�P���6�W�D�D�W�H��

Belgien. Geographisch beheimatet ist diese in 
Eupen-Malmedy-St. Vith, also im Osten Belgi-
ens. Die Deutschen sind mit einer Anzahl etwa 

100.000, das ist etwa ein Prozent der Belgier, eine der drei gleichbe-
�U�H�F�K�W�L�J�W�H�Q���*�H�P�H�L�Q�V�F�K�D�I�W�H�Q���L�P���6�W�D�D�W���%�H�O�J�L�H�Q�����'�D�V���V�L�Q�G���G�L�H���À�l�P�L�V�F�K�H��
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und die wallonische und eben die deutsche. Alle diese drei haben ein 
jeweils gleichberechtigtes Parlament. So hat die „Deutschsprachige 
�*�H�P�H�L�Q�V�F�K�D�I�W�³���H�L�Q�H���H�L�J�H�Q�H���5�H�J�L�H�U�X�Q�J�����'�L�H���=�X�V�W�l�Q�G�L�J�N�H�L�W���E�H�W�U�L
u�W���G�L�H��
Finanz- und Budget-Hoheit im eigenen Bereich, das gesamte Un-
terrichtswesen, u.a. Alles spielt sich in Deutsch ab, von Schule bis 
Straßen- und Geschäftsbezeichnungen, usw. Davon können sämtliche 
anderen deutschen Minderheiten in Europa nur träumen.

Schauen wir uns also die Zustände in anderen Staaten an, vor allem 
was Selbstverwaltung, Finanzen und ganz besonders das Schulwe-
sen und speziell den überlebenswichtigen Unterricht in der deutschen 
�0�X�W�W�H�U�V�S�U�D�F�K�H���E�H�W�U�L
u�W�����,�V�W���G�L�H�V�H���G�R�F�K���G�D�V���Z�H�V�H�Q�W�O�L�F�K�V�W�H���(�O�H�P�H�Q�W���I�•�U��
die eigene Identität und das dauerhafte Überleben als Minderheit in 
fremder Umgebung.

Bei länderweiser Betrachtung sieht die Situati-
on noch halbwegs gut in Rumänien aus: Die 

zunächst in verschiedenen Staaten siedelnden, 
von den Fürsten seinerzeit gerufenen deutschen 

Gruppierungen befanden sich nach 1918 im neuen Großrumänien. 
Damals waren es ca 800.000 Deutschstämmige. Infolge von Weltkrieg, 
Verschleppungen, Dezimierungen durch 40 Jahre Kommunismus, 
Rücksiedler-Kopf-Prämien-Aktion und Exodus nach der Wende sind 
es heute nur mehr etwa 40.000.

Die deutsche Minderheit ist verfassungsmäßig anerkannt und be-
kommt die gesetzesmäßige Finanzierung. Sie ist hochangesehen, 
hochgeschätzt ist das deutsche Schulsystem. Die Deutschen haben 
sich im sog. „Deutschen Forum“ organisiert. Das ist sowohl die Volks-
deutsche Sammelorganisation, als auch kulturelle und soziale und 
auch politische Vertretung. Es gibt über 100 solche Forum-Verbände, 
die ein höchst aktives Leben durchführen. Es gibt zahlreiche Bürger-
meister, Abgeordnete und einen Parlamentssitz.

Das bedeutendste Moment der Deutschen in Rumänien ist das Un-
terrichts- und Schulsystem. In den etwa 60 Schulen, von der Grund-
schule bis zum Gymnasium, wird in allen Gegenständen prinzipiell 
auf Deutsch unterrichtet. In den größeren Städten wie Hermannstadt, 
Klausenburg, Schäßburg, Temeschwar, auch in der Hauptstadt Buka-
rest gibt es Gymnasien mit Abitur-Abschluß. Das Interessante ist, daß 
diese Schulen sehr wesentlich von den Rumänen besucht werden, da 
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diese deutschen Schulen ein gewaltiges Ansehen als fast „Elite-Schu-
len“ genießen. Finanziell wird das vom Staat getragen. – In Teme-
schwar gibt es sogar ein deutsches Theater – übrigens das einzige außer 
in Ungarn im Ostblock, – es gibt deutsche Zeitungen, deutsches Radio, 
deutsche Altersheime, und ein überaus reichhaltiges Kulturleben mit 
bemerkenswerten Literaturzirkeln, sowie zahllose Gruppen im Musik-
bereich. Die deutsche Sprache lebt, wird auch in den Familien gespro-
chen.

Gute Lage in Ungarn

Im Nachbarland Ungarn leben zwar wesentlich 
mehr Volksdeutsche laut letzten Angaben etwa 

290.000. Durch die Schwabenzüge mittels der be-
kannten Ulmer Schachteln begann vor 300 Jahren 

die Besiedlung des von den Türken total verwüsteten Donauraumes. 
„Den ersten der Tod, den zweiten die Not, der dritten Generation das 
Brot“ hieß es. Heute sind die Zentren der Deutschen in der Branau in 
Südwestungarn, weiters in der Nähe vom Plattensee, sowie in der wei-
teren Umgebung von Budapest und in den Komitaten von Westungarn.

Diese Volksdeutschen sind vom Staat als Volksgruppe anerkannt 
und erhalten gesetzeskonforme Finanzierung. Die anerkannte Selb-
storganisation ist die LdU, die Landes-Selbstverwaltung der Ungarn-
deutschen. Sie hat über 400 Einzelgruppierungen und über 500 Kul-
�W�X�U�J�U�X�S�S�H�Q�����=�L�H�O���L�V�W���G�H�U���(�U�K�D�O�W�����G�L�H���3�À�H�J�H���X�Q�G���)�|�U�G�H�U�X�Q�J���G�H�U���G�H�X�W�V�F�K�H�Q��
Muttersprache und der deutschen Identität. Diese LdU vertritt die An-
gehörigen der Volksgruppe in kultureller und politischer Hinsicht. Bei 
�|
u�H�Q�W�O�L�F�K�H�Q���:�D�K�O�H�Q�� �Z�H�U�G�H�Q�� �]�D�K�O�U�H�L�F�K�H�� �%�•�U�J�H�U�P�H�L�V�W�H�U�����$�E�J�H�R�U�G�Q�H�W�H��
und auch ein Parlamentsabgeordneter erreicht.

Der Muttersprachen-Unterricht ist das größte Anliegen. Es gibt 
über 310 Schulen, in denen Deutsch unterrichtet wird. Davon sind 
etwa 290 Grundschulen und ca. 20 Gymnasien sowie über 250 Kin-
dergärten. Allerdings in unterschiedlichster Form mit manchmal ei-
ner, jedoch auch bis zu fünf Wochenstunden Deutsch. Es gibt drei 
große deutsche Bildungszentren, nämlich in Baja/Frankenstadt am 
Donauknie, im südwest-ungarischen Fünfkirchen/Pecs sowie in Bu-
dapest mit jeweils Kindergarten bis Gymnasium alles in Deutsch. 
Auch eine rein deutsche Universität in Budapest wird betrieben. 
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Die Lehrer-Ausbildung in Deutsch gibt es, es gibt auch den von der 
Österreichischen Landsmannschaft initiierten BUSCH, Bund Un-
garndeutscher Schulvereine, mit etwa zehn Mitgliedszentren, wo von 
Unterricht bis Ausbildung alles betrieben wird. Ein gewisses Prob-
�O�H�P���E�H�V�W�H�K�W���L�Q���G�H�U���]�H�U�V�W�U�H�X�W�H�Q���G�|�U�À�L�F�K�H�Q���6�L�H�G�O�X�Q�J�����G�D���G�L�H���.�L�Q�G�H�U���L�Q��
magyarischer Umgebung nicht immer die deutsche Muttersprache 
verwenden. Auch die o.a. „Sprachlose Generation“ der Eltern ist na-
türlich ein Problem. Die Großeltern sprechen schwäbischen Dialekt, 
die Kinder hochdeutsch. Die Zukunftsaussichten sind jedoch ganz 
gut. Die Tradition wird mithilfe von zahllosen Kulturgruppen, von 
Radio, Fernsehen und deutschen Zeitungen hochgehalten und weiter-
gegeben. Interessant ist, daß die Ungarn eine Art Feiertag eingeführt 
haben: Es wird nämlich – auch mit ungarischen Spitzenvertretern 
�±���M�l�K�U�O�L�F�K���D�P���������� �-�D�Q�X�D�U���|
u�H�Q�W�O�L�F�K���G�H�U���X�Q�J�H�U�H�F�K�W�H�Q���9�H�U�W�U�H�L�E�X�Q�J���G�H�U��
Deutschen gedacht: Vorbildlich.

Heute in Polen: Rund 250.000 Deutsche

Die gedanklichen Reise zu den Volksdeut-
schen Europas führt zunächst nach Polen 

weiter: Nach der deutschen Ostsiedlung im 
frühen Mittelalter gab es später etliche markante 

Stadien deutsch-polnischer Beziehungen: Tannenberg, polnische Tei-
lung, Ereignisse um den Zweiten Weltkrieg. Der für die Deutschen 
dramatischste Teil ist jedenfalls die Flucht, Genozid und Vertreibung 
von Millionen Deutschen zu Ende des Zweiten Weltkrieges. Heute 
leben in Polen etwa 250.000 Deutsche, die meisten in der Woiwod-
schaft/Bezirk Oppeln, aber auch in den anderen Bezirken Ober- und 
Niederschlesiens sowie in Ermland, Masuren, Großpolen, dem 
ehemaligen Posen. Polonisierung und Verbot alles Deutschen, die 
„sprachlose Generation“ in der Nachkriegszeit setzten den verblie-
benen Deutschen massiv zu.

Die Volksdeutschen sind heute – seit der Wende 1989 – eine vom 
Staat anerkannte Minderheit mit entsprechende Finanz-Unterstüt-
zung. Sie sind in der VdG, dem Verband der sozial-kulturellen deut-
schen Gesellschaften organisiert. Dieser vertritt die Mitglieder in kul-
tureller und politischer Hinsicht. Es gibt deutsche politische Vertreter 
in Gemeinden, Landtagen und im Parlament. Es gibt – übrigens so 
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wie in Rumänien und Ungarn – deutsche doppelsprachige Ortstafeln, 
deutsche Zeitung, Radio und Fernsehen.

Das größte Problem ist jedoch die Vermittlung der deutschen Mut-
tersprache. Im Prinzip gibt es bestenfalls einen bilingualen Unterricht, 
das heißt Unterricht in der Staatssprache und Deutsch als Fremdspra-
chen-Unterricht. Deutsch als Minderheitensprache wird in ca 180 
Kindergärten und 280 Grundschulen mit je drei Wochenstunden un-
terrichtet, ebenso in etwa 80 Gymnasien. Allermeist von in Germanis-
tik ausgebildeten polnischen Lehrkräften. Von der VdG wird jedoch 
ein privater deutscher Muttersprachen-Unterricht organisiert.

Eine dramatische Entwicklung war in letzter Zeit die (kürzlich 
�Z�L�H�G�H�U�� �D�E�J�H�V�F�K�D
u�W�H���� �.�•�U�]�X�Q�J�� �G�H�U�� �S�R�O�Q�L�V�F�K�H�Q�� �)�L�Q�D�Q�]�P�L�W�W�H�O�� �I�•�U�� �G�H�Q��
Muttersprachen-Unterricht um ein Drittel des Bisherigen. Österreichi-
�V�F�K�H���/�D�Q�G�V�P�D�Q�Q�V�F�K�D�I�W���X�Q�G���G�L�H���'�H�X�W�V�F�K�H���%�X�U�V�F�K�H�Q�V�F�K�D�I�W���J�U�L
u�H�Q���P�L�W��
Finanzunterstützung ein, da über 60.000 Kindern beim Mutterspra-
chen-Unterricht bedroht waren.

Tschechien und Slowakei

Weiter führt die Gedankenreise zu einigen anderen Staaten mit 
deutschen Volksgruppen, die ein nicht ganz rosiges Bild bieten. 

Begonnen wird mit den ähnlich gelagerten Dingen in der inzwischen 
zerfallenen ehemaligen Tschechoslowakei. Das tragische Schicksal der 
3,5 Millionen Sudetendeutschen, die ja die zweitgrößte Bevölkerungs-
gruppe in der Tschechoslowakei waren, ist ja nicht unbekannt. Sie waren 
in Böhmen, Mähren und Karpatenland angesiedelt und wurden infolge 
der menschenverachtenden Benesch-Dekrete zu Ende des Zweiten 
Weltkrieges durch Flucht, Vertreibung und Genozid massivst dezimiert.

In Tschechien gibt es nur mehr ca. 40.000 Volks-
deutsche. Sie sind als Minderheit anerkannt und 
erhalten Finanzunterstützung. Organisiert sind 
sie in der „Landesversammlung der Deutschen 

Vereine in der Tschechischen Republik“. Ziel ist, das kulturelle Erbe 
sichtbar zu machen sowie die Förderung der deutschen Sprache. Es 
gibt 22 Verbände in den verschiedenen Orten, wo sie sich in den von 
�%�X�Q�G�H�V�G�H�X�W�V�F�K�O�D�Q�G�� �¿�Q�D�Q�]�L�H�U�W�H�Q�� �%�H�J�H�J�Q�X�Q�J�V�K�l�X�V�H�U�Q�� �W�U�H
u�H�Q���� �'�R�U�W��
wird auch privat Deutsch-Unterricht organisiert. Es gibt keine deut-
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schen Schulen, Deutsch als Fremdsprachen-Unterricht – so wie z.B. 
englisch – gibt es. Die deutsche Zeitung „Landesecho“ informiert. Es 
gäbe teilweise deutsche Ortstafeln, aber schwierig zu erreichen. Es gibt 
eine aktive JUKON, d.i. die Jugendorganisation. Das Hauptproblem 
neben der Sprachvermittlung ist die Überalterung.

In der Slowakei sind die Probleme ähnlich gela-
gert, nur sind Staat und Bevölkerung freundlicher 
gestimmt gegenüber den eigenen Deutschen. 
Von den ca 140.000 der Zwischenkriegszeit gibt 

es heute nur mehr etwa 6.000 Volksdeutsche. Diese sind als Minder-
�K�H�L�W���D�Q�H�U�N�D�Q�Q�W���X�Q�G���D�X�F�K���¿�Q�D�Q�]�L�H�U�W�����6�L�H���V�L�Q�G���L�P���Ä�.�D�U�S�D�W�H�Q�G�H�X�W�V�F�K�H�Q��
Verein“ organisiert in den fünf Regionen Preßburg, Hauerland, Ober- 
und Unter-Zips und Bodwatal mit etwa 35 Ortsgruppen. Dort gibt es 
�P�H�L�V�W���G�L�H���Y�R�Q���%�X�Q�G�H�V�G�H�X�W�V�F�K�O�D�Q�G���¿�Q�D�Q�]�L�H�U�W�H�Q���%�H�J�H�J�Q�X�Q�J�V�K�l�X�V�H�U�����G�H-
ren Betrieb sie jedoch selber tragen müssen. Hauptziel ist auch hier die 
�(�U�K�D�O�W�X�Q�J���X�Q�G���3�À�H�J�H���G�H�V���.�X�O�W�X�U�J�X�W�H�V�����Z�D�V���E�H�L���Y�L�H�O�H�Q���)�H�V�W�H�Q���P�L�W�K�L�O�I�H��
etlicher Musik- und Tanzgruppen, usw. sehr ansprechend gemacht 
wird. Ein deutscher Sprach-Unterricht wird privat organisiert. Der 
Kontakt wird durch die wunderbare Monatsschrift „Karpatenblatt“ 
sowie ein Jahrbuch gemacht. Eine bewundernswerte Besonderheit ist 
das Museum der Karpatendeutschen in der Landeshauptstadt Preß-
burg/Bratislava. Die sehr aktive Volksgruppe hat ebenfalls das Prob-
lem der Demographie.

Probleme in Gebieten von Ex-Jugoslawien

G�D�Q�]���l�K�Q�O�L�F�K�H���3�U�R�E�O�H�P�H���¿�Q�G�H�Q���Z�L�U���D�X�F�K���L�P���*�H�E�L�H�W���G�H�U�����Q�D�F�K���G�H�P��
Zerfall Jugoslawiens entstandenen Staaten Serbien, Kroatien und 

Slowenien. In diesen donauschwäbischen Gebieten waren etwa 550.000 
Deutsche. Für sie galt der erwähnte Spruch von Tod, Not und Brot bei 
der Ansiedlung nach Prinz Eugens Sieg über die Türken. Infolge von 
Flucht, Vertreibung und Genozid aufgrund der menschenverachtenden 
AVNOJ-Dekrete und der Vernichtung in den berüchtigten Jugo-Todes-

lagern gibt es heute dort nur mehr einige Tausend.

Serbien�����L�Q���G�H�U���:�R�L�Z�R�G�L�Q�D�����¿�Q�G�H�Q���Z�L�U���L�Q���Y�L�H�O�H�Q��
Städten wie z.B. Subotica, Sombor, Apatin, Neu-
satz, usw. noch Volksdeutsche, die sich im „Na-
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tionalrat der nationlen deutschen Minderheit“ zusammengeschlossen 
�K�D�E�H�Q���� �6�L�H���V�L�Q�G���V�W�D�D�W�O�L�F�K���D�Q�H�U�N�D�Q�Q�W���X�Q�G���H�U�K�D�O�W�H�Q���J�H�Z�L�V�V�H���¿�Q�D�Q�]�L�H�O�O�H��
Unterstützung für kulturelle Projekte. Die Bemühungen der ca 5.000 
Volksdeutschen um Erhalt der deutschen Sprache und Kultur werden 
mittels privatem Unterricht, mit Erwachsenen- und Kinder-Gruppen 
mit viel Engagement in eigenen Örtlichkeiten durchgeführt.

In Kroatien ist die Situation um eine Spur besser. 
�'�L�H���'�H�X�W�V�F�K�H�Q���V�L�Q�G���V�W�D�D�W�O�L�F�K���D�Q�H�U�N�D�Q�Q�W���X�Q�G���¿�Q�D�Q-
ziell unterstützt. Es gibt etwa 4.000 Volksdeut-
sche in Kroatien. Der größte Zusammenschluß 

ist in der „Deutschen Gemeinschaft – Landsmannschaft der Do-
nauschwaben in Kroatien“ in Esseg/Osjek. Es gibt auch noch etliche 
kleinere Gruppen z.B. in Zagreb, Split, usw. Zusammen mit anderen 
Minderheiten gibt es einen Parlamentssitz, der auch schon von den 
Deutschen erreicht war. Die DG gibt eine Vierteljahres-Zeitschrift 
heraus „Das Deutsche Wort“, organisiert ein deutsches Theaterfes-
tival für deutsche Gruppen der Nachbarstaaten, führt ein jährliches 
wissenschaftliches Symposium über Deutsche in Kroatien durch. Der 
Deutsch-Unterricht erfolgt meist durch private Initiative. In manchen 
Schulen gibt es bilingualen Unterricht, in manchen Kindergärten 
muttersprachliche Gruppen, insgesamt eine erfreuliche Aktivität. Für 
�Z�H�V�H�Q�W�O�L�F�K�� �H�U�D�F�K�W�H�W�� �Z�L�U�G�� �Q�H�E�H�Q�� �6�S�U�D�F�K���� �X�Q�G�� �.�X�O�W�X�U���3�À�H�J�H�� �D�X�F�K�� �G�L�H��
Errichtung von Gedenkstätten in den Vernichtungslagern für die dort 
�X�P�J�H�N�R�P�P�H�Q�H�Q���'�H�X�W�V�F�K�H�Q�����Z�D�V���D�X�F�K���Y�R�Q���G�H�U���N�U�R�D�W�L�V�F�K�H�Q���g
u�H�Q�W�O�L�F�K-
keit positiv vermerkt und besucht wird.

Ganz schlimm ist die Situation der Deutschen 
in der Untersteiermark und in der Gottschee 
in Slowenien! Für die ca 3.500 Deutschen gibt 
es – durchaus im Gegensatz zu der gleich gro-

ßen Minderheit der Ungarn und Italiener – keine verfassungsmäßige 
Anerkennung – und das 40 Jahre nach der Wende, trotz mehrfacher 
Ermahnung durch die Gremien der EU: eigentlich ein europäischer 
Skandal! Die neun deutsch-sprachigen – denn deutsch dürfen sie sich 
nicht nennen – Vereine sind in einem Verband zusammengeschlossen. 
Alle bemühen sich redlich, ihr reiches Kulturerbe zu erhalten und zu 
�S�À�H�J�H�Q�����(�V���J�L�E�W���N�H�L�Q�H���G�H�X�W�V�F�K�H�Q���.�L�Q�G�H�U�J�l�U�W�H�Q���X�Q�G���6�F�K�X�O�H�Q�����E�H�V�W�H�Q-
falls manchmal Fremdsprachen-Unterricht. So wird privater Mutter-
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sprachen-Unterricht organisiert. Es gibt Chöre und Musik- und Tanz-
gruppen für Jung und Alt, Konzerte, Literatur-Veranstaltungen und 
Feste. Mithilfe von Unterstützung hpts. durch Kärnten, aber auch den 
österreichischen Staat kann mühsam alles aufrechterhalten bleiben. 
Eine verfassungsmäßige Anerkennung ist leider nicht in Sicht.

Baltendeutsche, Deutsche  
in der Ukraine und Russland

Praktisch am Ende der gedanklichen Reise zu den deutschen Volks-
gruppen Südosteuropas angelangt, kann noch erwähnt werden, daß 

es auch in den baltischen Ländern eine geringe Anzahl von Balten-
deutschen gibt. Diese äußern sich in kulturellen Festen und Zusam-
menkünften, haben aber keine größeren Vereinigungen.

Auf die Deutschen in der Ukraine einzugehen, 
ist sehr schwierig. Es gibt den „Rat der Ukraine-
deutschen“ mit etlichen Ortsgruppen. Es gibt bei 
diesen etwa 35.000 Deutschen viele Kulturgrup-

pen. All diese Bessarabiendeutschen, Galiziendeutschen, Schwarz-
meerdeutschen, Wolhyniendeutschen haben dzt. natürlich eine un-
heimlich schwierige Zeit.

Ein weiteres delikates Thema sind die Rußland-
deutschen. Ein wirklich schwieriges Kapitel von 
der Ansiedlung bis zur Stalin’schen Deportation 
nach z.B. Kasachstan bis zur sog. Aussiedlung 

von etwa 2,3 Millionen nach Bundesdeutschland. Von den Millionen 
Deutschen in der Sowjetunion gibt es im heutigen Rußland laut Volks-
zählungen noch über 800.000, eine doch gewaltige Anzahl. 350.000 
alleine in Sibirien. In den Sowjet-Zerfallstaaten sind allein in Kasach-
stan etwa 300.000. Über all deren Organisation und Aktivität ist wenig 
bekannt.

Auf der Gedankenreise zu den Volksdeutschen Europas wurde die 
volle Bandbreite dieser größten autochthonen Volksgruppe Europas, 
die in mehr als der Hälfte der Staaten Europas siedelt, behandelt. Eine 
durchaus spannende und faszinierende Geschichte. Wenn man weiß, 
daß jeder siebte Europäer ein Angehöriger einer Minderheit ist, so 
ist es durchaus legitim, sich mit solchen Fragen zu beschäftigen. So 
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ist es auch durchaus legitim, wenn auch nicht sehr gefragt, sich mit 
den Angehörigen seines eigenen Volkes zu befassen. Daß die Vor-
gangsweisen der einzelnen Staaten Europas mit ihren volksdeutschen 
Minderheiten so massiv verschieden sind, erscheint doch bedenklich 
und bedauerlich. Die Palette reicht hier von totaler Gleichberechti-
gung z.B. der Belgiendeutschen mit den anderen Ethnien dort bis zu 
bedauerlichen Nicht-Anerkennung der Sloweniendeutschen. Für all 
diese Dinge sollten doch Lösungsansätze gefunden werden. Schließ-
lich handelt es sich um Angehörige unseres Volkes.                         �„

MR Dr. med. Bruno Burchhart:  Geboren 16.7.1941 in Wien. 
Volksschule und humanistisches Gymnasium, Matura/Abitur 
1960 in Wien. Dann Studium der Medizin in Wien (zweitälteste 
�G�H�X�W�V�F�K�H���8�Q�L�Y�H�U�V�L�W�l�W���Ä�$�O�P�D���P�D�W�H�U���5�X�G�R�O�¿�Q�D�³�����3�U�R�P�R�W�L�R�Q��������������
Ausbildung zum Allgemeinmediziner in Klagenfurt, dort Geri-
atrie-Assistenz-Arzt, ab 1976 35 Jahre Landarzt in St. Jakob i. 
Ros. /Kärnten. Zahlreiche Funktionen in der Ärztekammer, als 
Chef der Allgemeinmediziner im Bundes-Vorstand, Landes-Feu-
erwehr-Arzt. Ab 1961 Mitglied der Burschenschaft Olympia 
Wien, zahlreiche Führungs-Ämter dort sowie in der Deutschen 
Burschenschaft, seit vielen Jahren im DB-Verbandsrat als Ob-
mann des burschenschaftlichen Volkstumsvereins (zuständig 
für deutsche Minderheiten in Europa), Reisen und Vorträge zu 
�X�Q�G���E�H�L���D�O�O�H�Q���G�L�H�V�H�Q���P�L�W���]�D�K�O�U�H�L�F�K�H�Q���9�H�U�|
u�H�Q�W�O�L�F�K�X�Q�J�H�Q���G�D�U�•�E�H�U����
Jahrelang DB-Bildungsreferent mit Vorträgen in allen Hoch-
schulstädten des deutschen Sprachraums sowie Seminaren zB in 
Süd-Tirol, Brüssel, usw. Einer der Hauptverantwortlichen für die 
Feste „200 Jahre Wartburgfest 1817“, „200 Jahre Burschenschaft 
1815“, Jahn’scher Turner, Jahrzehnte Obmann vom „Deutschen 
Turnverein St. Jakob i. Ros.“. Als jahrelanger Bundes-Kulturwart 
in der Führungsspitze des ÖTB (Österreichischen Turnerbund) 
sowie Jahrzehnte Obmann ÖTB Kärnten mit Ausrichtung zahl-
reicher Turnfeste, Bundesturnfest-Ausstellungen, auch zahlreiche 
�9�H�U�|
u�H�Q�W�O�L�F�K�X�Q�J�H�Q��
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Manfred Backerra

Emmanuel Todd:  
„Die Niederlage des Westens“

Emmanuel Todd, markanter französischer 
Anthropologe, Demograph und Histo-

riker, der den Fall der Sowjetunion bereits 
1976 vorhersagte, legt in seinem Anfang 2004 
erschienenen Buch La DÉFAITE DE L´OC-
CIDENT – Die Niederlage des Westens dar, 
warum der kollektive Westen den Krieg in der 
Ukraine verlieren und insgesamt bald eine viel 
bescheidenere Rolle in der Welt spielen wird. 
Das hier ausführlich vorgestellte Buch eines 

bekannten mutigen französischen Freidenkers wurde sofort nach 
Erscheinen in der Tageszeitung „Die Welt“ in einem Interview mit 
dem Autor besprochen, das französische Original wird auch in 
unseren Buchhandlungen angeboten, doch ansonsten keine merk-
liche Reaktion. Das Buch ist so ungeheuer politisch unkorrekt, daß 
kaum mit einer deutschen Version zu rechnen ist.

Zehn Überraschungen

Einleitend nennt Todd zehn wichtigste Überraschungen des Krieges 
in der Ukraine:

Erstens „der Kriegsausbruch selbst auf „einem Kontinent, der 
sich im ewigen Frieden glaubte“; zweitens, daß „mittels der Ukraine 
Rußland der Gegner der USA sei, obschon „seit über einem Jahrzehnt 
China als Hauptfeind“ gelte; drittens „der militärische Widerstand der 
Ukraine“; viertens „der wirtschaftliche Widerstand Rußlands“; fünf-
tens „der Zusammenbruch jeglichen europäischen Willens […], die 
eigenen Interessen zu verteidigen, dabei habe vor kaum 20 Jahren 
die Opposition gegen den Irak-Krieg noch zu „gemeinsamen Konfe-
renzen von Kanzler Schröder, Präsident Chiracs und Präsident Putin 
geführt“; sechstens „das Erscheinen des Vereinigten Königreichs als 
�D�Q�W�L�U�X�V�V�L�V�F�K�H�U�� �.�O�l
u�H�U�� �X�Q�G�� �D�O�V�� �:�L�F�K�W�L�J�W�X�H�U�� �G�H�U�� �1�D�W�R�� �>�«�@���� �V�R�� �G�D�‰�� �H�V��
die amerikanischen Neokonservativen wie lauwarme Militaristen wir-
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ken läßt“; siebtens: „diese Kriegshetzerei hat bizarrerweise auch die 
Skandinavier erfaßt“; achtens: „die überraschendste […]: die Weltsu-
permacht ist unfähig, die Versorgung ihres ukrainischen Protegés mit 
Granaten – oder irgendwas anderem – sicherzustellen“, verliere die 
�8�N�U�D�L�Q�H���G�H�Q���.�U�L�H�J���P�D�Q�J�H�O�V���0�D�W�H�U�L�D�O�����Z�H�U�G�H���G�H�U���:�H�O�W���R
u�H�Q�E�D�U�W�����Ä�G�L�H��
Königswissenschaft des Westens, die Volkswirtschaftslehre – wagen 
wir das Wort – ist Schwindel“; neuntens: „die ideologische Einsam-
keit des Westens und die Ignoranz seiner Isoliertheit“; schließlich „die 
Niederlage des Westens […] diese Niederlage ist sicher, weil der Wes-
ten sich selbst zerstört“.

In den folgenden Kapiteln begründet Todd seine These der Nieder-
lage mit eigenen und zitierten Aussagen internationaler Autoren. Die 
wichtigsten Aussagen:

„Russische Stabilität“

Rußland habe sich unter Putin stabilisiert, das belegten die drastisch 
gesunkenen Zahlen der Alkoholtoten, Selbstmorde, Morde und 

der Kindersterblichkeit (2020 4,4 Promille, USA 5,4). Wirtschaftlich 
zeigt das u.a. höhere Einkünfte aus dem Export von Agrarprodukten 
�D�O�V���D�X�V���G�H�P���*�D�V�H�[�S�R�U�W�����(�V���V�H�L���]�Z�H�L�W�J�U�|�‰�W�H�U���:�D
u�H�Q�H�[�S�R�U�W�H�X�U���J�H�E�O�L�H�E�H�Q����
Als Produzent und Lieferant von Atomkraftwerken habe es Frankreich 
�•�E�H�U�K�R�O�W�����L�Q���G�H�U���,�Q�W�H�U�Q�H�W�W�H�F�K�Q�L�N���V�H�L���H�V���X�Q�D�E�K�l�Q�J�L�J�����Ä�G�D�E�H�L���V�H�K�U���R
u�H�Q���I�•�U��
westliche Lösungen“. „Danke, Sanktionen!“ „Jedes Sanktionsregime 
hat anscheinend die Russen dazu gebracht, sich laufend wirtschaftlich 
umzustellen und unabhängig vom westlichen Markt zu werden.“ Es 
hat auch „einen relativ großen Anteil der Bevölkerung in der Indus-
trie aktiv erhalten, sich nicht komplett in die globalisierte Wirtschaft 
integriert und seine Arbeitskraft nicht in den Dienst des Westens 
gestellt. Es gibt mehr russische Ingenieure als amerikanische“: 2 zu 
1,35 Millionen in 2020.

Rußland sei eine „autoritäre Demokratie“, „beide Wörter gleich be-
tont“. „Demokratie, weil, selbst wenn die Wahlen ein wenig frisiert 
sind, die Befragungen – von niemandem bestritten – uns zeigen, daß 
die Unterstützung des Regimes sehr stark ist, sowohl im Krieg wie im 
Frieden. Autoritär, weil, ganz klar, das Regime nicht das für eine libe-
rale Demokratie wesentliche Kriterium erfüllt, den Respekt vor dem 
Recht der Minderheiten. […] mit allem, was das für die Beschränkung 
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der Freiheit der Presse und diverser Gruppen der Zivilgesellschaft be-
deutet.“ Putins Regime „ist trotz der zentralen Rolle des Staats sehr 
der Marktwirtschaft verbunden“. „Außerdem hat er die hohen Eliten 
von Moskau und St. Petersburg gleichgeschaltet, beachtet in höchstem 
Maße Arbeiter-Forderungen und sucht unablässig, den Rückhalt seines 
Regimes bei der Bevölkerung zu festigen.“ Dazu Bewegungsfreiheit 
und „eine völlige Freiheit auszuwandern“ zeige ein Regime, „das sich 
auf seine Art seiner selbst sicher ist, oder darauf setzt es zu sein.“

Rußland habe seine Souveränität in einer globalisierten Welt erhal-
ten, weil es die Entwicklung eines absoluten Individualismus verhin-
dert habe. Es bestünden noch „genügend Gemeinschafts-, autoritäre 
und egalitäre Werte“, sodaß „das Ideal einer festen Nation überlebt 
und eine eigene Form des Patriotismus wiedererscheint.“ Die Russen 
„geniessen den sozialen Frieden der Ära Putin […] eine mental und 
wirtschaftlich friedliche Atmosphäre, die es noch nie in Rußland ge-
geben hat.“

„Rußland mit einer abnehmenden Bevölkerung und einer Fläche 
von 17 Millionen qkm ist weit davon entfernt neue Territorien erobern 
zu wollen, es fragt sich vielmehr wie es die weiter bewohnt halten 
kann, die sie schon besitzt.“ Daher „wäre es sicher nicht in der Lage, 
die Kontrolle der Welt zu übernehmen und will das auch überhaupt 
nicht“. Weil „Menschen rar geworden“ seien, und weil man den Geg-
ner unterschätzt habe, sei man in die Ukraine mit nur 120 000 Soldaten 
einmarschiert und langsam vorgegangen, um Menschen zu sparen. 
Trotzdem sei immerhin ein substanzieller Teil der Ukraine längs des 
Schwarzen Meers gewonnen worden.

„Das ukrainische Rätsel“

Der Widerstand der Ukraine habe überrascht. Allerdings werde 
übersehen, daß Rußland nur 100.000 bis 120.000 Mann in die 

Ukraine von über 6.000 qkm geschickt hätte, während 1968 in die nur 
gut ein Fünftel so große Tschechoslowakei 500.000 Mann eingefallen 
wären. „Aber am meisten überrascht waren die Russen selbst“, die 
wie die Westler einen gescheiterten Staat gesehen hätten. „Seit der 
Unabhängigkeit 1991 hat sie womöglich elf Millionen Einwohner 
durch Auswanderung und geringe Geburten verloren.“ Dazu eine 
Oligarchen-Herrschaft mit „irrsinniger Korruption“. „Am Vorabend 
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des Krieges war die Ukraine das Paradies der preiswerten Leihmut-
terschaft.“ Sie habe zwar amerikanische Panzerabwehrraketen sowie 
Aufklärungs- und Führungssysteme besessen, „aber der erbitterte 
Widerstand eines zerfallenden Landes ist ein historisches Problem. 
Was keiner vorhersehen konnte, ist, daß es im Krieg einen Lebenssinn 
fand, eine Rechtfertigung der eigenen Existenz.“

Die Bevölkerung der Ukraine ist gemäß den Voten der Präsidenten-
wahl 2010 im Zentrum und Westen ukrainisch eingestellt, im Osten 
und Süden prorussisch mit um 60 % in zwei Oblasten und über 70 bis 
gut 90 % in sieben Oblasten. Die Politik Kiews gegenüber den Rus-
sophonen und insgesamt habe einen „zerstörerischen Trieb“. „Hierzu 
�N�R�P�P�W���H�L�Q�H�P���G�H�U���%�H�J�U�L
u���1�L�K�L�O�L�V�P�X�V���L�Q���G�H�Q���6�L�Q�Q���³

„In Osteuropa, eine postmoderne Russophobie“

In Osteuropa“ [gemeint: Mittel- und Ostmitteleuropa] herrsche eine 
„postmoderne Russophobie.“ Daß die ehemalige DDR und Ungarn, 

die als einzige revoltiert und sich als erste befreit hätten, am wenigsten 
rußlandfeindlich seien, mache „perplex“. Die Feindlichkeit der Polen 
und Balten sei aus der Geschichte verständlich. Allerdings hätten 1917 
Esten zu 40 %, Letten zu 70 % bolschewistisch gewählt, zudem seien 
die lettische Garde Lenins für die Revolution sehr wichtig und in der 
Tscheka-Führung fast ein Drittel Balten und Polen gewesen. Man dürfe 
auch nicht vergessen, „daß der Kommunismus vor allem Russen getö-
tet hat, und daß sie es gewesen sind, die ihn niedergeworfen haben.“ 
„Rußland zog sich ohne Kampf und sogar mit einer gewissen Eleganz 
zurück. […] sehr glücklich, die Satelliten losgeworden zu sein.“ Putin 
habe beim gemeinsamen Opponieren gegen den Irak-Krieg zu Schröder 
und Chirac in etwa gesagt: „Für uns in Rußland ist es jetzt sehr schwer, 
aber es tröstet uns, daß Ihr es jetzt mit den Polen zu tun habt.“ „Heute 
weiß man nicht, ob Polen 10.000 oder 20.000 ‚Freiwillige‘ gegen die 
russische Armee in die Ukraine geschickt hat.“

„Die Ungarn konnten den Russen verzeihen.“ „Das Fehlen von 
Russophobie steht nicht im Gegensatz zu ihrem Aufstand von 1956, er 
erklärt es.“ Ungarn sei „die von Grund auf sich ihrer Existenz sicher
ste Nation.“ Sie lehne die EU-Ukraine-Politik auch deshalb ab, weil 
die unter der Sprachdoktrin Kiews leidende ungarische Minderheit 
dort nicht die Russen des Donbass töten wolle.
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„Was ist der Westen?“

„D er Westen ist nicht stabil, er ist sogar krank.“ „Bevölkerungs-
mäßig oder wirtschaftlich sieben bis zehn mal so stark wie 

Rußland, seine technische Führung, seine ideologische und Finanz-Do-
minanz […] führen unvermeidlich zu der These, daß seine Krise die 
Weltkrise ist.“

Er wolle „eine Demokratie verteidigen, die es nicht mehr gibt.“ 
„Daß die westlichen Demokratien in der Krise sind, sogar, daß wir in 
der Post-Demokratie leben, ist ein Gemeinplatz geworden.“ „Wenn 
das Volk und die Elite nicht mehr gleich denken und handeln, hat die 
repräsentative Demokratie keinen Sinn mehr: Schließlich will die Eli-
te nicht mehr das Volk repräsentieren und das Volk wird nicht mehr re-
präsentiert. […] Es breitet sich Verschwörungswahn aus, ein typisches 
Krankheitsbild einer Gesellschaft, die […] von sozialem Mißtrauen 
bestimmt ist.“ „Der Volksvertreter der Massen-Elite mit Hochschul-
ausbildung achtet nicht mehr die Absolventen von Hauptschule und 
Gymnasium, und er kann, was auch immer sein Partei-Etikett sein 
mag, im Grunde nicht anders, als die Werte der Hochschulgebildeten 
für die einzig legitimen zu halten. […] niemals wird er irgendeine 
Alternative vertreten können.“

�c���]�����o�]�����Œ���o���v���K�o�]�P���Œ���Z���v���P���P���v�����]�����Œ�µ�•�•�]�•���Z�������µ�š�}�Œ�]�š���Œ���������u�}�r
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�����v�������P�Œ�]�+�������u�}�l�Œ���Ÿ���������]�Ì�µ�����Z���o�š���v�X���€�X�X�•�������(�º�Œ���l���v�v���u���v�������v��
�����P�Œ�]�+���í�o�]�����Œ���o�ò���o���•�•���v�U�������������Œ���^���Z�µ�š�Ì�������Œ���D�]�v�����Œ�Z���]�š���v���]�u���t���•�r
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�����À�‚�o�l���Œ�µ�v�P�����µ�•�u�����Z���v���}�����Œ���ì�U�í �9���}�����Œ���ì�U�ì�í �9�X���/�v���Z�µ�˜�o���v�����•�]�v����
�Á�������Œ�����]�����,�}�u�}�•���Æ�µ���o�o���v���v�}���Z�����]�����K�o�]�P���Œ���Z���v���P���•���Z�º�š�Ì�š�X���h�v�•���Œ����
�o�]�����Œ���o���v�������u�}�l�Œ���Ÿ���v���Á���Œ�����v�������Z���Œ���Ì�µ���í�o�]�����Œ���o���v���K�o�]�P���Œ���Z�]���v�ò�X��
�€�Y�•�������Œ���<���u�‰�(�������Œ���o�]�����Œ���o���v�������u�}�l�Œ���Ÿ���v�������•���t���•�š���v�•���P���P���v�����]����
�Œ�µ�•�•�]�•���Z�������µ�š�}�l�Œ���Ÿ�����Á�]�Œ�����Ì�µ�Œ���<�}�v�(�Œ�}�v�š���Ÿ�}�v���À�}�v���o�]�����Œ���o���v���K�o�]�P���Œ�r
���Z�]���v�������•���t���•�š���v�•���u�]�š�������Œ���Œ�µ�•�•�]�•���Z���v�����µ�š�}�Œ�]�š���Œ���v�������u�}�l�Œ���Ÿ���X�^��
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In den liberalen Oligarchien „muß das Volk von der Führung der 
Wirtschaft und der Verteilung des Reichtums ferngehalten, mit einem 
Wort: betrogen werden. […] Für die politische Klasse ist es die Arbeit 
geworden, der sie sich mit Priorität widmet. Daher die Hysterisierung 
von rassen- oder ethnischen Problemen und die folgenlose Rederei 
über doch ernste Dinge: Umwelt, Stellung der Frau oder die Klimaer-
wärmung.“ 

„Vereinnahmt von ihrem neuen Metier, Wahlen zu gewinnen, die 
nur Theaterstücke sind, aber wie im wirklichen Theater besonde-
re Kompetenzen erfordern – haben die Mitglieder der westlichen 
politischen Klassen keine Zeit, sich im Unterhalten internatio-
naler Beziehungen auszubilden. Sie kommen dann auf die große 
Bühne der Welt bar der notwendigen Grundkenntnisse.“ Daher 
„die tatsächliche technische Unterlegenheit von Joe Biden oder 
Emmanuel Macron gegenüber Putin oder Jinping“. 

„Ein unumkehrbarer Prozeß“: „Die Degeneration der liberalen 
Demokratien beschränkt sich nicht auf einen Krieg des Oben der 
Gesellschaft auf das Unten. […] man kann ein Phänomen der ge-
sellschaftlichen Atomisierung wahrnehmen, […], die alle Ebenen der 
�*�H�V�H�O�O�V�F�K�D�I�W���H�U�I�D�‰�W���³���Ä�:�H�Q���G�L�H���*�H�V�H�O�O�V�F�K�D�I�W���V�L�F�K���L�Q���,�Q�G�L�Y�L�G�X�H�Q���D�X�À�|�V�W����
wird der Staatsapparat besonders wichtig.“ Infolge der geringer wer-
denden Bindung an das Christentum „erscheinen Ersatz-Glauben, in 
der Regel starke politische Ideologien, welche die Einzelnen organi-
sieren und strukturierten, so wie es die Religion tat.“ Der Verlust der 
Religion „läßt das Nationalgefühl verschwinden, die Arbeitsmoral, 
die Fähigkeit, für die Gemeinschaft Opfer zu bringen, alle diese Din-
ge, deren Fehlen die Brüchigkeit des Westens im Krieg ausmacht“.

Man glaubte in den 1960er Jahren, Befreiung vom Kollektiv mache 
den Einzelnen größer, doch: „Das genaue Gegenteil gilt. Der Einzelne 
kann nur in einer Gemeinschaft groß sein und durch sie.“

„Der begleitete Selbstmord Europas“

„E�X�U�R�S�D���E�H�¿�Q�G�H�W���V�L�F�K���L�Q���H�L�Q�H�P���.�U�L�H�J�����G�H�U���V�H�L�Q�H�Q���,�Q�W�H�U�H�V�V�H�Q���I�X�Q-
damental widerspricht, selbstzerstörend.“ „Die Europäische 

Union ist hinter der Nato verschwunden, mehr als jemals den USA un-
terworfen. […] die Achse Berlin-Paris ist von der Achse London-War-
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schau-Kiew verdrängt worden, geführt von Washington, verstärkt durch 
die skandinavischen und baltischen Länder, die direkte Satelliten des 
Weißen Hauses oder des Pentagon geworden sind.“ „Der Abbruch 
der Versorgung mit russischem Gas und die hohen Energiekosten 
bedrohen den Rest unserer Industrie und bringen uns zur Hypothese 
des Selbstmords.“ „Unsere Presse vermittelt manchmal den Eindruck, 
daß eher die Zerstörung der französischen Wirtschaft als die Rußlands 
das Ziel ist.“ „Daß Deutschland ohne Murren die Sprengung eines 
wesentlichen Teils seines Energie-Systems hingenommen hat, ist ein 
�D�X�‰�H�U�J�H�Z�|�K�Q�O�L�F�K�H�U���$�N�W���G�H�U���8�Q�W�H�U�Z�H�U�I�X�Q�J���³�� �Ä�'�L�H�� �6�W�X�U�N�|�S�¿�J�N�H�L�W���G�H�U��
�H�X�U�R�S�l�L�V�F�K�H�Q�� �)�•�K�U�H�U�� �Z�L�U�G�� �I�D�V�]�L�Q�L�H�U�H�Q�G���� �,�K�U�H�� �R
v�]�L�H�O�O�H�Q�� �.�U�L�H�J�V�]�L�H�O�H��
beruhen auf einer Vision fern der Realität.“ „Rußland […] stellt be-
kanntlich keinerlei Bedrohung für Westeuropa dar. Als konservative 
�0�D�F�K�W���������������Z�L�H���������������K�R
u�W���H�V���D�X�I���H�L�Q�H���Z�L�U�W�V�F�K�D�I�W�O�L�F�K�H���3�D�U�W�Q�H�U�V�F�K�D�I�W��
mit Europa, besonders mit Deutschland.“ 

�c���µ�Œ�}�‰�����€�Y�•���Z���š���•�]���Z���v�]���Z�š�����µ�Œ���Z���•�µ�(���o�o�U�����µ�u�u�Z���]�š���}�����Œ���D�]�˜�P���r
�•���Z�]���l�� �]�v�� �����v�� �<�Œ�]���P�� �P���•�š�º�Œ�Ì�š�X�� ���•�� �Á�µ�Œ������ �À�}�v�� ���š�Á���•�� �]�v�� �����v�� �<�Œ�]���P��
�P���•�š�}�˜���v�X���E�]���Z�š�����o�o���•���]�•�š���^���Z�µ�o���������Œ���h�^���X�������•�����š�Á���•���]�•�š�����]�������]�P���v����
�/�u�‰�o�}�•�]�}�v�X�������•�����µ�Œ�}�‰���]�•���Z�����W�Œ�}�i���l�š���]�•�š���š�}�š�X�^��
�c���]�v���'���(�º�Z�o�������Œ���•�}�Ì�]�}�o�}�P�]�•���Z���v���µ�v�����Z�]�•�š�}�Œ�]�•���Z���v���>�����Œ�����Z���š���µ�v�•���Œ����
���o�]�š���v���µ�v�������]�����D�]�©���o�l�o���•�•�������Œ�P�Œ�]�+���v�X���/�v�����]���•���u���<�}�v�š���Æ�š���Á���Œ�������Œ��
�Œ�µ�•�•�]�•���Z�������v�P�Œ�]�+���P���P���v�����]�����h�l�Œ���]�v�����(���•�š�����]�v���'�o�º���l�•�(���o�o�X�����]�����>���]�š�r
���Œ�Ÿ�l�o���Œ�������Œ���D�����]���v���Z�������v�����•���º���Œ�]�P���v�•���v�]���Z�š���À���Œ�Z���]�u�o�]���Z�š�W���W�µ�Ÿ�v��
�P������ ���µ�Œ���Z�� �•���]�v���� �í�^�‰���Ì�]���o�o���� �D�]�o�]�š���Œ�}�‰���Œ���Ÿ�}�v�ò�� �����u�� ���µ�Œ�}�‰���]�•���Z���v��
�����µ���Á�]�������Œ���^�]�v�v�X�^

Die USA seien zur Zeit in Europa die „Spender eines militärisch 
begleiteten Todes“.

Weder Befürworter noch Gegner von Maastricht „haben rechtzeitig 
verstanden, daß der tiefe soziologische Motor des Projekts die spontane 
�>�Y�R�Q���V�H�O�E�V�W�@���$�X�À�|�V�X�Q�J���G�H�U���1�D�W�L�R�Q�H�Q���Z�D�U���>�«�@���X�Q�G���G�D�‰���G�D�V���(�X�U�R�S�D���G�H�V��
Euro nur eine Version im Quadrat dessen sein konnte, was die Nationen 
wurden: atomisierte Aggregate, bevölkert von apathischen Bürgern und 
verantwortungslosen Eliten.“ Dennoch seien „gewisse Nationen, wie 
Deutschland, resistenter als andere.“ „[…] in Deutschland gibt es wei-
terhin eine Mentalität der Disziplin und der Ordnung.“ Die alten Volks-
demokratien wurden von ideologisch-politischen Satelliten Rußlands 
zu wirtschaftlichen sowie demographischen Satelliten Deutschlands.“ 
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Deren gut ausgebildete Menschen „waren ein Geschenk der Geschich-
te. Deutschland ist nicht nationalistisch, strebt überhaupt nicht nach 
Macht, was auch die völlig ungenügende Fruchtbarkeit beweist“. 

�c�t���Z�Œ���v���������Œ���î�ì�ì�ì���Œ���:���Z�Œ�����Z���š�������µ�š�•���Z�o���v�����]�u�u���Œ���u���Z�Œ���Á�]�������]�r
�v�����u���•���Z�]�v���v���Œ�Ÿ�P�����'���•���o�o�•���Z���L�����P�]���Œ�š�U���]�v�����u���•�]�������]�����Á�]�Œ�š�•���Z���L�r
�o�]���Z���v�� �W�Œ�}���o���u���� �P���š�Œ���v�v�š�� �v�����Z���]�v���v�����Œ�� �P���o�‚�•�š�� �Z���š�U�� �}�Z�v���� �����˜��
���•�� ���]�v���� �•�Ç�u���}�o�]�•���Z���� �µ�v���� �Ì�µ�P�o���]���Z�� �Œ�����o�]�•�Ÿ�•���Z���� �s�}�Œ�•�š���o�o�µ�v�P�� ���]�v���•��
�v���Ÿ�}�v���o���v�� �^���Z�]���l�•���o�•�� �o���]�š���š�X�^�� �E�����Z�� �����u�� �&���o�o�� �����•�� �<�}�u�u�µ�v�]�•�u�µ�•��
�c�Á���Œ�����]�������u���Œ�]�l���v�]�•���Z�����W�Œ���•���v�Ì�����µ�(�������u�����µ�Œ�}�‰���]�•���Z���v���<�}�v�Ÿ�v���v�š��
�}�����Œ���]�v�����•�]���v���v�]���Z�š���u���Z�Œ���P���Œ�����Z�ž���Œ�Ÿ�P�š�X�����µ�Œ���•�]���v���Z���©�����•�]���Z�������Z���Œ��
�À���Œ���]�v�]�P���v���µ�v�������u���Œ�]�l�����u���Œ�P�]�v���o�]�•�]���Œ���v���l�‚�v�v���v�X���&�º�Œ�����]�����^�š�Œ���š���r
�P���v���t���•�Z�]�v�P�š�}�v�•���Á���Œ���€�������Œ�•�����]�v�������µ�š�•���Z�r�Œ�µ�•�•�]�•���Z���•�����º�v���v�]�•�����]�v��
�����•�}�o�µ�š���Œ�����o���š�Œ���µ�u�X�^��

�c���µ���Z���Á���v�v���&�Œ���v�l�Œ���]���Z���l���]�v�������o�]�š���v���u���Z�Œ���Z���š�U�����]�������]���•���v���E���u���v��
�À���Œ���]���v���v�U�� ���Æ�]�•�Ÿ���Œ�š�� �����•�� �(�Œ���v�Ì�‚�•�]�•���Z���� �s�}�o�l�� �Á���]�š���Œ�X�^�� �c�&�Œ���v�l�Œ���]���Z�U��
�P���}�‰�}�o�]�Ÿ�•���Z�� ���]�v���� �À���Œ�•���Z�Á�µ�v�����v���� �E���Ÿ�}�v�X�^�� �c�����µ�š�•���Z�o���v���U�� �Á�}��
�•�]���Z�������•���v���Ÿ�}�v���o�����/�������o���À���Œ�G�º���Z�Ÿ�P�š���Z���š�U���‰�Œ�}���µ�Ì�]���Œ�š���Á���]�š���Œ���Á�]�Œ�š�r
�•���Z���L�o�]���Z�����D�����Z�š���€�Y�•�X���D���v���Z���š���€�������Œ�•�������v�����]�v���Œ�µ���l�U�����]�����(�º�Z�Œ���v������
�<�o���•�•�������]�v���Œ���€�Y�•���Ì�Á���Œ�P�]�P���v�U���Ì�Á���]�š�Œ���v�P�]�P���v���'���•���o�o�•���Z���L���]�v�����l�Ÿ�}�v�U��
�À�]���o�u���Z�Œ���]�u���E�]���Z�š���P�]���Œ���v���Ì�µ�������}�������Z�š���v�U���Á���o���Z�������]�����^���o���•�š���v���]�P�r
�l���]�š�������o���Z�v�š���µ�v�������]�����h�v�š���Œ�Á���Œ�(�µ�v�P�����v�•�š�Œ�����š�X�^��

�c�s�}�v���:�µ�v�]���î�ì�ì�ô�����]�•���&�����Œ�µ���Œ���î�ì�î�î���Z���š�������Œ�����µ�Œ�}���î�ñ �9�����v���t���Œ�š���P���r
�P���v�º�����Œ�������u�����}�o�o���Œ���À���Œ�o�}�Œ���v�X�����]�����Á�]�Œ�l�o�]���Z���Z���]���Z���v���Z�������v�������•�Z���o����
�]�Z�Œ���'���o�����o�]�������Œ���]�v�����}�o�o���Œ���P���Z�}�Œ�š���š���€�Y�•�U���€�Á���•�•�������v���t���Œ�š�������•�����}�o�o���Œ�•��
�•�š�º�š�Ì�š�X�^

Die Geheimdienste der USA beschäftigten größenordnungsmäßig 
300.000 Personen. „Wenn die Bürger Europas nicht wissen, wo das 
Geld ihre Führer ist, die NSA weiß es, und diese Führer wissen, daß 
sie es weiß.“ Auch wenn das nicht sicher sei, genüge es, sich über-
wacht zu fühlen, „um sich ihrem amerikanischen Gebieter gegenüber 
sehr klug zu verhalten“ „[…] dies absolut dichte Machtsystem mit ei-
nem Grad der Gehorsamkeit von fast 100 % spricht für eine totalitäre 
Atmosphäre in den hohen Sphären.“

�,�Q���Ä�1�L�H�G�H�U�J�D�Q�J���$�P�H�U�L�N�D�V�����D�E�H�U���9�H�U�J�U�|�‰�H�U�X�Q�J���V�H�L�Q�H�V���(�L�Q�À�X�V�V�H�V���D�X�I��
Europa“ zeigt Todd den immer geringer gewordenen Anteil der USA 
�D�Q���G�H�U���:�H�O�W�Z�L�U�W�V�F�K�D�I�W���X�Q�G���G�H�Q���5�•�F�N�J�D�Q�J���V�H�L�Q�H�V���(�L�Q�À�X�V�V�H�V���Ä�•�E�H�U�D�O�O�³����
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außer in Europa. „Die Europäer sind die einzigen, vielleicht mit den 
Japanern und den Koreanern, die eine sich stärkende Nato sehen und 
ein immer unverzichtbareres Amerika. […] in dem Maße, in dem sich 
das amerikanische System in der Welt zurückzieht, lastet es immer 
mehr auf den anfänglichen Protektoraten, welche die letzten Basen 
der Macht sind.“ Die Nato „besteht nicht, um Westeuropas zu schüt-
zen, sondern um es zu kontrollieren.“ 

„Großbritannien eine Nation null  
(Croule zerfalle Britannia)“

D�D�V���9�H�U�H�L�Q�L�J�W�H���.�|�Q�L�J�U�H�L�F�K���E�H�V�L�W�]�H���G�L�H���1�X�N�O�H�D�U�Z�D
u�H���Q�L�F�K�W���Z�L�U�N�O�L�F�K����
da es für ihre Unterhaltung auf die USA angewiesen und fraglich 

sei, ob es sie ohne deren Genehmigung einsetzen könne. 
In England benötige man für den Einstieg in die Politik eine höhere 

formale Bildung. Da junge weiße Engländer einen solchen Abschluß 
viel seltener erwürben als aufstiegsbegierige Bürger mit Migrations-
hintergrund, seien diese nur 7,5  % der Bevölkerung in der Politik 
überrepräsentiert. „Unter den 2021 neu registrierten Ärzten waren 
nur 37 % Briten, 13 % kamen aus der EU, 50 % aus dem Rest der 
Welt, vor allem Indien und Pakistan.“ Hinter dem „wirtschaftlichen 
Zerfall“ stehe u.a., daß viel zu wenig Ingenieure ausgebildet würden, 
sich aber eine „Geldgier“ entwickelte, „frei von jeder Moral“, da der 
protestantische Glaube praktisch tot sei. „Man kann Geld machen, 
indem man Staatsgut verramscht, die Bürger erpreßt durch Outsour-
�F�L�Q�J�����(�V���L�V�W���Q�R�U�P�D�O�����G�D�‰���G�L�H�V�H���U�D
v�J�H���(�L�Q�V�W�H�O�O�X�Q�J���V�L�F�K���D�P���V�W�l�U�N�V�W�H�Q���E�H�L��
Labour-Mitgliedern verbreitet hat.“ Der bekannteste Ausspruch von 
Margaret Thatcher sei: „So etwas wie Gesellschaft gibt es nicht.“ Dies 
enthülle die Verneinung der Realität, wenn nicht sogar den Wunsch 
des Neoliberalismus: die Zerstörung der Gesellschaft. „Thatchers 
Neoliberalismus und seine amoralische Grundlage, der Protestantis-
mus null, hat sie [die public schools] zu Independent Schools mutieren 
lassen, immer noch für Kinder der 6 % Privilegierten.“ Und Kindern 
von reichen Chinesen, Russen und Nigerianern. „Aber von der alten 
Ethik ist wenig oder nichts geblieben.“

„Verlust weltanschaulicher Substanz der Parteien“: „die Kader der 
Konservativen unterscheiden sich kulturell kaum von denen von La-
bour. Diese ganze kleine Welt ist durch die Universität gegangen, in 
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der woke Werte regieren.“ Der Brexit „hat nicht die Rückkehr zur Na-
tion manifestiert, sondern deren Zerlegung. […] England hat 2016 die 
USA gewählt.“ „England unterstützt die Unabhängigkeit der Ukraine, 
während es gerade seine eigene verliert.“ Im Ganzen beherrschten 
England „die mit den USA verbundenen Superreichen“. „Die höher 
Gebildeten neigen immer mehr zu dem, was das Volk verabscheut: 
Diversität, ethnische Minderheiten und besonders die Immigration, 
der entscheidende Motor für das Votum Leave.“

„Skandinavien: vom Feminismus zum Bellizismus“

„D iese Länder hatten eine Tradition der Neutralität. […] keine 
Bedrohung schwebte über ihnen.“ „Sich vorzustellen Rußland 

könnte Schweden angreifen, […] ist Wahn […], ein Fall für die Psych-
iatrie.“ „Norwegen hat [..] den Amerikanern geholfen, North Stream 
zu sabotieren. „Dänemark erhält sich seit langer Zeit wie ein Annex 
der amerikanischen Geheimdienste.“ „In Zusammenarbeit mit der 
NSA wurde ein Daten-Aufnahme- und -Speicher-Zentrum auf einer 
kleinen Insel im Osten Kopenhagens gebaut, mehr um die westlichen 
Alliierten als die Russen auszuspionieren.“ „In Finnland, Dänemark, 
Norwegen und Schweden sinkt einheitlich der IQ.“ Schweden und 
Finnland wurden Nato-Mitglieder „nicht aus dem Bedürfnis, vor den 
Russen geschützt zu werden, sondern schlicht aus dem Bedürfnis dazu 
zu gehören.“

„Die wahre Natur Amerikas:  
Oligarchie und Nihilismus“

Der Harvard-Politologe Stephen Walt „verlangt seit langem, daß die 
USA zu einer vernünftigen Vorstellung von der Welt zurückkehren, 

eine Welt, in der sie nicht eine ̀ liberale Hegemonie´ anstrebten, sondern 
[…] für die internationale Balance entsprechend ihren Interessen ihr 
Gewicht zugunsten dieser oder jener Macht zur Geltung brächten.“ 
„Die USA riskieren viel in der aktuellen Weltlage, ihre wirtschaftliche 
Abhängigkeit vom Rest der Welt ist immens geworden: ihre Gesell-
schaft zerfällt.“

Die USA „haben uns den Weg zum Wohlstand […] gezeigt […], 
heute zeigen sie den, der zur Armut und zur sozialen Atomisierung 
�I�•�K�U�W�����G�H�U���%�H�J�U�L
u���1�L�K�L�O�L�V�P�X�V���L�V�W���X�Q�Y�H�U�P�H�L�G�O�L�F�K���³���Ä�>�«�@���G�D�V���9�H�U�K�D�O�W�H�Q��



99

und die Werte der amerikanischen Gesellschaft sind heute durch und 
durch negativ.“ „Unter den entwickelten Ländern erlebt nur Amerika 
eine allgemeine Abnahme der Lebenserwartung“: 2014: 78,8, 2021: 
76,3, dazu höhere Kindersterblichkeit – trotz höchster Gesundheits-
kosten (18,8 % BIP, D 12,8 %). Zu behaupten, Geschlechtsumwand-
lung sei möglich, „ist das Fürwahrhalten des Falschen, ein typisch 
nihilistischer Akt.“

���c���]�����^���Z�Á���o�o�����À�}�v���î�ñ �9���Z�‚�Z���Œ�����µ�•�P�����]�o�����š���v���]�•�š���]�v�������v���h�^�����í�õ�ò�ñ�����Œ�r
�Œ���]���Z�š���Á�}�Œ�����v���€�Y�•�X���<�µ�Œ�]�}�•���Œ�Á���]�•�����]�•�š�������u�]�š���(���•�š���P�o���]���Z�Ì���]�Ÿ�P�����]�v���]�v�š���o�o���l�r
�š�µ���o�o���Œ���E�]�������Œ�P���v�P�����µ�(�����o�o���v���������v���v�����]�v�P���š�Œ���š���v�X�^��

�Ä�'�D�V���$�E�V�F�K�D
u�H�Q�� �G�H�U���$�U�E�H�L�W�H�U�N�O�D�V�V�H�� �G�X�U�F�K�� �G�L�H�� �*�O�R�E�D�O�L�V�L�H�U�X�Q�J�� �K�D�W��
ein Verkümmern der Mittelklassen bewirkt. Es existiert nur noch eine 
obere Mittelklasse, vielleicht 10 % der Bevölkerung, die sich bemüht 
nicht abzustürzen, angehängt an die Oligarchie der 0,1 % Oberen.“ 
„Das Ansteigen der ungleichen Sterblichkeit je nach Einkommen u.a. 
[…] zeigt ein verwahrlostes Land.“ So sei auch die Bevölkerung zu 
rund 42 % übergewichtig. 

„Diese liberale Gesellschaft, die die Demokratie gegen die russi-
sche ´Autokratie` verteidigt, hat die höchste Einkerkerungsrate der 
Welt.“: Pro Million Einwohner 2019: 551 gegen 300 in Rußland, 107 
in Frankreich, 67 in Deutschland, 34 in Japan.

�c�:���š�Ì�š���l�}�u�u�š�����]�������u���Œ�]�l���v�]�•���Z���������u�}�l�Œ���Ÿ�����]�v�������•���o���š�Ì�š�����^�š�����]�µ�u�������•��
�&���µ�o���v�•�U�������•�����v�����������•���u���Œ�]�š�}�l�Œ���Ÿ�•���Z���v���€�o���]�•�š�µ�v�P�•�����Ì�}�P���v���v�•���^�Ç�•�š���u�•�U��
�����•���•�]���Z���s���Œ�•���Z�o�]���˜���v�������Œ���}�����Œ���v���<�o���•�•���v�����µ�(���•�]���Z���•���o���•�š�U�������v���m�����Œ�P���v�P��
�Ì�µ�u���}�o�]�P���Œ���Z�]�•���Z���v���^�š�����]�µ�u�X�^���c�^�]���Z���Œ���•�]�v�������]�����Z�����Z�š�•���v�Á���o�š���U���	�Œ�Ì�š�����µ�v����
���l�������u�]�l���Œ�U�����]�����ð�ì�ì�����]�•���ñ�ì�ì���d���µ�•���v�������}�o�o���Œ���]�u���:���Z�Œ���À���Œ���]���v���v���€�Y�•���µ�v����
���v�����Œ���Œ�•���]�š�•�����]�����À�]���Œ�Z�µ�v�����Œ�š���Œ���]���Z�•�š���v�����u���Œ�]�l���v���Œ���P���u���˜���&�}�Œ�����•���v�]���Z�š��
���µ�(�����]�v���Œ���������v���X���������Œ�����]���•�����P���v�Ì�����l�o���]�v�����t���o�š���]�•�š�������Œ���'�]�‰�(���o�����]�v���Œ���}�o�]�P�r
���Œ���Z�]�•���Z���v���'���•���o�o�•���Z���L�U���]�v�������Œ�����]�����K�o�]�P���Œ���Z���v���€�Y�•���µ�u�P�������v���À�}�v���]�Z�Œ���v��
�����Z���v�P�]�P���v���o�������v�U�����]�����]�Z�Œ���Œ�•���]�š�•���‰�Œ�]�À�]�o���P�]���Œ�š���•�]�v���X�^��

�c�����•�����Œ���u���������Œ�����u���Œ�]�l���v�]�•���Z���v���K�o�]�P���Œ���Z�]�����]�•�š�U�������˜���•�]�������]�v�����Ì���Œ�(���o�o���v������
�µ�v�����Á���]�š�P���Z���v�����.�l�Ÿ�À�����t�]�Œ�š�•���Z���L���Œ���P�]���Œ���v�X�^

„Luft aus der amerikanischen Wirtschaft lassen“

Die Amerikaner hätten die herkömmliche Industrie verloren. Das 
nominelle BIP pro Kopf von 76.000 Dollar sei aufgebläht: Nur 
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20 % komme aus realer Produktion, der Rest aus Diensten aller Art, de-
ren Kosten bei weitem nicht ihrem tatsächlichen Wert entsprächen, wie 
man am Beispiel Gesundheit sehe: höchster Aufwand, aber geringste 
Lebenserwartung. Auch die völlig überzogenen Kosten für Rechtsan-
wälte und sonstige Dienstleitungen bringen Todd zu Reduzierungen, 
die zu einem realen Wert des BIP pro Kopf von rund 40.000 Dollar für 
2020 führen, geringer als für Deutschland und Frankreich. „Rechtsan-
�Z�l�O�W�H�����%�D�Q�N�N�D�X�À�H�X�W�H�����D�Q�G�H�U�H���'�U�•�F�N�H�E�H�U�J�H�U���G�H�V���G�U�L�W�W�H�Q���6�H�N�W�R�U�V���V�L�Q�G���H�L�Q�H��
Meute exzellenter Schmarotzer.“ Der Bedarf an Naturwissenschaftlern 
und Technikern komme aus Indien, China, Vietnam, Mexiko. 

Amerika habe „die unheilbare Krankheit des Dollar“. „Das Geld 
der Welt zu minimalen oder null Kosten zu produzieren, macht alle 
Tätigkeiten außer Geldschöpfen unrentabel und daher unattraktiv. Das 
kreierte Geld stammt […] nur zu 5 % von der Zentralbank. Die 95 % 
weiteren kommen von Darlehen der Banken an Kunden oder anein-
ander. In jeder Krise gibt die Fed [Federal Reserve/Zentralbank] mehr 
Geld aus, um das System zu retten […], damit garantierend, daß die 
Geldschöpfung keine Grenze hat.“ Ebensowenig die Staatsverschul-
�G�X�Q�J�����$�Q���G�H�U���Ä�4�X�H�O�O�H���G�H�V���h�E�H�U�À�X�V�V�H�V�����%�D�Q�N�N�D�X�I�P�D�Q�Q�����5�H�F�K�W�V�D�Q�Z�D�O�W����
Steuerrechtler, Lobbyist im Dienst des Bankkaufmanns etc., Schutz 
gegen auswärtige Industrie hilft nicht, wenn die wahre Konkurrenz 
von einer internen, kollektiven und dämonischen Gelddruckmaschine 
kommt. […] Wenn ein Bankkaufmann und ein Rechtsanwalt so viel 
mehr verdienen [als z. B. ein Ingenieur], warum dann schwierige wis-
senschaftliche oder technische Studien betreiben?“ 

„Die Bande von Washington“

„Z umeist studiert man eine primitive Gemeinschaft in ihrem na-
türlichen Milieu: das ist die Stadt Washington. Wir interessieren 

uns besonders für das amerikanische politische Establishment, das man 
gemeinhin den ´Blob´ nennt.“ Das sei der Name eines schleimigen 
Einzellers des Waldes ohne Gehirn, der alle ihn umgebenden Bakterien 
und Pilze verzehre.

„Die Machtelite der WASP [White Anglosaxon Protestant] ist ver-
schwunden; […] unter den wichtigsten Figuren, die den Krieg in der 
Ukraine betreiben, gibt es keinen einzigen WASP mehr. „Wenn die 
Schwarzen mit 40 % der Insassen in den amerikanischen Gefängnis-
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sen überrepräsentiert sind, so sind sie es auch im Kabinett Biden.“ In 
Harvard, Yale und Princeton, wo die künftige Oligarchie ausgebildet 
werde, seien die Weißen, 61 % der Bevölkerung, nur noch mit 46 % 
vertreten; das kündige, wie in England, das Verschwinden der weißen 
Vorherrschaft an. Dafür kämen die Asiaten, die mit 6 % der Bevölke-
rung 28 % der Studenten der Big Three stellten. „Die heutige Grup-
pe der Führenden (ich wage nicht, sie Elite zu nennen) […] hat nur 
eine Machtdynamik […] eine Vorliebe für Militärmacht und Krieg.“ 
Harvard und Yale haben in weniger als zehn Jahren die Hälfte der 
jüdischen Studenten verloren. Trotzdem seien „Juden in der führen-
den Gruppierung, besonders in der Kriegsfraktion überrepräsentiert“. 
„Heute ist das Dorf Washington nichts mehr als eine Ansammlung 
von Individuen ohne gemeinsame Moral. […] sie gehorchen nicht 
einem System von Ideen, das sie durchdringt, sondern sie reagieren 
auf Impulse des lokalen Netzes, dem sie angehören.“ Todd schlägt 
�Y�R�U�����V�W�D�W�W���Y�R�P���G�H�H�S���V�W�D�W�H���Y�R�P���R�E�H�U�À�l�F�K�O�L�F�K�H�Q���6�W�D�D�W�����V�K�D�O�O�R�Z���V�W�D�W�H�"���C��
zu sprechen: „Armee, Marine, Air Force, CIA, NSA seien gigantische 
und kalte Maschinen. „Aber sie sind von Individuen bevölkert, die im 
wesentlichen das hierarchische Prinzip respektieren. Diese bürokra-
tischen Monster werden von der kleinen halbintellektuellen Bande 
geritten, die den Blob bewohnen, ein Unterdorf von Washington.“

Amerikanische Akteure im Krieg in der Ukraine hätten überra-
schend oft jüdische Vorfahren, die unter ukrainischer Judenfeindlich-
keit in der Zarenzeit und danach gelitten hätten. „Warum sollten die 
Amerikaner ukrainisch-jüdischer Herkunft, welche die Schlachterei 
mit der Kiewer Regierung kopilotieren, das nicht als gerechte Strafe 
�I�•�U���G�D�V���/�D�Q�G���H�P�S�¿�Q�G�H�Q�����G�D�V���L�K�U�H���9�R�U�I�D�K�U�H�Q���V�R���K�D�W���O�H�L�G�H�Q���O�D�V�V�H�Q�"�³

 „Warum der Rest der Welt Rußland gewählt hat“

Der westliche Narzismus, die daraus folgende Verblendung ist 
einer der wichtigen strategischen Asse Rußlands geworden.“ 

Rußland sei „schlagend“ nur von der „westlichen Sphäre“ verdammt 
worden, „die nur die Alliierten oder die militärischen Protektorate der 
USA umfaßt.“ „Der Westen der Sanktionen repräsentiert nur 12 % 
der Weltbevölkerung.“ „Das westliche Lager denkt und handelt [aber] 
weiterhin so, als sei es der Herr der Welt, und seine Medien machen 
�V�W�D�U�U�N�|�S�¿�J���G�D�U�D�X�V���J�D�Q�]���D�O�O�H�L�Q���G�L�H���C�L�Q�W�H�U�Q�D�W�L�R�Q�D�O�H���*�H�P�H�L�Q�V�F�K�D�I�W�•���³���Ä�'�D�V��



102

Verhalten des Westens hat Blindheit und Stumpfsinn verbunden“: Eine 
„absurde Idee […], die den Ruf nach einem Psychiater erforderte“, 
sei die Erwartung gewesen, daß China, von den USA seit mindestens 
�H�L�Q�H�P���-�D�K�U�]�H�K�Q�W���]�X�P���+�D�X�S�W�I�H�L�Q�G���H�U�N�O�l�U�W�����Q�D�F�K���G�H�P���U�X�V�V�L�V�F�K�H�Q���$�Q�J�U�L
u��
zögern würde, Rußland zu unterstützen. Auch „die gesamte moslemi-
sche Welt [betrachte] Rußland anscheinend als Partner“, „Tag für Tag 
lasse die „wirtschaftliche Dynamik des Krieges die Feindschaft der 
Entwicklungsländer gegen den Westen wachsen, weil sie unter den 
Sanktionen leiden.“

�c�����Œ���Á�]�Œ�š�•���Z���L�o�]���Z�������v�š���P�}�v�]�•�u�µ�•���€�š�Z�����t���•�š�����P���]�v�•�š���š�Z�����Z���•�š�•�����Œ�P�]���š��
�•�]���Z�����µ�•�������Œ���P���v�Ì�����]�v�(�����Z���v���d���š�•�����Z���U�������˜���•�]���Z�����]�����'�o�}�����o�]�•�]���Œ�µ�v�P�������Œ��
�t���o�š�����µ�Œ���Z�������v���t���•�š���v���v�µ�Œ�����o�•�����]�v�����Z���l�}�o�}�v�]�•�]���Œ�µ�v�P�����Œ�Á�]���•���v���Z���š�U�����]���•�r
�u���o���µ�v�š���Œ�����u���Œ�]�l���v�]�•���Z���Œ���•�š���©�����Œ�]�Ÿ�•���Z���Œ���	�P�]�����X�^�������Ì�µ���l�}�u�u�������o�•�����v�š�Z�r
�Œ�}�‰�}�o�}�P�]�•���Z���Œ���'���P���v�•���š�Ì�����]�����u���]�•�š���Z�‚�Z���Œ�����t���Œ�š�•���Z���š�Ì�µ�v�P���À�}�v���&���u�]�o�]����
�µ�v���� �^�]�‰�‰���� �]�u�� �í�Z���•�š�ò�X�� �c�Z�µ�˜�o���v���� �o�����š�� �À�}�v�� �•���]�v���v�� �Z�}�Z�•�š�}�+���v�� �µ�v���� �•���]�v���Œ��
���Œ�����]�š�V�����•���Á�]�o�o�������Œ���t���o�š���]�v���l���]�v���Œ���t���]�•�����•���]�v�����t���Œ�š�������µ�(���Œ���v�P���v�X�����•���Z���©����
���µ���Z���v�]���Z�š�����]�����D�]�©���o�������v���í�Z���•�š�ò���Á�]�Œ�š�•���Z���L�o�]���Z�����µ�•�Ì�µ�����µ�š���v�U���v�}���Z���•���]�v����
�<�µ�o�š�µ�Œ�����}�Œ�š�Z�]�v���Ì�µ�����Æ�‰�}�Œ�Ÿ���Œ���v�X�����v�P���•�]���Z�š�•�����]�v���•�����u���Œ�]�l���U�������•���À�}�v�������Œ�����Œ�r
�����]�š�������•���í�Z���•�š�ò���o�����š���µ�v�����]�Z�u�����]�v�����v�]�Z�]�o�]�•�Ÿ�•���Z�����<�µ�o�š�µ�Œ�����v�‰�Œ���]�•�š�U���]�•�š���Z�µ�˜�o���v����
�����u���í�Z���•�š�ò���P���v���Œ���o�o���‰�Œ���(���Œ�������o�����Œ�•���Z�]���v���v�X�����]�����^�}�Á�i���š�µ�v�]�}�v���Z���©�����u�]�š��
�D�����Z�š���Ì�µ�Œ�����Œ�•�š���v�������l�}�o�}�v�]�•�]���Œ�µ�v�P�������]�P���š�Œ���P���v�V���À�]���o�����>���v�����Œ�����Œ�Á���Œ�š���v��
�v�µ�v�u���Z�Œ�U�������˜���Z�µ�˜�o���v�����]�Z�v���v�������]�������Œ���Ì�Á���]�š���v�������]�•�š���Z�š�X�^

�c�Z�µ�˜�o���v�����€�Y�•���•�‰�]���o�š���v�]���Z�š�������•���^�‰�]���o�������Œ���P�o�}�����o���v�����µ�•�����µ�š�µ�v�P�U���•�}�v�����Œ�v��
�����•�š���Z�š���]�u���'���P���v�š���]�o�������Œ���µ�(�U�����]�v�����•�}�µ�À���Œ���v�����E���Ÿ�}�v���Ì�µ�����o���]�����v�U�����µ�˜���Œ�r
�Z���o���������•���^�Ç�•�š���u�•�X�^��

Der ökonomische Antagonismus West-Rest bedeute nicht zugleich 
Demokratie gegen Diktatur, denn Südafrika, Brasilien und Indien sei-
en Demokratien, deren Mängel gegenüber denen der `liberalen Olig-
archien´ verzeihlich seien. 

�c�Z�µ�˜�o���v���� �Z���©���� �����v�� �^���v�l�Ÿ�}�v���v�� �v�]���Z�š�� �•�}�� �P�µ�š�� �Á�]�����Œ�•�š���v�����v�U�� �Á���v�v�� �����Œ��
�í�Z���•�š�ò�� �€�Y�•�� �v�]���Z�š�� �]�u�� �'�Œ�µ�v������ �º�����Œ���]�v�P���l�}�u�u���v�� �Á���Œ���U�� �Z�µ�˜�o���v���� �Ì�µ�� �Z���o�r
�(���v�X�^�� �c���]���� �u���]�•�š���v�� �>���v�����Œ�� �����Œ�� ���Œ������ �Z�������v�� �l���]�v���� �•�Á���v�P�•�u���˜�v���Z�u���v��
���]�v�P���•���š�Ì�š�X���€�Y�•�������Œ���Z���•�š�������Œ���t���o�š���Z���š���Z�µ�˜�o���v�����]�v���•���]�v���u�������u�º�Z���v���µ�v�r
�š���Œ�•�š�º�š�Ì�š�U�����]�����E���š�}���Ì�µ���Ì���Œ���Œ�����Z���v�U���]�v�����u�����•���•���]�v���P�o���µ�v�����•���]�v���'���•���P���l���µ�L��
�Z���š���µ�v�����]�Z�u�����]�������]�v�P�����o�]���(���Œ�š� �̂U�����]�������•���(�º�Œ�������v���<�Œ�]���P���µ�v���������•���Ì�]�À�]�o�����>�������v��
�����v�‚�Ÿ�P���X���������Œ�����]���������Ì�µ���v�}�š�Á���v���]�P���v�����v�š�•���Z���]���µ�v�P���v���•���]���v���v�]���Z�š���À�}�v��
�����v�����µ�•�P�������µ�š���š���v�����Œ�����]�š���Œ�v���P���š�Œ�}�+���v���Á�}�Œ�����v�U���•�}�v�����Œ�v���À�}�v�������v���&�º�Z�r
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�Œ�µ�v�P�•�•���Z�]���Z�š���v�U�����]�����Á�]�������]���������•���t���•�š���v�•���]�Z�Œ�������}�o�o���Œ�•���]�u���t���•�š���v�����Œ�����]�š���v��
�o�]���˜���v���µ�v�����]�Z�Œ�����<�]�v�����Œ�����µ�(�����u���Œ�]�l���v�]�•���Z�����µ�v�������v�P�o�]�•���Z�����^���Z�µ�o���v���•���Z�]���l�r
�š���v�X�����}���Z���Ì�µ�����]�v���Œ�������v�l�����Œ���v���^�}�o�]�����Œ�]�š���š�������Œ���^�µ�‰���Œ�Œ���]���Z���v���•���P�š���d�}�����W��
�c�����u�]�š���]�•�š�����•�•�]�P�X�����]���� �]�o�o���P���o���� �����•���Z�o���P�v���Z�u�µ�v�P���Œ�µ�•�•�]�•���Z���v�����]�P���v�š�µ�u�•��
�]�u�����µ�•�o���v�����Z���š�����]�v�����t�}�P���������•�����v�š�•���š�Ì���v�•���µ�v�š���Œ�������v���}�����Œ���v���<�o���•�•���v�������•��
�Z���•�š�•�������Œ���t���o�š�����Œ�Ì���µ�P�š�X�^�������u�]�š���Z���©���v���c���]�����h�^�����~�µ�v�����]�Z�Œ�����s���•���o�o���v�•�����o�o����
�K�o�]�P���Œ���Z���v�������Œ���t���o�š���]�v���]�Z�Œ���v�������•�]�š�Ì�š�º�u���Œ�v���������Œ�}�Z�š� �̂X���c�����P�Œ�º�˜���v���Á�]�Œ�������v��
�µ�v�P���Á�}�o�o�š���v�������u�}�l�Œ���Ÿ���r���+���l�š�������Œ���^���v�l�Ÿ�}�v���v�U�����]�����]�v���‰�Œ���Æ�]�����]�����W�Œ�]�À�]�o���r
�P�]���Œ�š���v�������•���Z���•�š�•�������Œ���t���o�š���]�Z�Œ���v���s�‚�o�l���Œ�v���v���Z���Œ�P�����Œ�����Z�š���Z�������v�X�^��

�c�Z�µ�˜�o���v���� �À���Z���u���v�š�� ���v�Ì�µ�l�o���P���v�U�� �•�l���v�����o�‚�•���Œ�Á���]�•���� ���v�Ÿ�r�>�'���d�� �Ì�µ�� �•���]�v�U��
�Z���]�˜�š���W�µ�Ÿ�v�•���^�‰�]���o���Ì�µ���•�‰�]���o���v�X�^���c�Z�µ�˜�o���v�����Á���]�˜���€�Y�•�U�������˜�����]���•���]�Z�u���l���]�v���•�r
�Á���P�•�� ���]���� ���v�����Œ���v�� �>���v�����Œ�� �����•�� �W�o���v���š���v�� ���v�ž�Œ���u�����š�U�� �•�}�v�����Œ�v�� �����˜�� ���•��
�����]�� �À�]���o���v�� ���v�l�o���v�P�� �.�v�����š�X�� ���]���•���� �����Á�µ�˜�š���� �^�š�Œ���š���P�]���� �À���Œ�o���]�Z�š�� �]�Z�u�� ���]�v����
���������Z�š�o�]���Z�����•�}�L���‰�}�Á���Œ�X�^���c�����u���<�}�v�•���Œ�À���Ÿ�•�u�µ�•���v���µ���Œ�����Œ�š�^���•���]�����]�����s���Œ�r
���]�v���µ�v�P���Ì�µ�������v���u�µ�•�o�]�u�]�•���Z���v���^�š�����š���v���Ì�µ�Ì�µ�•���Z�Œ���]�����v�X���/�v�������Œ���u���v�v�����r
�•�Ÿ�u�u�š���v���t���o�š���•���]�������Œ���'�o���µ�����U�����]�v���D���v�v���l�‚�v�v�������]�v�����&�Œ���µ���Á���Œ�����v�U�����]�v��
�v�}���Z�� �P�Œ�‚�˜���Œ���•�� �W�Œ�}���o���u�� ���o�•�� ���]���� �,�}�u�}�•���Æ�µ���o�]�š���š�X�� �c���•�� �]�•�š�� �P���v�Ì�� �µ�v���� �P���Œ��
�‰�o���µ�•�]�����o�U�������˜�����]���•�����'���•���o�o�•���Z���L���v�������v���t���•�š���v�����o�•���Á���Z�v�•�]�v�v�]�P���P���Á�}�Œ�r
�����v�� �����š�Œ�����Z�š���v�X�^�� �c�/���Z�� �P�o���µ�����U�� �����˜�� ���]�v�� �u���v�š���o���Œ�� �µ�v���� �•�}�Ì�]���o���Œ�� �•�µ�•���u�r
�u���v�Z���v�P�������•�š���Z�š���Ì�Á�]�•���Z���v�������u���<�µ�o�š�������•���&���o�•���Z���v���µ�v���������Œ���u�]�©�o���Œ�Á���]�o����
�•�‰�Œ�]���Z�Á�‚�Œ�š�o�]���Z���v���h�v�Ì�µ�À���Œ�o���•�•�]�P�l���]�š�������Œ���h�^�����]�v�������Œ���]�v�š���Œ�v���Ÿ�}�v���o���v���W�}�r
�o�]�Ÿ�l�X�^��

„Wie die USA in die ukrainische Falle 
gegangen sind“

Dieses unter „Konklusion“ stehende Kapitel enthält noch zusätzliche 
allgemeine Gedanken. 
�c�����Œ���&���o�o�������Œ���h���^�^�Z���€�Y�•���Z���š�����]�v�����t�}�P���������Œ�����Æ�‰���v�•�]�}�v�����u���Œ�]�l���•���v�����Z��
���µ�˜���v���µ�v�����Ì�µ�P�o���]���Z���]�u���/�v�v���Œ���v�����]�v�����•�µ�v���Z�u���������Œ�����Œ�u�µ�š���µ�v���������Œ���^�š���Œ���r
�o�]���Z�l���]�š�����µ�•�P���o�‚�•�š�X�^��

Alle liberalen westlichen Länder sind träge Nationen, die sich nicht 
mehr reproduzieren können. Auch Rußland trotz seiner Souveränität 
und seiner wirtschaftlichen und technischen Widerstandskraft gehört 
dazu. Auch die nationalbewußten Russen seien postmoderne selbst-
bezogene Menschen, aber sie seien nicht ins nihilistische Extrem ge-
gangen.
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„Ich bin persönlich überzeugt, daß die Anstrengungen der USA, 
Deutschland und Rußland zu trennen […] scheitern werden. 
Auf der Karte Europas springen zwei größere Kräfte ins Auge, 
Deutschland und Rußland. Ihre Fruchtbarkeit von 1,5 Kindern 
pro Frau macht sie ruhig und rückt sie zusammen. Sie können 
sich nicht mehr bekriegen; ihre ökonomischen Spezialisierungen 
machen sie komplementär. Früher oder später werden sie zusam-
menarbeiten. Die amerikanisch-ukrainische Niederlage wird den 
�:�H�J���]�X���L�K�U�H�U���$�Q�Q�l�K�H�U�X�Q�J���|	ü�Q�H�Q�����'�L�H���8�6�$���Z�H�U�G�H�Q���Q�L�F�K�W���H�Z�L�J���G�L�H��
sozusagen gravitatorische Kraft aufhalten können, die Deutsch-
land und Rußland gegenseitig anzieht.“

„Die kurzlebigen militärischen Erfolge des ukrainischen Nationa-
lismus haben die USA in einen Überbietungskampf geworfen, aus 
dem sie nur bei Strafe einer Niederlage aussteigen können, nicht nur 
einfach lokal, sondern global, militärisch, wirtschaftlich und ideolo-
gisch.

Die Niederlage wäre jetzt: deutsch-russische Wiederannäherung, 
Entdollarisierung der Welt, das Ende der mit dem Gelddrucker bezahl-
ten Importe, eine große Armut.“

Todd hält vernünftige Voraussagen über das weitere Verhalten der 
amerikanischen Führung für unmöglich: „der Nihilismus macht alles, 
absolut alles möglich.“

„P.S. Amerikanischer Nihilismus“:  
der Beweis durch Gaza

Am 27. Oktober 2023 lehnen es die USA ab, für die [UNO-]
Resolution für einen `sofortigen, dauerhaften und verlängerten 

�K�X�P�D�Q�L�W�l�U�H�Q���:�D
u�H�Q�V�W�L�O�O�V�W�D�Q�G���>�«�@���]�X���V�W�L�P�P�H�Q�����>�«�@���'�L�H���0�H�K�U�K�H�L�W���G�H�U��
Westler enthalten sich, dabei die amerikanische Axe in Europa wie 
[…]. Frankreich, Norwegen, Irland, Spanien und Portugal stimmen 
dem jordanischen Antrag zu an der Seite von Rußland und China.“ 
�Ä�'�L�H���1�L�F�K�W���/�L�Q�L�H�Q�W�U�H�X�H���G�H�U���:�H�V�W�O�H�U���R
u�H�Q�E�D�U�W���R�K�Q�H���=�Z�H�L�I�H�O���V�R�Z�R�K�O���G�D�V��
�)�R�U�W�E�H�V�W�H�K�H�Q���H�L�Q�H�U���Q�R�U�P�D�O�H�Q���0�R�U�D�O���>�«�@���Z�L�H���H�L�Q�H�Q���5�H�À�H�[���G�H�U���$�Q�J�V�W��
vor der strategischen Unverantwortlichkeit der USA. Denn mit diesem 
Votum beschließen die USA im vollen Ukraine-Krieg, sich sofort und 
dauerhaft der muslimischen Welt zu entfremden.“
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�c�����Ì�º�P�o�]���Z�� �����Œ�� �h�^���� ���Œ�o���µ���š�� �µ�v�•�� �����Œ�� �����P�Œ�]�+�� �����•�� �E�]�Z�]�o�]�•�u�µ�•�U�� �]�v�� �����Œ�� �/�v�r
�š���Œ�‰�Œ���š���Ÿ�}�v���v�}���Z���Á���]�š���Œ���Ì�µ���P���Z���v�W���]�Z�Œ���µ�v�����������Z�š���•�����v�P���P���u���v�š���}�Z�v����
�E�µ���v�����v�����v�������Œ���^���]�š�����/�•�Œ�����o�•���]�•�š�����]�v���•�µ�]�Ì�]�����Œ���•���^�Ç�u�‰�š�}�u�X�^

Die Flugzeugträger seien wegen der chinesischen hypersonischen 
Raketen „für die Verteidigung Taiwans obsolet“ und „die mit Kinschal 
�E�H�Z�D
u�Q�H�W�H�Q�� �0�L�*�V�³�� �3�X�W�L�Q�V�� �N�|�Q�Q�W�H�Q�� �V�L�H�� �L�P�� �|�V�W�O�L�F�K�H�Q�� �0�L�W�W�H�O�P�H�H�U�� �Ä�L�Q��
�I�•�Q�I���E�L�V���]�H�K�Q���0�L�Q�X�W�H�Q���W�U�H
u�H�Q���³

�c���]�����s�}�Œ�o�]���������t���•�Z�]�v�P�š�}�v�•���(�º�Œ�������v���<�Œ�]���P�����Œ�]�v�P�š���µ�v�•���Ì�µ�Œ���s�}�Œ�•�š���o�o�µ�v�P�U�������˜��
���]�v���•���d���P���•�����]�����/�•�Œ�����o�]�•�U���]�Z�Œ���•���<�Œ�]���P���•���}�Z�v�������v�������u�º�����U���•�]���Z���•���Z�o�]���˜�o�]���Z��
���v���Z�µ�˜�o���v�����Á���v�����v�U�������u���•�]�����u���v�•���Z�o�]���Z���v���Z�����•�]�v���U�������u�]�š�����•���]�Z�v���v���Z���o�r
�(���U�����µ�•�������u���^�µ�u�‰�(�������Œ���Z���‰�Œ���•�•���o�]���v���Z���Œ���µ�•�Ì�µ�l�}�u�u���v�X�^

Todds Darlegung der Lage des kollektiven Westens in der Welt ist 
ungemein lehrreich wegen der vielen betrachteten Aspekte und der 
gebotenen Fakten, besonders aber wegen der Fülle von Beispielen für 
unbestechlich tabuloses Feststellen und Urteilen, gleich wie man als 
Leser im einzelnen dazu stehen mag.

Das Buch ist trotz pleonastisch, auch anthropologisch und historisch, 
gefüllter 370 Seiten, weil gut geschrieben und wegen vieler originel-
ler, auch frappanter Feststellungen und Urteile ein Lesevergnügen.

Emmanuel Todd avec la collaboration de 
Baptiste Touverey: La Défaite de l´Occi-
dent. Janvier 2024 Gallimard, Paris.
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Werner Ehrhardt

Wirtschaftssanktionen:  
Scharfes Schwert oder nur stumpfes Kampfmittel?

Die Eskalation der umfassenden Ausein-
andersetzung zwischen „dem Westen“ 

und Russland hält unvermindert an. Im 
Kern geht es dabei um die russische Invasi-
on in der Ukraine, die rückgängig gemacht 
�Z�H�U�G�H�Q���V�R�O�O�����2
u�H�Q�V�L�F�K�W�O�L�F�K���Y�H�U�I�R�O�J�H�Q���D�E�H�U��
die USA darüber hinaus das Ziel, Russland 
auf den Status einer Regionalmacht zu-
rückzuwerfen. Propagierte Zielwerte wie 
Menschenrechte und Demokratisierung 
Russlands werden nur in der westlichen 
�P�H�G�L�D�O�H�Q���g
u�H�Q�W�O�L�F�K�N�H�L�W���H�U�Q�V�W���J�H�Q�R�P�P�H�Q��

�1�H�E�H�Q�� �G�H�U�� �'�L�V�N�X�V�V�L�R�Q�� �X�P�� �:�D
u�H�Q�O�L�H�I�H�U�X�Q�J�H�Q�� �X�Q�G�� �%�H�V�F�K�U�l�Q�N�X�Q�J��
oder Ausweitung der militärischen Einsatzzwecke gerät der mit wirt-
�V�F�K�D�I�W�O�L�F�K�H�Q�� �0�L�W�W�H�O�Q�� �E�H�W�U�L�H�E�H�Q�H�� �3�D�U�D�O�O�H�O�N�R�Q�À�L�N�W�� �E�L�V�Z�H�L�O�H�Q�� �D�X�V�� �G�H�P��
Blickpunkt der deutschen und europäischen Gesellschaften. Gerade 
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in Wirtschaftssanktionen sieht aber die westliche Staatenwelt ein 
probates Instrument, um Russland und auch Weißrussland (Belarus) 
massive Schäden zuzufügen und so zu einem Einlenken zu bewegen. 
Gerade – d.h. Ende Mai 2024 – hat die EU die bisherigen Sanktionen 
gegen Russland noch einmal ergänzt. Weitere Verschärfungen sind in 
der konkreten Planung. Doch stimmt das Verhältnis zwischen dem an-
gestrebten Nutzen und den in eigenen Reihen verursachten „Kosten“? 
Ist eine Fortführung und ständige Verschärfung der Sanktionspolitik 
sinnvoll und gerechtfertigt?

Zu diesen Fragen vermisst der Verfasser eine vertiefte Diskussion 
in den großen Medien, erst recht in der Politik. Mit den nachfolgenden 
Thesen will er einen Diskussionsanstoß geben.

1. Sanktionen sind besonders wirksam, wenn der sanktionierende 
Staat oder eine Staatengemeinschaft einen Herrschaftsbereich 

für sich in Anspruch nehmen können, der den sanktionierten Staat 
einschließt. 

Das gilt für Maßnahmen innerhalb der EU, wie die Beispiele Polen 
und Ungarn zeigen, die Kompromisse eingehen mussten. Die man-
gelnde Wirksamkeit zeigt sich im Falle von Russland und Weißruss-
land: Beide Staaten werden von einem bedeutenden Teil der Welt wei-
terhin als politische, wirtschaftliche und sogar als militärische Partner 
akzeptiert.

2. Sanktionen sind wirksam, wenn sie geeignet sind, den sanktionier-
ten Staat von lebenswichtigen Ressourcen dauerhaft abzuschnei-

den. Für moderne Industriestaaten wären solche lebenswichtigen Res-
sourcen vor allem landwirtschaftliche Produkte, Energie, Ersatzteile.

Im Falle Russlands verfängt das alles nicht: die eigene Landwirtschaft 
�L�V�W���J�X�W���H�Q�W�Z�L�F�N�H�O�W�����(�Q�H�U�J�L�H���L�V�W���L�P���h�E�H�U�À�X�V�V���Y�R�U�K�D�Q�G�H�Q�����(�U�V�D�W�]�W�H�L�O�H���O�D�V-
sen sich mit einigem Aufwand im eigenen Land herstellen oder aus 
�'�U�L�W�W�V�W�D�D�W�H�Q���E�H�V�F�K�D
u�H�Q�����.�U�L�W�L�V�F�K���L�V�W���D�O�O�H�Q�I�D�O�O�V���G�L�H���9�H�U�V�R�U�J�X�Q�J���P�L�W���'�H-
visen. Letzteres haben vor allem die USA erkannt, die zunehmend 
Druck auf Banken ausüben. Ob diese Sanktionsmechanismen wirken, 
bleibt abzuwarten. Der Aufbau alternativer Währungs- und Banken-
systeme im BRICS-Feld ist jedenfalls schwierig – aber langfristig 
vielleicht möglich.
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3. Die EU hat einen großen Fehler begangen, indem sie schon in der 
ersten Phase der Sanktionen Konsumgüter – nicht nur „Luxuswa-

ren“ – einbezogen und die Reisefreiheit russischer Bürger erheblich 
eingeschränkt hat.

Sanktionen, deren Wirkungen wesentliche Teile der russischen Bür-
�J�H�U�V�F�K�D�I�W���W�U�H
u�H�Q���R�G�H�U���W�U�H
u�H�Q���V�R�O�O�H�Q�����I�•�K�U�H�Q���X�Q�P�L�W�W�H�O�E�D�U���]�X���H�L�Q�H�U���:�D-
genburgmentalität und – bei der großen Mehrheit der Bevölkerung 
– zu einem engeren Anschluss an den Herrscher und Beschützer der 
Wagenburg, also Putin. Zwar sehen die EU-Sanktionen Ausnahmen 
für humanitäre Zwecke vor. Diese werden aber – wie zu erwarten war 
– nicht in Anspruch genommen, weil es auch keinen Bedarf gab, und 
beeindrucken daher die Bevölkerung nicht.

4. Die EU hat sich selbst in einen Eskalationsmechanismus hinein-
gezwungen, der zu immer sinnloseren Ergebnissen führt. Derzeit 

wird am 14. Sanktionspaket „gebastelt“. Es fällt den EU-Beamten 
zunehmend schwer, überhaupt noch Ansätze für weitere Sanktionen 
�]�X���¿�Q�G�H�Q��

 Indem neuerdings auch Drittstaaten in die Strafmaßnahmen ein-
bezogen werden, werden zusätzlich Handelsbeziehungen (Lieferket-
�W�H�Q���� �J�H�V�W�|�U�W�� �X�Q�G�� �Z�H�O�W�Z�H�L�W�� �O�D�Q�J�I�U�L�V�W�L�J�H���9�H�U�X�Q�V�L�F�K�H�U�X�Q�J�H�Q�� �J�H�V�F�K�D
u�H�Q����
Die Drittstaaten werden gezwungen, sich neue Handelswege und 
Märkte außerhalb des Wirkungsraums der Sanktionen zu erschließen. 
Das hätte man aus der Wirtschaftsgeschichte lernen können, z.B. an-
hand der unerwünschten Wirkungen der Blockadepolitik Napoleons 
– und vermeiden müssen. Die Wirksamkeit leidet auch sehr stark 
unter einer uneinheitlichen Umsetzung der Sanktionsregeln in den 
EU-Staaten. Strafen nach Außenwirtschaftsrecht und Instrumente zur 
Durchsetzung sind den einzelnen EU-Staaten überlassen – in fast völ-
liger Autonomie.

5. Die Sanktionen der EU gegen Russland und Weißrussland haben 
negative wirtschaftliche Rückwirkungen – überwiegend auf 

Deutschland im Vergleich zu anderen Staaten der EU, erst recht im 
Vergleich zu den USA. Der erzielte Nutzen der Sanktionen steht in 
keinem vernünftigen Verhältnis zu den negativen Folgen, insbesondere 
für Deutschland.
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Deutschland steht weltweit immerhin noch auf Platz 3 der Export-
nationen-Rangliste und wird daher generell von Export- und Import-
beschränkungen besonders negativ tangiert, zumal diese sich neuer-
dings auch auf Drittstaaten beziehen.

Da der Handel Deutschlands mit der Ukraine keinen nennenswerten 
Umfang hatte und voraussichtlich haben wird, hingegen der Handel 
mit Russland und Weißrussland sich bis 2022 sehr positiv entwickelt 
�K�D�W�W�H�����L�V�W���G�H�U���P�L�W�W�H�O�I�U�L�V�W�L�J�H���Z�L�U�W�V�F�K�D�I�W�O�L�F�K�H���6�F�K�D�G�H�Q���R
u�H�Q�V�L�F�K�W�O�L�F�K��

Deutsche Investitionen in Russland mussten im großen Umfang ab-
geschrieben werden. Verbliebene Anlagen werden nun von russischen 
oder chinesischen Betreibern weitergenutzt – ein doppelter Verlust. 
für die EU, insbesondere aber für Deutschland.

6. Die Sanktionen der EU führen zu einem unverhältnismäßig hohen 
zusätzlichen Verwaltungsaufwand in den EU-Unternehmen. Damit 

wird gerade der deutsche Mittelstand, der kaum über interne Ressourcen 
zur Bewältigung dieser zusätzlichen Aufgaben verfügt, überbeansprucht 
und oft von den eigenen Behörden allein gelassen. Als Drohung steht 
das Strafrecht im Raum – mit schwerwiegenden Konsequenzen für 
fehlerhaft handelnde Unternehmensleiter. Motivierend ist das nicht.
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7. Die tiefgreifende und langfristige Störung der innerkontinentalen 
Beziehungen zu Russland wird auch im Falle einer Aufhebung 

von Sanktionen kaum zu beheben sein. Deutschland unterhielt selbst 
in den Hochzeiten des kalten Kriegs immer gute und verlässliche Wirt-
schaftsbeziehungen zu Russland. Sie sind ohne Not zerstört worden.

Am Beispiel der gelockerten Iran-Sanktionen zeigt sich, dass das 
�:�L�H�G�H�U�D�X�À�H�E�H�Q���Y�R�Q���*�H�V�F�K�l�I�W�V�E�H�]�L�H�K�X�Q�J�H�Q���P�L�W���]�X�V�l�W�]�O�L�F�K�H�Q���U�H�F�K�W�O�L-
chen Problemen und weiteren Kosten verbunden ist, was zulasten der 
beteiligten Unternehmen geht. So ist nicht jedem Politiker klar, dass 
bestehende Vertragsverhältnisse in der Regel durch Sanktionen nicht 
erlöschen. Sie leben nach einer Aufhebung wieder auf, was erhebliche 
�U�H�F�K�W�O�L�F�K�H���X�Q�G���¿�Q�D�Q�]�L�H�O�O�H���3�U�R�E�O�H�P�H���P�L�W���V�L�F�K���E�U�L�Q�J�H�Q���N�D�Q�Q��

8. Das starke Engagement Deutschlands bei der Verhängung von 
Sanktionen gegen Russland – trotz Eigenschädigung – ist nur 

durch die extremen Abhängigkeiten von anderen westlichen Staaten, 
insbesondere von den USA, zu erklären.

Es ist Deutschland letztendlich doch nicht gelungen, nach 1990 seine 
Souveränität wiederzuerlangen. Im Gegenteil scheint sich die Abhän-
gigkeit immer weiter zu vertiefen. Die Widersprüchlichkeiten in den 
Details des Sanktionskatalogs lassen vermuten, dass nationale wirt-
schaftliche Interessen anderer EU-Staaten zu verdeckten Ausnahme-
regelungen führten, die im dunklen Hintergrund der Brüsseler Bühne 
erfolgreich umgesetzt wurden. Deutschland tritt im EU-Geschäft im-
mer wieder als Musterschüler auf und vernachlässigt eigene Interes-
�V�H�Q�����M�H�G�H�Q�I�D�O�O�V���V�R�Z�H�L�W���Q�L�F�K�W���V�H�L�Q�H���I�•�K�U�H�Q�G�H�Q���.�R�Q�]�H�U�Q�H���E�H�W�U�R
u�H�Q���V�L�Q�G����
�(�V���W�U�L
u�W���D�O�V�R���Y�R�U���D�O�O�H�P���G�H�Q���0�L�W�W�H�O�V�W�D�Q�G��

Die USA-Sanktionen gegen Russland beruhen überwiegend auf den 
eigennützigen Motiven, einen weltpolitischen Konkurrenten klein zu 
halten, wirtschaftliche Interessen in der Ukraine zu sichern (u.a. rele-
vante Anteile am Ackerland) und eine Achse Mitteleuropa – Russland 
dauerhaft zu verhindern.

Wenn es den USA nützt, gelten Sanktionen gar nichts. Die USA 
haben 2023 in Russland für 1,19 Mrd. USD Uran gekauft – so viel 
wie nie zuvor.
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9. Die umfassenden Sanktionen der EU und der USA zwingen Russ-
land zu technischen Innovationen und kreativen Ansätzen in der 

internationalen Handelspolitik. Sie führen damit langfristig zu einer 
nachhaltigen Vergrößerung der russischen Potenziale.

Es erscheint dem Verfasser problematisch, wenn die technischen 
Innovationsmöglichkeiten einer Raumfahrtnation und Jahrzehnte al-
ten Atommacht permanent unterschätzt werden. Sicher haben viele 
Fachleute inzwischen Russland verlassen. Es wachsen jedoch ständig 
neue Kräfte heran.

Ein genereller Ausschluss von technischen Entwicklungsprozessen 
im internationalen Feld ist angesichts der vielfältigen Kommunikati-
onsmöglichkeiten und der Nichtbeteiligung einer Vielzahl von Län-
dern am Sanktionsmechanismus faktisch nicht möglich, in der Raum-
�I�D�K�U�W���J�D�U���Q�L�F�K�W���G�H�Q�N�E�D�U�����'�L�H���(�U�S�U�R�E�X�Q�J���Y�R�Q���Q�H�X�H�Q���:�D
u�H�Q���L�P���*�H�I�H�F�K�W��
ist ebenfalls ganz klar ein Innovationstreiber.

Es ist daher anzunehmen, dass Russland wirtschaftlich geschwächt, 
�D�E�H�U���W�H�F�K�Q�R�O�R�J�L�V�F�K���J�H�V�W�l�U�N�W���D�X�V���G�H�P���.�R�Q�À�L�N�W���K�H�U�Y�R�U�J�H�K�W�����,�V�W���G�D�V���V�L�Q�Q-
voll?

10.   Der – zumindest in Deutschland angestrebte – politisch mora-
lische Nutzen, ein Rückzug Russland aus der Ukraine und die 

Übernahme der Wiederaufbaukosten, ist bisher ausgeblieben, ist aber 
am Horizont auch nicht erkennbar. Damit werden Sinn und Zweck der 
Sanktionen verfehlt.

Im Gegenteil: Da trotz der Sanktionen die Zerstörung von Infra-
strukturen und das Sterben in der Ukraine (aber auch in Russland) un-
vermindert anhalten, ist ein „Weiter-So“ unvernünftig und unmoralisch 
und macht die Position des Westens vor aller Welt unglaubwürdig. Dies 
gilt vor allem angesichts der Tatsache, dass Staaten wie die Türkei oder 
Saudi- Arabien trotz massiver Menschenrechtsverstöße im Inneren und 
militärischer Aktionen im Ausland nicht sanktioniert werden. 	    �„
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Berichte aus den SWG-Regios

Regio Kiel

Die Regio Kiel hat im 1. Halbjahr 2024 folgende Veranstaltungen 
durchgeführt:
�‡	Februar 2024: Vortrag „Was passiert in Amerika“, Dipl.-Päd. Stephan 

Ehmke;
�‡	März 2024: Vortrag „Religion und Nation im russisch-orthodoxen 

Christentum“, Erzpriester André Sikojev;
�‡	April 2024: „Bismarcktag“ mit Vorträgen von Dr. Stefan Scheil, Dr. 

Walter Post, Dipl.-Päd. Stephan Ehmke;
�‡	April 2024: Vortrag „Die deutschen Minderheiten in Südosteuropa“, 

Dr. Bruno Burchhart. 

Für das 2. Halbjahr 2024 sind geplant:
�‡	Veranstaltung „Die deutschen Mennoniten in Paraguay“;
�‡	Vortrag zum 300. Geburtstag von Immanuel Kant;
�‡	Veranstaltung zum Thema „Meinungsfreiheit in Deutschland“;
�‡	�9�R�U�W�U�D�J�����Ä�'�L�H���/�D�J�H���L�P���8�N�U�D�L�Q�H�����X�Q�G���*�D�]�D���.�R�Q�À�L�N�W�³����

�:�|�F�K�H�Q�W�O�L�F�K���¿�Q�G�H�W���H�L�Q���*�H�V�S�U�l�F�K�V�N�U�H�L�V���G�H�U���5�H�J�L�R���.�L�H�O���]�X���D�N�W�X�H�O�O�H�Q��
politischen Themen statt. Teilnehmer der Regio Kiel besuchen regel-
mäßig Veranstaltungen der Regio Lübeck.

Regio Lübeck 
(Berichtszeitraum 01.01.bis 30.06.2024)

Am Ende des letzten Berichts hatte die Sektion den noch ausstehenden 
Besuch eines „Überraschungsgasts“ angekündigt. Es war – Viele ahn-
ten es trotz der geheimnisvollen Ankündigung schon – der ehemalige 
Verfassungsschutz-Präsident, Herr Dr. Hans-Georg Maaßen. Und die 
Teilnehmer, immerhin 70 an der Zahl, wurden nicht enttäuscht. In 
einer selten  klaren Wortwahl analysierte er sachlich die politische 
Lage in Deutschland im Herbst vorigen Jahres und beatwortete in der 
anschließenden Diskussion Fragen dazu. 
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Inzwischen ist Herr Dr. Maaßen, wie wir wissen, mit der Gründung 
�H�L�Q�H�U�� �H�L�J�H�Q�H�Q�� �3�D�U�W�H�L�� �D�Q�� �G�L�H�� �g
u�H�Q�W�O�L�F�K�N�H�L�W�� �J�H�W�U�H�W�H�Q���� �h�E�H�U�D�V�F�K�H�Q�G�H��
Querelen innerhalb des geplanten Führungspersonals versagten dieser 
�Q�H�X�H�Q���3�D�U�W�H�L���D�O�O�H�U�G�L�Q�J�V���E�L�V���K�H�X�W�H���G�H�Q���H�U�K�R
u�W�H�Q���(�U�I�R�O�J��

Im aktuellen Berichtszeitraum, dem 1. Halbjahr 2024, führte die 
Regio inzwischen drei weitere Vortragsveranstaltungen durch.

Am 1. Vortragsabend im Februar hörten 43 Teilnehmer Herrn Pro-
fessor Dr. Eberhard Sandschneider von der Freien Universität Berlin, 
der über das Thema  „Chinas geopolitischer Aufstieg und die Zweitei-
lung der Welt“ referierte. Neben vielen interessanten Informationen und 
Details über Chinas kontinuierlichen Aufstieg zur Weltmacht sprach 
Professor Sandschneider mit deutlicher Klarheit die sich abzeichnende 
„Zweiteilung der Welt“ an. Seine gut nachvollziehbare Begründung 
dazu verdeutlichte allen Teilnehmern, daß sich die USA politisch im 
�6�L�Q�N�À�X�J���E�H�¿�Q�G�H�Q���X�Q�G���N�H�L�Q���:�H�J���P�H�K�U���G�D�U�D�Q���Y�R�U�E�H�L�I�•�K�U�W�����(�L�Q�H���(�U�N�H�Q�Q�W-
nis, die uns unsere Mainstream-Medien, sonst unermüdlich um unsere 
staatspolitische Erziehung bemüht, lieber vorenthalten.

Im März erlebten 34 Teilnehmer Herrn Ole Ohlenbostel, einen 
Unternehmensberater aus Winsen, mit seinem Vortrag „Bargeldverbot 
– der sichere Weg in die Enteignung und weitere Einschränkungen 
unserer persönlichen Freiheit“. Diese aus unserer Wahrnehmung immer 
wieder verdrängte Tatsache spickte Herr Ohlenbostel mit vielen Fakten 
aus der Finanzwelt, über die Viele von uns noch nie gehört hatten. 
Dabei trug er aber so humorvoll vor, daß das eingangs benutze Wort 
„erleben“ in Bezug auf diesen Referenten seine volle Berechtigung 
hat. Alle, die an diesem Abend nicht anwesend waren, haben wirklich 
etwas verpaßt!

Im Folgemonat April stand in direktem Anschluß an den Vortrag von 
Professor Dr. Sandschneider wieder die große Politik im Vordergrund. 
„Was passiert in Amerika?“ fragte der Referent des Abends, unser 
Vorsitzender, Herr Stephan Ehmke. Dazu fächerte er ein unerwartet 
großes Spektrum an Engagements der USA auf, viele davon echte 
„Baustellen“. So waren sich die 36 Zuhörer durchweg darin einig, an 
diesem Abend nicht nur viel Neues erfahren zu haben, das sie bisher 
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trotz der Dauer-Berichterstattung der Medien über die USA als „Vorbild 
an Demokratie“  bisher noch nicht wußten, sondern noch einmal eine 
klare Bestätigung der Ausführungen von Professor Dr. Sandschneider.

Mit diesem Vortrag endeten die Veranstaltungen der Sektion in der 
ersten Hälfte dieses Jahres.

Im September packen wir dann eines der beiden aktuell drückends-
ten Probleme in Deutschland, nämlich seine ständig wachsende Bedro-
hung durch die irreguläre Immigration, an. Der Vortragende, den die 
Sektion dazu gewinnen konnte, ist durch seine Tätigkeit im Bundestag 
ein außerordentlicher Kenner der Materie und wird deshalb auch nicht 
nur über den Sachstand der irregulären Immigration, sondern – was 
uns die Politik nur ansatzweise wissen läßt – auch über die gesetzlich 
heute schon möglichen Maßnahmen zu deren Beendigung  sprechen. 
Freuen wir uns darauf!

Regio Hamburg

BUCHPRÄSENTATION: „Die große Täuschung: John F. Kennedys 
Warnung & die Bedrohung unserer Freiheit“.

Der renommierte Autor und Historiker Thorsten Schulte (geboren 
1973), der mit seinen Büchern „Kontrollverlust“ (2017, 1. Platz der 
Spiegel-Sachbuch-Bestsellerliste) und „Fremdbestimmt“ (2019) größte 
Aufmerksamkeit erreichte, stellte sein neuestes, brisantes Werk gleich 
�Q�D�F�K���G�H�P���R
v�]�L�H�O�O�H�P���(�U�V�F�K�H�L�Q�H�Q���E�H�L���X�Q�V���L�Q���+�D�P�E�X�U�J���Y�R�U�����]�X�P���+�|-
hepunkt des Absatzes, also als es auf Platz 4. in Bücher bei Amazon 
stand. Das Werk faßt eines der heißesten Eisen der Geschichte und 
Gegenwart schonungslos an. Die drei Motive für die Ermordung John F. 
�.�H�Q�Q�H�G�\�V���Z�H�U�G�H�Q���G�H�U���:�H�O�W�|
u�H�Q�W�O�L�F�K�N�H�L�W���E�L�V���K�H�X�W�H���Y�H�U�K�H�L�P�O�L�F�K�W�����M�H�G�R�F�K��
in Schultes Buch für jeden zugänglich und überprüfbar gemacht. Drei 
Mordmotive alleine machen selbstverständlich noch niemanden zum 
Mörder. Beschrieben wird jedoch überzeugend, daß bestimmte Kreise 
alles unternahmen, um die Gründe zu vertuschen und zu vernebeln. 

Kennedy selbst warnte in seiner Rede vom 27. April 1961: „Wir 
stehen rund um die Welt einer monolithischen und ruchlosen Verschwö-
rung gegenüber.“ Die Mainstream-Medien schwiegen und schweigen 
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über diese Rede oder behaupten allenfalls, Kennedy habe damals den 
Kommunismus gemeint. Schulte zeigt nun auf, worum es tatsächlich 
ging. Er enthüllt, wie Geheimmächte und Geheimdienste agieren, wie 
sie Menschen erpressen und ermorden. Der US-Verteidigungsminister 
James Forrestal wurde ihr Opfer, sie erpressten selbst Sowjet-Dikta-
tor Josef Stalin, der Staatspräsident Frankreichs wurde verraten, und 
US-Präsident Richard Nixon erhielt die Quittung für die Zurückhaltung 
einer elementaren Geheimdienstnachricht. Aber Schulte geht noch 
viel weiter zurück, sein Buch enthält Informationen über den letzten 
deutschen Kaiser Wilhelm II. und den russischen Zaren, was das Ver-
stehen mancher Entwicklungen in den letzten 120 Jahren erleichtert. 
Und: Erstmals werden vom Co-Autor Dr. Michael Hesemann 14 
Dokumentenseiten aus dem Vatikanischen Apostolischen Archiv (bis 
2019: Vatikanisches Geheimarchiv) vorgestellt, die tiefe Einblicke in 
eine Welt geben, die viel Leid über uns brachte. Das Buch dient der 
Entschleierung der Geschichte, um die weitere Entwicklung in der 
Gegenwart aufhalten zu können. 

Obwohl die SWG-Regio Hamburg den Austragungsort noch nicht 
bekanntgegeben hatte, mobilisierten die Toleranzvollstrecker im In-
ternet und auch eine Tageszeitung und übten Druck auf den Wirt aus, 
der dann sehr kurzfristig absagte. Auch die zweite Gaststätte wurde 
bedroht, so daß wir im Freien, mit Mikrofon und Lautsprecher den 
Vortrag durchführten. Trotz alledem wohnten dem 60 Zuschauer bei. 
Alle Probeexemplare wurden verkauft. 

Regio Hannover

Bisher in 2024 eine Veranstaltung mit 20 Teilnehmern.

Für die Zeit nach den Sommerferien sind zwei weitere Veranstal-
tungen geplant.
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Die  Akademie  Europa  Aeterna, deren  Name  von  dem  gleich-
namigen  Werk  des  Historikers David  Engels inspiriert  ist,  

zielt  auf  die  akademische  Erschließung  der  Grundlagen  unserer  
christlich-abendländischen Kultur und will mit ihrer Arbeit die Be -
stände unserer Kultur bergen, erforschen, fördern und verteidigen. 
Als Kompetenznetzwerk  will  sie  sich  dabei  insbesondere  mit  den  
strategischen  sowie  auch  geopolitischen Herausforderungen ausein-
andersetzen, denen Osterreich und andere europäische Gesellschaften 
sowie das Christentum  in  diesen  Ländern gegenüberstehen;  und sie  
will  Vorschläge  sowie  Visionen  für  die  Zukunft Europas  entwickeln.  

Themenschwerpunkte  bilden  die  politische  Philosophie,  der  Kon-
servativismus,  die christliche  Soziallehre und die Ideologieforschung; 
letztere analysiert die zersetzenden Elemente in unserer Gesellschaft. 

Das  neue  Institut  gibt  mit  seinem  Namen  „Akademie“  ein  Bekennt-
�Q�L�V�����D�E�������Z�H�O�F�K�H�U���'�H�Q�N�V�F�K�X�O�H�����H�V�����V�L�F�K���Y�H�U�S�À�L�F�K�W�H�W���Z�L�V�V�H�Q���Z�L�O�O�����1ä�P�O�L�F�K��
derjenigen, die Platon im Hain des Schutzgeistes  Akademos gründeten. 
Mit Platon geht  es  angesichts  eines  Verfalls  der  Gesellschaft  um den 
Anspruch,  Wirklichkeit  zu  erkennen,  zu formulieren und zu vermitteln.  
Damit stellt sich die Akademie in eine Tradition,  die von den  christlichen 
�$�S�R�O�R�J�H�W�H�Q�����X�Q�G�����.�L�U�F�K�H�Q�Yä�W�H�U�Q�����G�H�U�����I�Uü�K�H�Q�����.�L�U�F�K�H�����D�X�I�J�H�J�U�L
u�H�Q�����Z�X�U�G�H����
und  von Titanen  des  Geistes  wie Augustinus, Anselm oder Thomas von 
Aquin bis heute fortgeführt wird. Diese Wirklichkeitsphilosophie, auch 
�S�K�L�O�R�V�R�S�K�L�D���S�H�U�H�Q�Q�L�V���J�H�Q�D�Q�Q�W�����J�H�Oä�X�W�H�U�W���X�Q�G���H�U�Jä�Q�]�W���G�X�U�F�K���G�L�H���2
u�H�Q�E�D-
rung Gottes, leitet uns an die richtigen Fragen zu stellen, die schon Sokra-
tes seinen Mitbürgern stellte, die so simpel, aber angesichts von heutiger 
„Frageverbote“ radikal klingen mögen: Was ist das gute Leben? Was ist 
die Tugend? Was ist Gerechtigkeit? Was ist die Wahrheit? Was ist das Ziel 

Konservative „Denkfabrik“ in Wien neu gegründet:

Europa Aeterna –  
Akademie für politische Philosophie
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des menschlichen Lebens? Was ist das Glück (als Eudämonie)? Welche 
ist die beste Herrschaft? Man diskutierte in der Auseinandersetzung mit 
�G�H�U���=�H�L�W���P�L�W���H�L�Q�H�P���K�R�K�H�Q���$�Q�V�S�U�X�F�K���D�Q�����:�D�K�U�K�H�L�W�V�O�L�H�E�H�����X�Q�G�����2
u�H�Q�K�H�L�W����
für  Erkenntnis  darüber,  nicht  wie  die  damaligen  und  auch  heutigen 
Propagandisten  und  Nihilisten,  den  Sophisten,  mit  ihrer  Methode  des  
moralistischen  Niederredens, Manipulierens und Hypnotisierens.

Im Sinne Sokrates und somit einer echten Philosophie geht es darum, 
�D�X�F�K���K�H�X�W�H���G�L�H���%�H�J�U�L
u�H���]�X���N�Oä�U�H�Q���X�Q�G���V�L�H���P�L�W�X�Q�W�H�U�����D�X�I�����L�K�U�H�����X�U�V�S�Uü�Q�J�O�L�F�K�H��
Bedeutung zurückzuführen.  So bedarf  es gerade heute der Befreiung 
�Y�R�Q���U�H�G�X�N�W�L�R�Q�L�V�W�L�V�F�K�H�Q���X�Q�G���Y�H�U�N�Uü�S�S�H�O�W�H�Q�����9�H�U�V�Wä�Q�G�Q�L�V�V�H�Q�����Y�R�Q���%�H�J�U�L
u�H�Q����
wie  „Freiheit“  und  „Gleichheit“.  Diese müssen wieder ganzheitlich und 
realistisch sowie vertikal in Bezug zur Transzendenz verstanden werden. 
Es bedarf jedoch auch der Bergung und Klärung althergebrachter Begrif-
�I�H���Z�L�H���3�À�L�F�K�W���R�G�H�U���7�X�J�H�Q�G���±���P�D�Q���G�H�Q�N�H���H�W�Z�D�����D�Q���G�L�H�����.�D�U�G�L�Q�D�O�W�X�J�H�Q�G�H�Q����
Klugheit,  Tapferkeit,  Maßhalten  und Gerechtigkeit,  die  ein  guter  Herr-
scher verinnerlicht haben sollte, damit er sie auch „ausstrahlen“ kann. 
Damit soll als Maßgabe und Maßnehmen an richtigen Idealen und Prin-
zipien mit einem richtigen, kritischen und konstruktiven Denken auch 
heute noch ein wichtiger Beitrag zu einer Katharsis von den Ubeln des 
Gemeinwesens geleistet werden. Die Heimat zu achten und ihre Bürger 
davon zu überzeugen, was wirklich gerecht ist, war schon der Anspruch 
des Sokrates.

Eine  solche  Philosophie  räumt  mit  dem  Unsinn  auf  –  und  tut  
damit  das,  was  ihr  eigentliches  Wesen  ist, nämlich  sich  in  den  Dienst  
am  Gemeinwohl  zu  stellen.  So  ermöglicht  und  stiftet  sie  überhaupt  
wieder Gemeinschaft.  Die  klassischen  und  christlichen  Traditionen  
sind  heute  zurückgedrängt;  sie  sind  schwer  geschädigt  und diskredi-
tiert  durch Jahrhunderte der anti-philosophischen und anti-christlichen 
Intellektuellenpropaganda; aber sie sind durchaus nicht tot, so  Eric Voe-
gelin. In der Tradition unserer abendländischen Denktradition sind die 
Antworten auch auf die wichtigen Lebensfragen zu inden: Es gilt, sie 
immer wieder zu denken.

Neu gewählter Obmann des Vereins ist Herr Prof. Dr. Felix Dirsch. 
Europa Aeterna ist im Internet unter europa-aeterna.org präsent und per 
eMail unter akademie@europa-aeterna.org zu erreichen. Es wird um 
Spenden gebeten. 						          �„
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Wenn der Inlandsgeheim-
dienst gegen legale po-

litische Aktivitäten spioniert, 
dann schädigt er die Demokratie. 
Wenn der Inlandsgeheimdienst 
gegen – mutmaßliche – illegale 
politische Aktivitäten spioniert, 
dann ist das nicht viel besser, 
denn er unterläuft das Prinzip 
der Rechtsstaatlichkeit.“ So das 
Resümee einer Abhandlung über 
einen die Demokratie zuneh-
mend bedrohenden deutschen 
Sonderweg, der im Rahmen der 
sog. „liberalen Demokratien des 
Westens“ (Bundesverfassungsge-
richt im KPD-Urteil) als solcher 
ausgemacht werden kann. Die 
Konsequenz dieser Erkenntnis 
kann nur in der Abschaffung 
dieses Demokratiesonderwegs 
bestehen. Der Verfasser dieses 
Buches ist als freier Mitarbeiter 
der Süddeutschen Zeitung tätig, 
was deshalb eine Hervorhebung 
verdient, weil normaler Weise 
diese Zeitung nachdrücklich 
für Parteiverbots- und Grund-
rechtsverwirkungsdiskussionen, 
disziplinarrechtliches Vorgehen 
und natürlich Geheimdienstüber-
wachung eintritt, wenn es „gegen 
rechts“ geht. Wenn es dagegen 
überwiegend gegen links zu gehen 
schien, hat diese Zeitung wie auch 

andere sog. „liberale“ Blätter wie 
„Spiegel“ und „Die Zeit“ noch 
entschieden den „Verfassungs-
schutz“ kritisiert. Steinke kann 
man diese Einseitigkeit dagegen 
nicht zum Vorwurf machen. Mag 
es ihm möglicherweise vor allem 
um den Schutz der Klimaakti-
visten vor Nachstellungen des 
Inlandsgeheimdienstes gehen, 
�V�R�� �¿�Q�G�H�W�� �H�U�� �M�H�G�R�F�K�� �D�X�F�K�� �G�D�V�� �J�H-
heimdienstliche Vorgehen gegen 
die Oppositionspartei AfD als 
demokratiewidrig. Der im Buch 
maßgeblich behandelte Hans-Ge-

�$�E�V�F�K�D
u�X�Q�J���G�H�V���9�H�U�I�D�V�V�X�Q�J�V�V�F�K�X�W�]�H�V
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org Maaßen hat sich offenbar 
lange gegen die Überwachung 
dieser Oppositionspartei gesperrt, 
musste dann aber gehen, weil er 
„linksradikale Kräfte“ bei der SPD 
ausgemacht hat, die es natürlich 
nicht geben kann. Die Kritik des 
Verfassers an Maaßen befremdet 
etwas, weil dieser gegenüber der 
AfD zu vermeiden versucht hat, 
was Steinke doch ebenfalls kriti-
siert. Dagegen wird Haldenwang 
als „Liberaler“ ausgemacht, ob-
wohl doch eher die Einordnung 
als „Verfassungskleriker“ adäquat 
wäre, bei dem zumindest als 
sich verdichtender Verdacht die 
Versuchung festgestellt werden 
kann, seine religiöse Einstellung 
als Verfassungsideologie gegen 
Opposition einzusetzen. Aber 
diese Kritik am Buch bezieht sich 
damit eher auf Nebenaspekte. 
Von entscheidender Bedeutung 
ist, dass Steinke den zu überwin-
denden „Verfassungsschutz“ zu 
Recht als Demokratiesonderweg 
einordnet und diese Einordnung 
anhand des Vergleichs mit den 
USA, Frankreich und Österreich 
konkretisierend belegt. Steinke 
weist auch auf die allerdings 
nicht im Zusammenhang mit 
der VS-Problematik gefundene 
Erkenntnis des Bundesverfas-
sungsgerichts hin, dass der für 
die VS-Operationen zentrale 

�%�H�J�U�L
u���G�H�V���Ä�5�H�F�K�W�V�H�[�W�U�H�P�L�V�P�X�V�³��
�H�L�Q���U�H�F�K�W�O�L�F�K���X�Q�W�D�X�J�O�L�F�K�H�U���%�H�J�U�L
u��
ist, der in den Rechtsgrundla-
gen des Verfassungsschutzes 
�Q�L�F�K�W�� �]�X�� �¿�Q�G�H�Q�� �L�V�W�� �X�Q�G�� �G�H�V�K�D�O�E��
die behördliche Einordnung als 
„Verfassungsfeind“ von vornhe-
rein willkürlich erscheinen lässt. 
Insbesondere, wenn sich diese 
Einordnung gegen rechtmäßige 
Aktivitäten oppositioneller Be-
strebungen richtet. Bedeutsam ist 
dabei auch die Erkenntnis, dass 
sich „Verfassungsschutz“ nur ge-
gen Opposition richtet, während 
für rechtsstaatlich arbeitende 
Behörden rechtliche Tatbestände 
gelten, die unabhängig davon an-
gewandt werden, ob ein Verdäch-
tigter einer Partei angehört, die der 
Regierung oder einer Opposition 
nahesteht oder überhaupt einer 
Partei angehört. Deshalb stellt 
„Verfassungsschutz“ eine „Behör-
de für Wettbewerbsverzerrungen“ 
�G�D�U�����X�P���K�L�H�U�E�H�L���G�L�H���%�H�J�U�L
w�L�F�K�N�H�L�W��
einer FAZ-Rezension des vorlie-
gend besprochenen Werkes auf-
zugreifen. Dieses die Demokratie, 
also das Mehrparteienprinzip 
und den Meinungspluralismus, 
bekämpfende staatliche Verhalten 
kommt bei der Darlegung des 
ideologie-politischen Einsatzes 
von Spitzeln und deren Eindrin-
gen in die Meinungsbildung im 
Netz zum Ausdruck. Schon aus 
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Tarnungsgründen muss dabei der 
VS eine Radikalisierung fördern, 
die er anschließend als Beleg für 
die Zunahme von „Extremismus“ 
ausgeben kann. Der Verfassungs-
schutz fördert also die Probleme, 
die seine Existenz rechtfertigen 
sollen. In der Tat eine abschaf-

fungswürdige Demokratiebedro-
hung.

Josef Schüßlburner 

Ronen Steinke: Verfassungs-
schutz: Wie der Geheimdienst 
Politik macht. Enthält den Fall 
Hans-Georg Maaßen. Berlin 
Verlag 2023. 24,00 EUR.

Was tun gegen den Judenhass?

Diese kleine – nur 96 Seiten 
starke – Streitschrift unse-

res deutsch-jüdischen Lands-
�P�D�Q�Q�V���0�L�F�K�D�H�O���:�R�O
u�V�R�K�Q���L�V�W���H�L�Q��
Aufschrei. Titel: „Nie wieder? 
Schon wieder! Alter und neuer 
Antisemitismus!“. Was ange-
sichts der scheinbar aufgeklärten 
deutschen Funktionseliten nach 
1945/49 hätte niemals wieder 
passieren dürfen – Parole: „An-
tisemitismus hat in Deutschland 
keinen Platz!“ – ist, für kritische 
Beobachter einer jahrzehntelan-
gen verfehlten Migrationspolitik 
allerdings wenig überraschend 
und mit unübersehbarer Wucht 
eingetreten: Auf deutschem Boden 
�K�D�W���V�L�F�K���L�P���|
u�H�Q�W�O�L�F�K�H�Q���5�D�X�P���L�P��
Gefolge der „Mord- und Blutorgie 
der palästinensischen Hamas aus 
dem Gazastreifen am 7. Oktober 
���������³�� ���:�R�O
u�V�R�K�Q���� �Y�H�U�E�D�O�H�U�� �X�Q�G��
gewaltbereiter Antisemitismus 
in erschreckender Weise breitge-

macht und das mit – leider – stei-
gender Tendenz.

Und zwar nicht von Seiten 
eines letzten Restes unbe-

lehrbarer Nazis und/oder Rechts-
extremisten, nein, die Akteure 
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kommen aus dem eingewanderten 
muslimischen Milieu, teilweise 
in Aktionseinheit mit radikalen 
Linken in Deutschland. Soweit, 
so schlecht! Erinnert sei in diesem 
�=�X�V�D�P�P�H�Q�K�D�Q�J�� �D�Q�� �G�L�H�� �W�U�H
w�L�F�K�H��
Breitseite des deutschen Modezars 

Karl Lagerfeld, der kurz nach der 
von Angela Merkel ermöglichten 
�*�U�H�Q�]�|
u�Q�X�Q�J�V�S�R�O�L�W�L�N�� �L�P�� �I�U�D�Q�]�|-
sischen Fernsehen kopfschüttelnd 
zuspitzte: „Wir können doch nicht 
Millionen Juden töten und dann 
Millionen ihrer schlimmsten Fein-
de ins Land holen!“

In fünf Kapiteln setzt sich 
�:�R�O
u�V�R�K�Q���� �+�L�V�W�R�U�L�N�H�U�� �X�Q�G�� �3�X-

blizist sowie jahrzehntelang er-
folgreich und hochachtet als 
Professor an der Münchener 
Bundeswehr-Universität tätig, 
mit der katastrophalen Lage aus-
einander. Mit nachfühlbarer per-
�V�|�Q�O�L�F�K�H�U���%�H�W�U�R
u�H�Q�K�H�L�W���Q�L�P�P�W���H�U��
eine Sumpfvermessung juden-
feindlicher Entwicklungsstränge 
in „diesem unseren Lande“ (Kohl) 
vor. Zunächst schildert der in 
Tel Aviv geborene Autor seine 
deutsche Herkunft. Seine Eltern 
�X�Q�G�� �*�U�R�‰�H�O�W�H�U�Q�� �À�R�K�H�Q�� ���������� �D�X�V��
dem NS-Regime nach Palästina, 
kehrten aber dann in den 1950er 
Jahren mit ihm nach Deutschland 
�]�X�U�•�F�N�����:�R�O
u�V�R�K�Q�����$�X�F�K���Ä�Z�H�L�O���V�L�H��
an das „Nie wieder!“ glaubten.“ 

Willkommenskultur als „Moral-Imperialismus“

Es folgen im Kapitel „Schon 
wieder! Antisemitismus als 

Eintrittskarte in die europäische 
Gesellschaft“ eine facettenreiche 
Rundumbetrachtung aktueller und 

historisch tieferliegender Faktoren 
aus denen sich Antisemitismus 
und Israel-Feindschaft zusam-
�P�H�Q�V�H�W�]�H�Q�����:�R�O
u�V�R�K�Q���V�S�D�U�W���Q�L�F�K�W��
mit Seitenhieben auf den absurden 

Michael Wolffsohn (geboren am 
17. Mai 1947 in Tel Aviv, Britisches 
Mandatsgebiet Palästina) ist ein 
deutscher Historiker und Publizist. 
Er lehrte von 1981 bis 2012 Neuere 
Geschichte an der Universität der 
Bundeswehr München.



123

„Moral-Imperialismus“ eines 
Großteils seiner zeitgenössischen 
Landsleute: „Durch die Willkom-
menskultur wähnten sich brave 
Bürger und linker Bürgerschreck 
gleichermaßen besonders wäh-
rend des deutschen Supermigra-
tionsjahres 2015/16 im siebten 

geschichtspolitischen Himmel.“ 
Er geißelt ein „naiv erhofftes 
�G�H�P�R�J�U�D�¿�V�F�K�H�V�� �3�O�X�V�� �D�Q�J�H�V�L�F�K�W�V��
der dramatischen Vergreisung der 
deutschen Bevölkerung und die 
von Linken ersehnte Entgerma-
nisierung der Deutschen“. 

Zwei Ansprachen:  
Vor und nach dem Hamas-Terrorüberfall

Weitere Buchabschnitte doku-
mentieren zwei Ansprachen 

�:�R�O
u�V�R�K�Q�V�����(�L�Q�H���Q�L�F�K�W���J�H�K�D�O�W�H�Q�H��
Rede zum geschichtsträchtigen 
deutschen 9. November und 
eine „Gehaltene Rede: 85 Jah-
re danach – Antisemitismus, 
hausgemacht und importiert“. 
Die erste, geschrieben vor dem 
Hamas-Terrorüberfall, geht auf 
Glanz- und Höhepunkte deutscher 
Geschichte um das schicksalhafte 
Datum des 9. November ein, ent-
hält dabei eine zutiefst positive 
Würdigung der Bonn/Berliner 
�5�H�S�X�E�O�L�N���� �Ä�W�U�R�W�]�� �D�O�O�H�U�� �'�H�¿�]�L�W�H�³����
wie er schreibt. Jüdisch-familien-
bezogene Verweise zu Verfolgten-
schicksalen während der NS-Zeit 
verknüpfen sich mit kritischen 
Anmerkungen zur schwierigen 
Vergangenheitsbewältigung der 
deutschen Nachkriegsstaaten in 
Ost und West nach 1949. Woll-
fsohn bilanziert zum deutsch-jü-
dischen Verhältnis noch über 

diese Zeitstrecke hinaus, sozu-
sagen grundsätzlich, wenn er 
retrospektiv festhält: „Eine der 
entscheidenden Voraussetzungen 
für Deutschlands Aufstieg im 19. 
und frühen 20. Jahrhundert zur 
wirtschaftlichen, wissenschaftli-
chen und kulturellen Weltmacht 
war die seit 1812 allmählich ge-
währte rechtliche Gleichstellung 
der Juden.“ Wer wollte ihm da 

widersprechen!

Rabenschwarz wird meine 
Ansprache – und doch nicht 

ganz“, so beginnt seine zweite 
Rede. Weitere Schlüsselsätze 
weisen in die tragische Richtung 
jüdischen Daseins: „Jüdisches 
Leben war und ist Existenz auf 
Widerruf“. Und weiter, „Tod den 
Juden“ und „Tod Israels“ gehören 
zusammen,“ sie vereinen sich zum 
�%�H�J�U�L
u�� �Ä�$�Q�W�L�V�H�P�L�W�L�V�P�X�V�³���� �8�Q�G��
die Rolle des deutschen Staates 
von heute dabei? Zweifel an der 
Schutzwilligkeit bestehe nicht, so 
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�:�R�O
u�V�R�K�Q���� �Ä�Z�R�K�O�� �D�E�H�U�� �D�Q�� �V�H�L�Q�H�U��
Schutzfähigkeit!“ Volltreffer! 
Wobei wir wieder bei der grandio-
sen Fehlleistung einer im Ansatz 
und Durchführung verfehlten 
deutschen Einwanderungspolitik 
gelandet sind. Karl Lagerfeld 
lässt grüßen. Dazu Wolffsohn, 
knapp und kritisch: „Aus mo-
ralisch-migrationspolitischen 
Motiven wurde das Problem tot-
geschwiegen. Nicht hören, nichts 
sehen, nichts sagen.“

Abschließend und zuletzt 
folgen dann noch per Über-

schrift „Was tun?“ allerlei ergän-
zende, teils auch wiederholte, 
jedenfalls diagnostische Rund-
umschläge in Sätzen wie diesen; 
„Dank ihrer rund 2500jährigen 
Bildungstradition rauschten viele 
Juden – trotz erheblicher Hinder-
nisse – in ihrer Karriere an vielen 
Nichtjuden vorbei. Das erweckte 
Ängste und Neid“. Zur routinier-
ten Feierstunden-Kultur für die 
ermordeten Juden: „Phrasendre-
schei und Gedenkrituale entfrem-
den die Zuhörer. Sie verschließen 
Herz und Verstand. Sie sind kon-

�W�U�D�S�U�R�G�X�N�W�L�Y�����Z�H�L�O���L�Q�À�D�W�L�R�Q�l�U���X�Q�G��
�Y�R�U�K�H�U�V�H�K�E�D�U���� �/�D�Q�J�Z�H�L�O�H�� �V�F�K�D
u�W��
keine Sympathie.“

Zur Antisemitismusforschung: 
Sie habe in der gesellschaftli-

chen Praxis wenig bewirkt. Auch 
Antisemitismusbeauftragte an den 
Universitäten und anderswo ste-
hen vor demselben Dilemma. Sie 
seien „allesamt höchst bemüht, 
aber leider wenig erfolgreich“

Unter Bezug auf Kurt Tuchols-
�N�\���E�H�H�Q�G�H�W���0�L�F�K�D�H�O���:�R�O
u�V-

ohn sein lesenswertes Büchlein 
mit einem Zuruf an seine deut-
schen Landleute: „Schaut auf un-
sere Wirklichkeit! Judenpolitisch 
ist sie ein Albtraum. Nicht ‚wie 
einst‘, aber schlimm genug. Wacht 
auf aus euren Wunschträumen, 
schaut auf eure vielen, selbstver-
�V�F�K�X�O�G�H�W�H�Q���'�H�¿�]�L�W�H�����'�D�Q�Q���H�U�N�H�Q�Q�W��
�L�K�U���D�X�F�K���H�X�U�H���'�H�¿�]�L�W�H���X�Q�V���-�X�G�H�Q��
gegenüber. Hierzulande und in 
Israel. Selbsterkenntnis ist der 
Anfang jeder Besserung.“

Bernd Kallina

�0�L�F�K�D�H�O�� �:�R�O	ü�V�R�K�Q�� „Nie wie-
der? Schon wieder! Alter und 
neuer Antisemitismus“. 96 Sei-
ten, Herder-Verlag Freiburg 
2024, 12,00 EUR. 

Vom gleichen Autor erschienen: 
�0�L�F�K�D�H�O���:�R�O	ü�V�R�K�Q����Ewige Schuld? 
75 Jahre deutsch-jüdisch-israelische Beziehungen. 
304 Seiten. Langen-Müller. 2023. 24,00 EUR.
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Die maßgebliche deutsche 
Presse ist in zentralen po-

litischen Fragen durch einen 
erstaunlichen, fast an Gleichschal-
tung gemahnenden Gleichklang 
gekennzeichnet wie dies etwa in 
Frankreich nicht der Fall ist. 
Während beispielsweise bei der 
�)�U�D�J�H�� �Y�R�Q�� �:�D
u�H�Q�O�L�H�I�H�U�X�Q�J�H�Q��
an die Ukraine jeweils etwa die 
Hälfte der Wähler und Zeitungs-
leser für und dagegen ist, ist das 
Verhältnis bei der Presse nahezu 
100 : 0 für die indirekte deutsche 
Kriegsbeteiligung. Diese be-
merkenswerte Feststellung wird 
erstaunlicher Weise von Jour-
�Q�D�O�L�V�W�H�Q�� �J�H�W�U�R
u�H�Q���� �G�L�H�� �V�L�F�K�� �G�H�U��
maßgeblichen Strömung entspre-
chend als „linksliberal“ einstufen 
und deshalb auch sogleich beto-
nen müssen, dass diese durch-
aus als demokratiegefährdend 
eingestufte Einheitlichkeit der 
Meinungen in der freien Presse 
nicht auf Regierungsmaßnahmen 
zurückzuführen ist. Die Verfas-
ser bringen einige durchaus über-
zeugende Erklärungen für diese 
Demokratiegefährdung wie etwa 
das Bedürfnis, zum Mainstream, 
zur ominösen „Mitte“, dazu ge-
hören zu wollen, was zu einer 
selbstreferenziellen Orientierung 
der Journalisten führt: Schreibe 

so, dass auch ein anderer (der 
etablierten Journalisten) dies so 
schreiben würde. Maßgeblich 
für dieses Verhalten ist vor allem 
das im Buchtitel zum Ausdruck 
gebrachte Bestreben der Gazet-
ten, „Vierte Gewalt“ spielen zu 
wollen. Die Journaille will eine 
demokratisch nicht legitimierte 
Macht ausüben, indem das poli-
tische Geschehen nicht mehr nur 
dargestellt und bewertet wird, 
sondern man will aktiv Politik 
machen. Dann bietet sich die 
Ausrichtung auf die Regierungs-
ebene an, von dieser verfassungs-

Verkennen von Verfassungsschutz 
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rechtlich die Macht ausgeübt 
wird und welche dann das Zei-
tungswesen nur noch systemim-
manent dahingehend kritisiert, 
nicht konsequent genug der ei-
genen Linie zu folgen. Insbeson-
�G�H�U�H���E�H�L���N�U�L�H�J�H�U�L�V�F�K�H�Q���.�R�Q�À�L�N�W�H�Q��
zeigt sich die Einheitlichkeit der 
Meinungen, weil man dabei ein 
�P�D�Q�L�F�K�l�L�V�F�K�H�V�� �:�H�O�W�E�L�O�G�� �S�À�H�J�H�Q��
kann, wo Held und Schurke von 
vorherein feststehen. Auch die 
freie Presse spielt dabei eher den 
Kriegstreiber wie die Verfasser 
an Beispielen belegen. Hier hätte 
sich angeboten, auf die Rolle des 
sogenannten „Verfassungsschut-
zes“ einzugehen, welcher in der 
Darlegung völlig ausgeblendet 
ist, obwohl doch der deutsche 
Demokratie-Sonderweg, ge-
messen an den Standards einer 
„liberalen Demokratie des Wes-
tens“, durch die wirklich grotes-
�N�H�� �%�H�G�H�X�W�X�Q�J�� �G�H�V�� �|
u�H�Q�W�O�L�F�K�� �L�Q��
Erscheinung tretenden Inlands-
geheimdienstes gekennzeichnet 
ist. Geheimdiensttätigkeit stellt 
konzeptionell eine Kriegsmaß-
nahme dar, es wird ein Feind 
bekämpft und es werden nicht 
wie bei der Polizei im Rechts-
staat etwa Straftaten verhindert 
oder begangene mit dem Ziel der 
gerichtlichen Verurteilung ver-
folgt und zwar unabhängig von 
der politischen Orientierung der 

Täter. Hierzu kann der völlige 
Gleichklang im Zeitungswesen 
beim „Kampf gegen rechts“ an-
�J�H�I�•�K�U�W�� �Z�H�U�G�H�Q���� �2
u�H�Q�E�D�U�X�Q�J�H�Q��
der Polizeiministerien werden 
dabei von der Journaille als nicht 
mehr hinterfragungsbedürftige 
Wahrheiten fast religiöser Art ak-
zeptiert und dabei radikalisierend 
�D�X�I�J�H�J�U�L
u�H�Q���� �,�P�� �)�D�O�O�H�� �G�H�U�� �6�:�*��
wurde aufgrund einer Ankündi-
gung des Hamburger Polizeimi-
nisteriums von der freien Presse 
unmittelbar die Aberkennung der 
Gemeinnützigkeit des von der 
Geheimdienstpropaganda be-
�W�U�R
u�H�Q�H�Q���9�H�U�H�L�Q�V���J�H�I�R�U�G�H�U�W�����R�K�Q�H��
zu hinterfragen, ob der geheim-
dienstliche Vorwurf des „Ge-
schichtsrevisionismus“ in einer 
freien Gesellschaft, die die BRD 
als „freiheitliche“ darstellen will, 
rechtlich überhaupt relevant sein 
kann. Derartige Fragen, die ver-
fassungsrechtlich von entschei-
dender Bedeutung sind, interes-
siert die im Kriegsmodus sich 
selbst gleichschaltende „freie“ 
Presse überhaupt nicht mehr. 

Auch wenn dieser für die 
BRD-Verhältnisse wirklich 

zentrale Punkt der grotesken 
Bedeutung des Inlandsgeheim-
dienstes im dargestellten Buch 
völlig ausgeblendet ist wie auch 
die Tatsache der Ursprünge der 
freien BRD-Presse als Lizenz-
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träger eines Besatzungsregimes 
mit entsprechender politischer 
Ausrichtung „gegen rechts“ und 
„für links“, kann das Buch zur 
Lektüre empfohlen werden, weil 
damit zusätzliche Gründe der für 
die bundesdeutsche Demokratie 
immer bedrohlicher werdenden 
Entwicklungen einer Autokratie 

der Mitte erkannt werden können. 

Josef Schüßlburner

Richard David Precht, Harald 
Welzer: Die vierte Gewalt. – Wie 
Mehrheitsmeinung gemacht 
wird, auch wenn sie keine ist. 
�9�H�U�O�D�J�� �6���� �)�L�V�F�K�H�U���� ���� �$�X�À�D�J�H��
2022, 22,00 EUR.

Mittlerweile ist es in der 
Bundesrepublik Deutsch-

land (künftig abgekürzt: BRD) 
zu einem staatlich geförderten 
Volkssport geworden, jeden, 
dessen Meinungen nicht dem 
„Mainstream“ entsprechen, als 
„Nazi“ oder „Nazi-Kollaborateur“ 
zu jagen. Der Politologe und Pub-
lizist Claus M. Wolfschlag hat in 
seinem im April 2024 im Verlag 
Antaios erschienenen Buch „Mei-
nung, Pranger, Konsequenzen“ 22 
Erfahrungsberichte von Männern 
und Frauen herausgegeben, die 
Opfer von Ausgrenzung, De-
nunziation, Bloßstellung, Krimi-
nalisierung, Mobbing und auch 
Gewalt geworden sind und deren 
Existenz durch dies alles zum Teil 
irreparabel beschädigt worden ist. 
Auch der Rezensent hat seine Er-
lebnisse in dem „besten Deutsch-
land, das es jemals gegeben hat“ 
(Frank-Walter Steinmeier, 2020), 
zum genannten Sammelband bei-

gesteuert. Und das ist gut so, wie-
wohl in einem ganz anderen Kon-
text als dem, den Klaus Wowereit 
einst meinte! Hier geht es darum, 
nicht länger stummes Objekt po-
litischer Hexenjagd zu bleiben, 
sondern Flagge zu zeigen, den 
Spieß umzudrehen und all jene 

Politische Hexenjagd als Volkssport
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niederträchtigen Gestalten an den 
Pranger zu stellen, die sich einen 
Spaß daraus machen, das Leben 
vermeintlicher „Systemgegner“ 
auf mannigfaltige Art zu zerstö-
ren, und dafür von der Obrigkeit 
und ihren inferioren Handlangern 
auch noch belobigt werden.

Was in diesem Buch an Dis-
kriminierungen zusammen-

getragen wurde, hat sich nicht in 
der DDR ereignet, sondern in der 
BRD, die von den Herrschenden 
und ihren Claqueuren in wohlfei-
len Sonntagsreden gebetsmüh-

lenartig als „Hort der Toleranz, 
Vielfalt und Demokratie“ beweih-
räuchert wird. Die in dem hier zu 
besprechenden Buch versammel-
ten Lebensgeschichten belegen, 
wie es jenseits der Faseleien der 
Obrigkeitsvertreter und der ihnen 
sekundierenden Medien um die 
gesellschaftliche Wirklichkeit in 
Deutschland bestellt ist. Zwei von 
Claus M. Wolfschlag mitgeteilte 
Fälle aus Österreich legen den 
Schluss nahe, dass es in der Alpen-
republik nicht viel anders aussieht 
– nämlich ebenso bedrückend.

Politische Diskriminierung als Schattenseite

Es gibt also eine gern ver-
schwiegene Schattenseite: 

politische Diskriminierung so 
genannter Andersdenkender, und 
�G�L�H���¿�Q�G�H�Q���6�\�V�W�H�P�D�S�R�O�R�J�H�W�H�Q���Z�L�H��
etwa der Suhrkamp-Autor Adrian 
Daub ganz in Ordnung. Denn in 
seinen Augen sind alle Exempel 
für Cancel Culture „nur alleinste-
hende, unbewiesene Anekdoten“. 
Da ist es einem jener angeblich 
zu Recht Ausgestrichenen kaum 
zu verdenken, dass er Daub eine 
„daube Nuss“ nannte ... Dabei be-
�¿�Q�G�H�W���V�L�F�K���'�D�X�E���G�R�F�K���L�Q���Y�|�O�O�L�J�H�U��
Kongruenz mit dem geheiligten 
„Kampf gegen rechts“! Und den 
müssen er und seinesgleichen 
um jeden Preis gutheißen, da sie 
andernfalls keine Rechtfertigung 

für ihre jämmerliche Denunzian-
ten- und Verleumderexistenz mehr 
hätten …

Wie richtig lag 1991 die 
DDR-Bürgerrechtlerin 

Bärbel Bohley, die prophezeite: 
„Alle diese Untersuchungen, 
die gründliche Erforschung der 
Stasi-Strukturen, der Methoden, 
mit denen sie gearbeitet haben und 
immer noch arbeiten, all das wird 
in die falschen Hände geraten. 
Man wird diese Strukturen genau-
estens untersuchen – um sie dann 
zu übernehmen. […] Man wird 
die Störer auch nicht unbedingt 
verhaften. Es gibt feinere Mög-
lichkeiten, jemanden unschädlich 
zu machen. Aber die geheimen 
Verbote, das Beobachten, der Arg-



129

wohn, die Angst, das Isolieren und 
Ausgrenzen, das Brandmarken 
und Mundtotmachen derer, die 
sich nicht anpassen – das wird 
wiederkommen […]. Man wird 
�(�L�Q�U�L�F�K�W�X�Q�J�H�Q�� �V�F�K�D
u�H�Q���� �G�L�H�� �Y�L�H�O��
effektiver arbeiten, viel feiner 
als die Stasi. Auch das ständige 
Lügen wird wiederkommen, die 
Desinformation, der Nebel, in 
dem alles seine Kontur verliert.“ 
Willkommen also in der DDR 2.0!

Von den 22 Fällen seien hier 
exemplarisch lediglich zwei 

�K�H�U�D�X�V�J�H�J�U�L
u�H�Q���� �'�D�� �L�V�W�� �G�H�U�� ����������
geborene Herausgeber selbst, der 
seine Erlebnisse in dem Beitrag 
„Die große Krankheit Deutsch-
land“ beschreibt. Weil einige 
seiner wissenschaftlichen Ana-
lysen den Linksradikalismus in 
Deutschland betrafen, geriet er 
unweigerlich in das Visier die-
ser Meinungsterroristen: Hatten 
selbige doch schnell registriert, 
dass Wolfschlag zu viel von ih-
rem Treiben richtig erkannt hatte. 
�/�D�Q�J�H�� �-�D�K�U�H�� �D�O�V�� �)�U�H�L�V�F�K�D
u�H�Q�G�H�U��
bei einer der SPD nahestehen-
den örtlichen Tageszeitung tätig, 
wurde er zunächst Opfer des 

Mobbingversuchs von zwei lin-
ken Redakteurinnen. Später dann 
boykottierten linke Studenten an 
der Hochschule für Gestaltung 
�L�Q�� �2
u�H�Q�E�D�F�K�� �3�U�H�V�V�H�W�H�U�P�L�Q�H���� �]�X��
denen ihn die Redaktion geschickt 
hatte. Es waren sogar Flugblätter 
und Steckbriefe gegen ihn im 
Umlauf. Das alles ereignete sich 
2017/18 – also zu einer Zeit, als 
sich nach der großen Migrations-
welle von 2015 das Meinungskli-
ma gegenüber den Jahren davor 
radikal verschärft hatte. Völlig 
zu Recht schreibt Wolfschlag am 
Ende seines Beitrags, dass er nicht 
vergessen werde, und zählt dann 
all jene geistigen und moralischen 
Pygmäen auf, die ihm und anderen 
geschadet haben: „Die Profes-
soren und wohldotierten Pseu-
do-Wissenschaftler, die […] dem 
‚Kampf gegen rechts‘ das aka-
demische Mäntelchen verleihen. 
Die kleinen Hetzer in den Redak-
tionsstuben. Die Redenschwinger. 
Die Mobber. Die Intriganten. Die 
Denunzianten. Die Tuschler. Die 
Gewaltausüber. Sie allesamt sind 
für mich nur Täter.“

„Hetzer, Schwätzer, Mäulerwetzer!“

Ja, die Hetzer, Schwätzer, Mäu-
lerwetzer! Von diesen können 

nicht nur Claus M. Wolfschlag 
und der Unterzeichnete ein Lied 

singen, sondern auch der 1963 
in Dresden geborene Kabarettist 
Uwe Steimle. Er, der sein Hand-
werk in der DDR erlernte und 
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sich bis heute selber als Linken 
sieht, wurde für den Sammelband 
interviewt. Dabei befand er, der 
wegen seiner Unangepasstheiten 
jetzt als böser „Rechter“ gilt, u. 
a.: „Wenn man lernt, gegen den 
Strom zu schwimmen, merkt 
man erst, wie viel Dreck einem 
entgegenkommt“ – göttlich! Und 
er zitierte den Ex-Verfassungs-
schutzpräsidenten Hans-Georg 
Maaßen, der ihm, Steimle, gesagt 
habe: „Herr Steimle, wir müssen 
zur Kenntnis nehmen, dass die 
Staatssicherheit gewonnen hat.“ 
Noch Fragen, Herr Haldenwang? 
Steimle jedenfalls hat Angst, dass 
„es in Zukunft noch schlimmer 
werden könnte“. Doch da die 
Vorstellung, nichts gegen die 
Mächtigen ausrichten zu können, 
für ihn bereits zu Zeiten der DDR 
„furchtbar“ gewesen sei, mache er 
weiter. Zudem sagte Uwe Steimle, 
dass man mit solchen Erfahrungen 
wie den auch von ihm gemachten 
wachse. So ist er in der BRD zu 
�H�L�Q�H�U���6�\�P�E�R�O�¿�J�X�U���I�•�U���5�H�G�H�I�U�H�L�K�H�L�W��
geworden.

Die mainstream-hörigen Bür-
ger werden durch die 22 

Erlebnisberichte ihre system-
konforme „Meinung“ natürlich 
nicht ändern, auch wenn es sich 
hier um sehr verschiedenartige 
Persönlichkeiten handelt, die als 
„Nazis“ bezeichnen zu wollen, 
absoluter Schwachsinn ist. Je-
�G�H�Q�I�D�O�O�V���K�D�E�H�Q���G�L�H���������E�H�W�U�R
u�H�Q�H�Q��
Personen sich aus dem Orkus des 
Schweigens erhoben, in dem ihre 
„anständigen“ Gegner sie hatten 
versenken wollen, und lassen 
sich nicht länger marginalisieren. 
In Anbetracht dessen, was die 
�%�H�W�U�R
u�H�Q�H�Q���L�Q���G�H�P���6�D�P�P�H�O�E�D�Q�G��
kundgetan haben, sei deren Male
�¿�N�D�Q�W�H�Q���]�X�J�H�U�X�I�H�Q�����Ä�'�H�Q�X�Q�]�L�D�Q-
ten aller Länder, vereinigt Euch!“ 
Und dazu: „Auf Dauer werdet Ihr 
damit scheitern, denn nicht einmal 
Ihr könnt die Wahrheit umbrin-
gen!“ Oder in den spanischen 
Worten, die linke Revoluzzer 
so gern zitieren: „No pasáran!“ 
Auf Deutsch: „Sie werden nicht 
durchkommen!“

Mario Kandil

�&�O�D�X�V�� �0���� �:�R�O�I�V�F�K�O�D�J�� ���+�U�V�J������ 
Meinung, Pranger, Konsequen-
zen. Zweiundzwanzig Fälle. 
Antaios 2024, 23,00 EUR.
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Dr. Markus Krall hat sein 
parteipolitisches Abenteuer 

hinter sich gelassen und einige ge-
sundheitliche Probleme glücklich 
überwunden. Jetzt zeigt er sich 
wieder gewohnt frisch und kämp-
ferisch. Frische und Kampfgeist 
atmet auch sein neues Buch „Die 
Stunde Null“, das Wege aufzeigen 
soll, aus der gegenwärtigen Tiefe 
der deutschen Zustände zu neuer 
Freiheit und Wohlstand zu gelan-
gen. Dabei zeigt sich, dass Krall 
die Politik keineswegs aufgegeben 
hat. Als Libertärer propagiert er 
die individuelle Freiheit, die freie 
Marktwirtschaft und einen äußerst 
schlanken Staat, der sich in die 
Angelegenheiten der Bürger und 
der Privatwirtschaft wenig oder 
möglichst gar nicht einmischt. 

Die erste Hälfte des Buches ist 
einer vor allem wirtschaft-

lichen Lageanalyse gewidmet, 
die der promovierte Volkswirt 
mit der ihm eigenen Klarheit und 
Stringenz, auch für Laien sehr gut 
verständlich darlegt. Der Schwer-
punkt liegt auf der Geldpolitik. 
Man erkennt den erfahrenen Edel-
metallhändler, wenn Krall vor al-
lem die Aufgabe der Bindung des 
Papiergeldes an die Golddeckung 
beklagt. Am Beispiel des Dollars 

zeigt er auf, wie fatal sich dies 
in den vergangenen Jahrzehnten 
nicht nur auf die US-, sondern 
auf die ganze Weltwirtschaft 
ausgewirkt hat. Das exzessive 
Gelddrucken und Schuldenma-
�F�K�H�Q�� �I�•�K�U�W�� �Q�L�F�K�W�� �Q�X�U�� �]�X�� �L�Q�À�D�W�L�R-
nären Zuständen, sondern auch 
zu einem weitgehenden Verlust 
des Vertrauens ins das Papiergeld 
und seine Derivate in Banken und 
an Börsen. In Krisen zeigt sich, so 
Krall, dass Papierwährungen ohne 
�*�R�O�G�������R�G�H�U���Z�H�Q�L�J�V�W�H�Q�V���5�R�K�V�W�R
u����
bzw. Güterdeckung) nur ein eitler 
Schein sind. 

Plädoyer für eine Reform an  
Haupt und Gliedern
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Kein Wunder, dass Kral l 
die Entwicklung bei den 

Brics-Staaten mit besonderer 
Aufmerksamkeit verfolgt. Insbe-
sondere beschäftigt ihn die Frage 
der Einführung einer neuen Wäh-
rung, die dem Dollar als bisheriger 
Weltleitwährung Konkurrenz ma-
chen soll. Für Krall ist es nur eine 
Frage der Zeit, wann diese neue 
Währung, mit einem Goldstandard 
ausgestattet, das Licht der Welt 
erblicken wird. Schließlich über-
�W�U�L
u�W���G�H�U���+�D�Q�G�H�O�V�E�L�O�D�Q�]�•�E�H�U�V�F�K�X�V�V��
der jetzigen Brics-Staaten bereits 
heute den des kollektiven Westens. 
Schon jetzt, so zeigt Krall auf, 
verliert der Dollar aufgrund der 
politischen und wirtschaftlichen 
Probleme der USA beständig an 
Vertrauen, was sich auch in einer 
allgemeinen Flucht in Edelmetalle 
als Sicherheit ausdrückt. 

Der Zusammenbruch des Dol-
lars als Weltleitwährung 

würde dann aber fatale Folgen 
für die Wirtschaft der USA und 
der von ihr abhängigen Staaten 
haben, nicht zuletzt in Form einer 
�J�D�O�R�S�S�L�H�U�H�Q�G�H�Q���,�Q�À�D�W�L�R�Q���X�Q�G���G�H�P��
sehr wahrscheinlichen Zusam-
menbruch des Börsen- und Ban-
kensystems mit Massenpleiten 
�Y�R�Q�� �Ä�]�R�P�E�L�¿�]�L�H�U�W�H�Q�³�� ���H�L�J�H�Q�W�O�L�F�K��
schon bankrotten) Unternehmen. 

Eine radikale Reform an 
Haupt und Gliedern wäre für 

Deutschland notwendig, um das 
daraus folgende Chaos abzuwen-
den, so der Autor des vorliegen-
den Buches. Und hier zeigt sich 
wieder der Politiker Krall. Zu 
Beginn zweiten Hälfte des Buches 
geißelt er mit beißender Schärfe 
die gegenwärtigen Machthaber 
in unserem Land, welche jede 
Form der Vernunft durch wahn-
hafte Ideologie ersetzt hätten. Der 
Ökosozialismus, die jetzt in der 
Bundesrepublik herrschende Dok-
trin, zerstöre die Reste von Recht 
und Freiheit und nicht zuletzt der 
Wirtschaft. Voran der Klimawahn, 
der auf der windigen Theorie des 
„menschengemachten Klimawan-
dels“ basierend, von der Politeska 
genutzt werde, um Deutschland zu 
deindustrialisieren. Die erdachte 
„Corona-Pandemie“, welche 
mit dem Repressionsstaat im 
Schlepptau die Grundrechte und 
persönliche Freiheiten der Bür-
ger über Bord werfe, die illegale 
Massenzuwanderung, die den 
deutschen Sozialstaat flute, zu 
immer neuem Schuldenmachen 
führe und schließlich drohe, 
bürgerkriegsähnliche Zustände 
herbeizuführen. Schließlich der 
Ukrainekrieg, der, neben ande-
ren Konflikten, von globalen 
Kriegstreibern und korrupten 
Politikern genutzt wird, Plan und 
Kriegswirtschaft einzuführen. 
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Contra Kartellpolitiker

Gehöriges Fett bekommen 
nebenbei die handelnden 

Kartellpolitiker weg, denen Krall 
in den meisten Fällen glattes 
Zivilversagen bescheinigt. Die 
wenigsten von ihnen seien für 
ihre Posten geeignet, viele sogar 
ohne jeden Berufsabschluss, 
geschweige denn, jemals am 
Produktionsprozess beteiligt ge-
wesen zu sein. So geißelt Krall 
das Berufspolitikertum, welches 
das Gemeinwohlinteresse mit der 
Jagd nach Ämtern und Mandaten 
vertauscht habe und als Vehikel 
seiner Macht, gleichzeitig die 
Bürger betrügend, eine wahnhafte, 
freiheits- und wirklichkeitsfeind-
liche Ideologie verfolge. 

Die Medizin, die Dr. Mar-
kus Krall gegen all diese 

Krankheiten verschreiben will, 
schmeckt allerdings bitter. Der 
Katalog der vorgeschlagenen Re-
formen ist lang wie eindringlich: 
Streichung aller direkten Steuern, 
da leistungsfeindlich. Das Geld, 
das beim Bürger bleibt, soll vor 
allem dessen Selbstversorgung 
zukommen. Gegenfinanzierung 
durch Kahlschlag in der staatli-
�F�K�H�Q���9�H�U�Z�D�O�W�X�Q�J���P�L�W���$�E�V�F�K�D
u�X�Q�J��
fast aller Bundesministerien; es 
sollen verbleiben nur Finanzen, 
Verteidigung und Auswärtiges. 
Privatisierung aller Aufgaben, 

die nicht staatliche Kernberei-
�F�K�H�� �E�H�W�U�H
u�H�Q���� �$�X�I�� �/�l�Q�G�H�U�H�E�H�Q�H��
analog. Starke Reduzierung der 
Abgeordnetenzahl in den Parla-
menten. Reform der Sozial- und 
Rentenversicherungen durch 
weitgehende Privatisierung. Für 
den Sozialstaat soll gelten: Nur der 
tatsächlich Bedürftige erhält Un-
terstützung. Selbstredend fordert 
Krall in diesem Zusammenhang 
das Ende der Migration in die So-
zialsysteme und eine Kehrtwende 
bei der Energiepolitik. Ferner Ver-
bot der Staatsverschuldung. Dazu: 
Ende der Gängelung des Bürgers 
durch Bürokratie, Streichung von 
95% der seit 1979 erlassenen Re-
gulierungen, wobei nach Meinung 
des Autors auch ein großer Teil 
der entsprechenden Gesetzgebung 
entfallen kann. Im Bereich der 
Bildung will Krall der Familie 
mehr Gewicht einräumen, etwa 
in Form von genossenschaftlich 
organisierten Schulen. Kontro-
versen dürfte auch die Forderung 
Kralls auslösen, dem Bürger nach 
amerikanischem Vorbild den 
Erwerb und das Tragen von Waf-
fen zu ermöglichen. Im Bereich 
der Verteidigung schwebt dem 
Frankfurter ein Milizsystem nach 
Schweizer Beispiel vor. 

Am Schluss des Buches steht 
noch einmal ein Plädoyer 
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für die Rückkehr zum „guten 
Geld“, nämlich der goldgedeckten 
Währung als Fundament einer 
gesunden und soliden Wirtschaft, 
gefolgt von einem Lob auf die 
Moral. Denn bei aller Wirtschafts-
liberalität ist Krall doch auch ein 
Wertkonservativer: Sein Bekennt-
nis zur Religion, welches er oft öf-
fentlich äußert, zur traditionellen 
Familie als dem Fundament der 
Gesellschaft sowie sein ehrlicher 
Patriotismus wirken sympathisch. 

Ob Dr. Markus Kralls ehrgei-
ziges und radikales Reform-

programm umsetzbar ist, müsste 
der praktische Versuch ergeben. 
Doch selbst mit einer AfD an der 

Regierung dürfte das schwierig 
sein. Gleichwohl sind seine Vor-
�V�F�K�O�l�J�H���D�X�F�K���D�O�V���$�X
u�R�U�G�H�U�X�Q�J���]�X��
verstehen, den Gordischen Knoten 
des Festgefahrenen zu zerschlagen 
und so manchen üblen Sumpf 
auszutrocknen. Dazu braucht es 
Mut und Selbstvertrauen. Tugen-
den, über die der Autor zweifellos 
verfügt. 
Fazit: Ein unbedingt lesenswer-
tes Buch!

Stephan Ehmke

�'�U���� �0�D�U�N�X�V�� �.�U�D�O�O�� Die Stunde 
Null. Ein neues Wirtschafts-
wunder ist möglich. Lan-
gen-Müller 2024, 272 Seiten. 
22,00 EUR.

Demokratieproblem „Mitte“

In der bundesdeutschen Politik 
strebt alles zu einer „Mitte“; 

dieses Bestreben wird als „Kon-
sensdemokratie“ veredelt, obwohl 
sich diese besondere Demokratie-
form dadurch auszeichnet, dass 
das, was als „rechts“ eingeordnet 
wird, in diesem „Konsens“ nicht 
eingeschlossen ist, sondern von 
der selbsterklärten „Mitte“ mit 
„Brandmauern“ entschieden aus-
gegrenzt wird. Gemessen an den 
eigenen Standards wird damit 
diese Mitte zum zentralen Demo-
kratieproblem. Hauptinstrument 
dieser Demokratiebedrohung 
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durch diese politische Mitte ist der 
„Verfassungsschutz“, der politi-
sche Opposition gedankenpolizei-
lich als „extremistisch“ – als ideo-
logischen Gegensatz zur „Mitte“ 
– bekämpft und damit gegen die 
Links-Rechts-Dyade gerichtet 
ist. Dieser Links-Rechts-Ant-
agonismus wird andernorts als 
entscheidend für das Vorliegen 
von Demokratie angesehen. Da-
nach gründet Politik auf einer 
Entscheidung über letztlich zwei 
Lösungen, wobei eine vermit-
telnde Lösung sich der einen 
oder anderen anschließt, um die 
vorübergehende Hegemonie der 
linken oder rechten Richtung 
entsprechend dem Mehrheits-
prinzip der freien Demokratie 
herbeizuführen. Dagegen nimmt 
die „Mitte“, sich dabei für das 
Ganze setzend, anmaßend das 
Ergebnis dieser freien Entschei-
dungsfindung vorweg wie dies 
etwa im „Reich der Mitte“, also 
in China, als vordemokratische 
Herrschaftsform zum Ausdruck 
gekommen ist, um im Zeitalter 
der Demokratie etwa in Form der 
christlichsozialen Dollfuss-Dik-
tatur als Autokratie der Mitte 
nachgeahmt zu werden. „Mitte“ 
setzt „links“ und „rechts“ notwen-
digerweise voraus, so dass dem-
entsprechend keine „Mitte“ mehr 
gegeben ist, wenn diese Mitte 

einseitig „rechts“ bekämpft, weil 
sie dann logischerweise zu einer 
verkappten wanderwitzigen Lin-
ken wird, was sie etwa als Block-
partei der Linksdiktatur „DDR“ 
schon dargestellt hat. „Links“ und 
„rechts“ als maßgebliche Kriterien 
�H�L�Q�H�U���I�U�H�L�H�Q���(�Q�W�V�F�K�H�L�G�X�Q�J�V�¿�Q�G�X�Q�J��
des Volks haben dabei, trotz des 
jeweiligen zeitlichen und räum-
lichen Konkretisierungsbedarfs, 
eine weit in die Vergangenheit 
zurückgehende Logik für sich, 
die auch interkulturell so fest-
zustellen ist. Die Alternative zu 
einer Links-Rechts-Einteilung des 
politischen Raums stellt die vorde-
mokratische Oben-Unten-Struk-
turierung dar, die sich etwa noch 
in der Bezeichnung Ober- und 
Unterhaus des britischen Parla-
ments spiegelt. Damit kann die 
Bedeutung der „Mitte“ in der BRD 
erklärt werden: Deutsche „Mitte“ 
kann nicht mehr als „ultramontan“ 
(Ausrichtung auf die potestas 
indirecta des Papstes), sondern 
muss zurückgehend auf die ame-
rikanische Besatzungsherrschaft 
als „ultraozeanisch“ eingestuft 
werden: Sie will die Deutschen 
international mediatisieren, wes-
halb anstelle demokratiekon-
�I�R�U�P�H�U�� �S�R�O�L�W�L�V�F�K�H�U�� �%�H�J�U�L
u�H�� �Z�L�H��
Volk und Bürger zunehmend 
demokratieverfremdende entpo-
�O�L�W�L�V�L�H�U�H�Q�G�H�� �%�H�J�U�L
u�H�� �Z�L�H�� �(�X�U�R�S�D��
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�,�P���,�Q�W�H�U�Q�H�W���]�X���H�U�U�H�L�F�K�H�Q���X�Q�W�H�U�����K�W�W�S�������Z�Z�Z���]�¿���L�Q�J�R�O�V�W�D�G�W���G�H

/ Menschheit und Menschen 
treten. Politik will diese autokra-
tische Mitte durch Wirtschaft und 
Moralpolitik – Menschenrechte 
als antioppositionelle Bekämp-
fungs-Werte – ersetzen wie den 
demokratischen Nationalstaat 
durch eine ideologisierte „Demo-
kratie“ ohne räumlich-zeitlichen 
Volksbezug. Diese Art von linker 
Mitte-Demokratie kann jedoch 
zumindest langfristig keine reale 
Demokratie sein, schon weil die 
demokratische Gleichheit mit dem 
Anteil der an ihr Partizipierenden 
abnimmt. Dieser Universalismus 
der Mitte wird daher eher zu ei-
nem „Reich der Mitte“ im Sinne 
der chinesischen Herrschaftsform 
führen. Damit sollte auch klar 
sein, wofür eine politische Rechte 
wird eintreten müssen, wobei sich 
dem eine wirklich demokratische 
Linke anschließen können sollte: 

Überwindung der politischen 
Mitte durch den demokratischen 
Nationalstaat mit freier Entschei-
�G�X�Q�J�V�¿�Q�G�X�Q�J���G�H�V���9�R�O�N�V�����Ä�0�L�W�W�H�³��
hat dabei nur als formales Prinzip 
eine dann jedoch durchaus ent-
scheidende Berechtigung, die vor 
allem durch die weltanschauliche 
Neutralität des Staates gegenüber 
den politischen Ansichten seiner 
Bürger zum Ausdruck kommt. 
Diesem berechtigten Mitte-Ver-
ständnis im Sinne von Aristoteles 
steht zentral der weltanschauliche 
„Verfassungsschutz“ einer auto-
kratischen Mitte entgegen.

Horst Heimerl

�-�R�V�H�I�� �6�F�K�•�‰�O�E�X�U�Q�H�U�� Konsens-
demokratie. Die politische 
„Mitte“ als Demokratiepro -
blem Verlag Antaios. Reihe 
kaplaken, Band 24, 80 Seiten. 
10,00 EUR.
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„Kein Unrecht rechtfertigt anderes Unrecht“

Ein grüner BRD-Vizekanzler, 
Robert Habeck, der „Vater-

landsliebe stets zum Kotzen fand 
und mit Deutschland nie etwas 
anzufangen wusste“; dazu eine 
grüne Staatsministerin für Kultur 
und Medien, Claudia Roth, die 
2015 auf einer Demonstration 
hinter einem Antifa-Plakat mit 
der Hetzparole „Deutschland, Du 
mieses Stück Scheiße!“ herlief 
und diese Aufschrift nicht bemerkt 
haben will: Da muss es einen gar 
nicht wundern, dass eine dieser 
Claudia Roth unterstellte Behör-
de, nämlich das „Bundesinstitut 
für Kultur und Geschichte der 
Deutschen im östlichen Europa“, 
sich im Herbst 2023 umbenannt 
hat. „Bundesinstitut für Kultur 
und Geschichte im östlichen Eu-
ropa“ heißt diese Behörde nun, 
und „der Deutschen“ kommt im 
Namen nicht mehr vor. Damit 
setzt sie sich nicht nur von § 96 des 
Bundesvertriebenengesetzes ab, 
sondern setzt Roths Art von „po-
litisch-semantischer Kriegführung 
gegen das Eigene“ gnadenlos fort. 
Im hysterischen, aber geheiligten 
„Kampf gegen rechts“ werden 
in einem Aufwasch die einstigen 
deutschen Staats- und Siedlungs-
gebiete künftig nur noch als eine 
von mehreren Teilmengen eines 

„transnationalen Kulturraums“ 
marginalisiert. Die deutschen 
Heimatvertriebenen werden auf 
eine Stufe mit jenen gestellt, die 
gegenwärtig in großen Massen 
nach Deutschland strömen.

Gegen diese links-grüne Sicht-
weise und gegen die Leise-

treterei, mit der in der Bundes-
republik Deutschland um ihre 
nackte wirtschaftliche Existenz 
fürchtende Historiker an das 
verminte Thema Vertreibung 
der Deutschen herangehen, setzt 
Mario Kandil seine Eckartschrift 
über die deutschen Vertreibungs-
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verluste 1944 bis 1948. Hier wird 
Tacheles geredet, auch wenn das 
die üblichen Verdächtigen, die 
nicht an ihrem geschönten Ge-
schichtsbild rütteln lassen wollen, 
wieder zum Zetern bringen dürfte. 
Doch es ist so, wie der Autor auf 
Seite 79 schreibt: Den Leiden der 
deutschen Heimatvertriebenen 
„und der geschichtlichen Wahrheit 
sind es die heute Lebenden schul-
dig, die Erinnerung daran mit allen 
Kräften […] am Leben zu halten, 
da ja Schweigen an dieser Stelle 
tatsächlich Verrat wäre“.

Kandil, der bloß zur Hälfte 
deutscher Herkunft ist und 

vielleicht auch deshalb nicht all 
jene Hemmnisse in sich trägt, 
die der im Bewusstsein ewiger 
Schuld erzogene Bundesdeut-
sche in seiner DNA hat, hält sich 
an nachweisbare Fakten, erliegt 
jedoch nicht einer geradezu „eun-
uchischen Objektivität“ (Johann 
Gustav Droysen). Für den Autor 
hat Historiographie auch die ver-
�G�D�P�P�W�H���3�À�L�F�K�W�����D�O�O���G�H�Q�H�Q���X�Q�D�Q�J�H-
nehme Wahrheiten ins Gesicht zu 
sagen, die das gar nicht ertragen 
�N�|�Q�Q�H�Q���� �(�L�Q�H�� �V�R�O�F�K�H���$�X
u�D�V�V�X�Q�J��
vom Beruf des Historikers ist ge-
rade darum um so eher am Platz, 
weil extrem linke Geschichts-
klitterer in unseren Tagen immer 
dreister die Geschichte für ihre 
Propagandazwecke vergewaltigen 

und all ihren ideologischen Müll 
dann auch noch als „objektive“ 
Wissenschaft anpreisen.

1944 begann eine menschliche 
Tragödie, die sich auch nicht 

durch noch so viele politisch moti-
vierte Verweise auf zuvor von den 
Nationalsozialisten begangene 
Verbrechen rechtfertigen lässt. 
Wie es der deutsche Ex-Bundes-
präsident Roman Herzog (CDU) 
formulierte: „Kein Unrecht, und 
mag es noch so groß gewesen 
sein, rechtfertigt anderes Un-
recht. Verbrechen sind auch dann 
Verbrechen, wenn [ihnen] ande-
re Verbrechen vorausgegangen 
sind.“ Ihm sekundierte der frühere 
SPD-Bundesgeschäftsführer Peter 
Glotz, der urteilte, dass das Denk-
modell der „gerechten“ Strafe 
(auf das sich die Antideutschen 
im In- und Ausland so gerne 
berufen) „korrupt“ und daher zu 
verwerfen sei.

Weder in der BRD noch in 
Österreich haben sich die 

politischen Parteien auf Dauer in 
überzeugender Art vor bzw. hinter 
die deutschen Heimatvertriebe-
nen gestellt. Allgemein kommen 
�O�H�W�]�W�H�U�H�� �L�P�� �|
u�H�Q�W�O�L�F�K�H�Q�� �'�L�V�N�X�U�V��
seit den 1980er Jahren, aber 
ganz besonders seit der (kleinen) 
Wiedervereinigung 1990 immer 
schlechter weg. In Anbetracht 
dessen zeigt die neueste Eckart-
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schrift auf, welche Verluste die 
deutschen Heimatvertriebenen 
in der Zeit von 1944/45 bis 1948 
erlitten haben. An Klarheit bleibt 
dabei kaum etwas zu wünschen 
übrig. Nach dem politisch kor-
rekten Gesäusel, das in der Ge-
schichtsschreibung der jüngsten 
Vergangenheit vorherrscht und 
oft genug zur Beschönigung selbst 
der übelsten Missetaten dient, 
wird hier bei der Thematik der 
Vertreibung der Deutschen scho-

nungslos Fraktur geredet. Recht 
so, denn sonst ist Historiographie 
bloß noch rückwärtsgerichtete 
Politpropaganda, die den Namen 
Wissenschaft nicht länger ver-
dient!

Gustav Wrangel

�0�D�U�L�R�� �.�D�Q�G�L�O�� Die deutschen 
Vertreibungsverluste 1944 bis 
1948. „Kein Unrecht rechtfer-
tigt anderes Unrecht“ (Eckart-
schrift 256). 11,50 EUR.

Stefan Scheil: „Balkanfront 1941“

Stefan Scheil sagt schon im Un-
tertitel seiner kleinen Studie 

warum die Wehrmacht nach den 
schnellen Siegen in Polen 1939, in 
Norwegen und in Frankreich 1940 
den deutschen Machtbereich noch 
um den Balkan vergrößerte, näm-
lich wegen „Churchills Strategie“.

Der deutsche Diktator woll-
te Südosteuropa unbedingt 

ruhig halten, zumal Rumänien 
das für Deutschland existen-
ziell wichtige Öl lieferte. Doch 
Churchill, blind dafür, daß er 
durch seine Kriegsmanie zum 
„Totengräbern des Britischen 
Empire“ wurde, wie sein Haß-
feind richtig erkannte, war ein 
Meister im praktischen Umsetzen 
seiner Weisung „setzt Europa in 
Brand/set Europe alight“, wenn 

auch zunächst nicht unbedingt 
militärisch erfolgreich. Das hatte 
schon im Frühjahr 1940 der von 
der Wehrmacht vereitelte Versuch 
gezeigt, Norwegen zu besetzen. 
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Britische Absichten im Balkan 
gab es aber auch schon, bevor 
Churchill Premier geworden war, 
wie französische Dokumente zeig-
ten, die das Auswärtige Amt auch 
�Y�H�U�|
u�H�Q�W�O�L�F�K�W�H���� �6�F�K�R�Q���N�X�U�]�� �Q�D�F�K��
Kriegsausbruch war von Briten 

wie Franzosen erkundet worden, 
wie die rumänische Ölförderung 
zu sabotieren oder die Donau 
zu sperren sei. Dies plante der 
Oberste Alliierte Kriegsrat in 
gemeinsamer Sitzung.

Deutscher Vorschlag: „Kompromißfrieden“

Nach den deutschen Siegen 
hätten „einen Kompromiß-

frieden […] manche westliche 
Politiker akzeptiert.“ Ein solcher 
wurde im Juli 1940 von Hitler vor 
dem Reichstag vorgeschlagen und 
auch über den britischen Botschaf-
ter in Washington angeregt; der 
„fand die deutschen Bedingungen 
so [überaus befriedgend], daß er 
in London für deren Annahme 
warb.“ Aber Churchill wollte 
Krieg. „… ich liebe diesen Krieg. 
[…] – ich genieße jede Sekunde 
davon“, hatte er schon 1915 der 
Tochter des Premiers Asquith 
gestanden, wie Niall Ferguson in 
„Der falsche Krieg“ berichtet.

In Südosteuropa st rebten 
1940/41 allerdings auch ande-

re politische Akteure zum Krieg. 
Auch Griechenland war laut fran-
zösischen Dokumenten bereit, auf 
Seiten der Alliierten in den Krieg 
einzutreten. Der sowjetische Au-
ßenminister gab nach Rückkehr 
aus Berlin im November 1940 
grünes Licht für zersetzendes 

Agieren der Kommunistischen 
Internationale in den deutschen 
Besatzungs- und Interessengebie-
ten. Sein Stellvertreter sagte dem 
Botschafter Jugoslawiens, die 
Sowjetunion trete in den Krieg in, 
wenn die Briten eine Balkanfront 
eröffneten. Die Außenminister 
Englands und der Sowjetunion 
trafen sich in Ankara.

Die Versuche Berlins, zu ei-
nem Kompromißfrieden zu 

kommen, scheiterten, London 
setzte auf Sieg. Diesen zu för-
dern sandte Roosevelt im De-
zember 1940 seinen Agenten für 
besondere Aufgaben William 
Donovan zu Churchill, der aus 
diesem Anlaß den Hafen und 
die Industrie in Mannheim bom-
bardieren ließ. Donovan machte 
seinen vielen Gesprächspartnern 
aber auch klar, daß die USA 
die Nachkriegsordnung Europas 
bestimmen würden. Der Rezen-
sent fragt sich, warum Churchill 
angesichts dieser glaubwürdi-
gen Drohung, Großbritannien 
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weltpolitisch bedeutungslos zu 
machen, nicht doch durch eine 
Verständigung mit Deutschland 
zu den „überaus befriedigenden“ 
Bedingungen Großbritanniens 
Bedeutung erhalten hat, wohl-
wissend, daß Hitler das Empire 
bewunderte, und das Reich über-
haupt nicht das Potential hatte, 
dessen Erbe anzutreten.

Donovan besuchte, beglei-
tet von einen Vertrauten 

Churchills und britischen Geheim-
dienstlern, den Mittelmeerraum 
und den Nahen Osten, auch die 
griechischen Truppen in Albanien. 
In Athen hatte kurz vorher der 
deutsche Abwehrchef Canaris 
dem sich erfolgreich gegen Italien 
verteidigenden Lande den Bestand 
der Vorkriegsgrenzen zugesichert, 
möglicherweise auch Eroberungs-
gewinne in Albanien.

Ab e r  D o n o v a n  k o n n t e 
Roosevelt melden, daß Eng-

�O�D�Q�G�� �P�L�W�� �*�U�L�H�F�K�H�Q�O�D�Q�G�� �]�X�� �(�U�|
u-
nung einer Front bereit seien. 
In dem von den Alliierten des 
�O�H�W�]�W�H�Q���:�H�O�W�N�U�L�H�J�H�V���J�H�V�F�K�D
u�H�Q�H�Q��
Jugoslawien, mit dem Serbien sich 
1919 rund versechsfacht hatte, 
wollte der Prinzregent trotz Do-
novans drohendem Drängen aber 
seine Neutralität bewahren. Doch 
bei der dortigen Opposition, so 
beim späteren Putsch-Führer im 
Hauptquartier der Luftstreitkräfte 

fand er Anklang vielleicht auch 
einen Abnehmer von Barem. Der 
deutsche Staatschef wollte seiner-
seits Jugoslawien um jeden Preis 
der Achse gewogen halten und 
darüber hinaus Spanien, Italien, 
Sowjetrußland sowie Frankreich 
politisch gegen England für einen 
Frieden einspannen, was bekannt-
lich nicht gelang. Aus britischer 
Sicht war im Balkan die Bühne 
vorbereitet. Deutschland gelang 
es noch, Jugoslawien am 35. März 
1941 symbolisch, weil ohne Ver-
�S�À�L�F�K�W�X�Q�J�����L�Q���G�H�Q���'�U�H�L�P�l�F�K�W�H�S�D�N�W��
mit Italien und Japan zu bringen, 
doch zwei Tage später wurde für 
die Alliierten geputscht.

Der Vize-Außenminister der 
USA forderte von Jugos-

lawien die bedingungslose Un-
terstützung britischer Aktionen. 
�:�•�U�G�H���H�L�Q���G�H�X�W�V�F�K�H�U���$�Q�J�U�L
u���D�X�I��
Griechenland oder die britischen 
Truppen im Mittelmeer begüns-
tigt, würden alle jugoslawischen 
Gelder eingefroren. Der Vertreter 
Washingtons in Belgrad befand, 
jugoslawische Unabhängigkeit 
werde ausschließlich von den USA 
definiert. Schon Donovan hatte 
Jugoslawien prophezeit, nicht am 
Siegertisch zu sitzen, sollte Jugo-
slawien deutsche Truppen passie-
ren lassen. Dies hatte Deutschland 
hatte aber gar nicht verlangt. Die 
Frage der Belgrader, ob britische 
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Truppen im Kriegsfall die Balkan-
staaten unterstützen würden, be-
antwortete der britische Vertreter 
in Belgrad mit einem diplomatisch 
deutlichen Nein.

Die Lage blieb verworren, ent-
sprach aber Churchills allge-

meiner Strategie, Europa in Brand 
zu setzen. Der antideutsche Putsch 
war in Serbien mit Demonstratio-
nen und Fahnen der Westalliierten 
begrüßt worden. Aber auch die 
neue Regierung wollte weder die 
Italiener in Albanien angreifen, 
noch die Deutschen provozieren, 
also auch keinen Vertrag mit den 
Briten. Geheime Stabsgesprä-
che mit ihnen und den Griechen 
stimmte sie aber sehr wohl zu. 
Mit der Sowjetunion, die einen 
Monat vorher die Öllieferungen 
an Deutschland gestoppt hatte, 
schloß sie am 5./6. April 1941 
einen Freundschaftsvertrag.

Der britische Botschafter in 
Washington, Lord Halifax 

gab in einer Rede im April 1941 
�|
u�H�Q�W�O�L�F�K�� �]�X���� �G�D�‰�� �(�Q�J�O�D�Q�G�� �G�H�Q��
Balkankrieg angezettelt und die 
Griechen geopfert habe. „Aber 
der Krieg wird noch lange an-
dauern … und daher gab es gute 
Gründe für unsere Intervention. 
Wir wußten, daß Hitler bemüht 
war, Kämpfe auf dem Balkan zu 
vermeiden ... Die Tatsache, daß 
ein Feind eine bestimmte Aktion 

vermeiden will, ist allgemein ein 
guter Grund dafür, ihn zu dieser 
Aktion zu zwingen.“

Doch die „harte Nuß“, die 
Churchill hatte für Deutsch-

�O�D�Q�G�� �V�F�K�D
u�H�Q�� �Z�R�O�O�H�Q���� �N�Q�D�F�N�W�H�Q��
die deutschen Truppen, begleitet 
von Ungarn und Bulgaren ab dem 
6. April sehr schnell, wie hinzu-
zufügen ist: Jugoslawien, dessen 
Armee sich weitgehend ohne Wi-
derstand aufgelöst hatte, kapitu-
lierte nach elf, Griechenland nach 
17 Tagen. Zum dritten Mal nach 
Norwegen und Frankreich ver-
ließen in diesem Krieg britische 
Truppen (hier 50.000 Mann) unter 
Aufgabe schwerer Ausrüstung das 
Operationsgebiet. Die kriegsge-
fangene griechische Armee wurde 
nach Hause entlassen. Als kleinere 
harte Nuß blieb allerdings der 
spätere Partisanenkrieg.

Die Kriegstreiberei in neut-
rale Ländern rechtfertigte 

�&�K�X�U�F�K�L�O�O���P�L�W���G�H�U���3�À�L�F�K�W���X�Q�G���G�H�P��
Recht zur Verteidigung der De-
mokratien, wozu man zeitweilig 
das Völkerrecht habe verletzen 
dürfen. Das nahm die spätere 
Selbstgerechtigkeit der ständigen 
Mitglieder des UN-Sicherheitsrats 
vorweg, die Anklagen wegen Ver-
letzung des Völkerrechts durch ihr 
Veto verhindern können, [wovon 
besonders die westlichen reichlich 
Gebrauch machen, d. Rez.]
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Nach dem Krieg erschien 
das deutsche Vorgehen als 

unprovoziert, auch weil Hitler 
„in Tyrannenmanier“ (oder à la 
Churchill) einen vernichtenden 
�/�X�I�W�D�Q�J�U�L
u���D�X�I���%�H�O�J�U�D�G���D�Q�J�H�R�U�G-
�Q�H�W���K�D�W�W�H���>�G�H�U���Y�R�P���/�X�I�W�À�R�W�W�H�Q���%�H-
fehlshaber jedoch auf kriegswich-
tige Ziele begrenzt worden war, 
d. Rez.].

In Griechenland hatten die bri-
tischen Truppen die Lebens-

�P�L�W�W�H�O�Y�R�U�U�l�W�H�� �V�W�D�U�N�� �D�Q�J�H�J�U�L
u�H�Q����
Deshalb ordnete der deutsche 
Generalstab Hilfe an, da aber die 
Türkei nicht lieferte, die haupt-
verantwortliche italienische Re-
gierung überfordert war, und die 
britische Blockade ganz Europa 

traf, forderte eine Hungersnot 
in Griechenland etwa 360.000 
Todesopfer.

Stefan Scheils Studie mit bei-
gefügter Chronologie der Er-

eignisse, auch über das Thema 
hinaus, ist sehr verdienstvoll, 
denn sie zeigt drastisch, mit welch 
fanatischem Vernichtungswillen 
Deutschland schon sehr früh auch 
�V�H�L�W�H�Q�V���G�H�U���R
v�]�L�H�O�O���Q�R�F�K���Q�H�X�W�U�D�O�H�Q��
USA unter Roosevelt konfrontiert 
war.

Manfred Backerra

�6�W�H�I�D�Q�� �6�F�K�H�L�O�� Balkanfront 
1941. Churchills Strategie 
Kaplaken 63. 78 S., geb., 
Antaios, Schnellroda 2021.  
10,- EUR.

�,�P���,�Q�W�H�U�Q�H�W���]�X���H�U�U�H�L�F�K�H�Q���X�Q�W�H�U�����K�W�W�S�������Z�Z�Z���]�¿���L�Q�J�R�O�V�W�D�G�W���G�H





 


